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Beginn der 32. Sitzung 

Donnerstag, 20. Oktober 2022, 09:00 Uhr 

  

 

  Mitteilungen 

[20.10.22 09:00:24, MGT] 

  

Letzte Sitzung Danielle Kaufmann 

Heute ist die letzte Sitzung von Danielle Kaufmann, welche seit Februar 2013 Mitglied des Grossen Rates ist. 
Danielle Kaufmann war Mitglied der Disziplinarkommission, des Ratsbüros, der UVEK und natürlich der Justiz- 
Sicherheit und Sportkommission, welche sie auch seit Dezember 2019 präsidiert. Mit ihrem juristischen 
Sachverstand hat sich Danielle Kaufmann prägend in viele Geschäfte in den letzten Jahren eingebracht. Heute 
haben wir die Gelegenheit, Danielle nochmals bei der Beratung der Revision des Datenschutzgesetztes als 
Präsidentin der JSSK «zu geniessen». Im Namen des Grossen Rates danke ich Danielle Kaufmann für ihre 
dem Kanton geleisteten Dienste und wünsche ihr für die Zukunft alles Gute. 

[Applaus] 

  

Hinweis Soirée parlementaire 2022 ILK 

Heute liegen auf dem Tisch des Hauses Einladungen für die Soirée parlementaire der ILK. Dieser Anlass ist 
ein neues Format für einen Abendanlass an welchem sich Mitglieder der kantonalen Parlamente treffen und 
austauschen können. Der Anlass hat das Thema «Die Kantone als Labore einer zukunftsfähigen Schweiz: 
Anspruch, Wirklichkeit, Erfahrungen» und findet am 15. November 2022 ab 17:30 Uhr in Zürich statt. Sie 
erhalten die Einladung ebenfalls im Versand vom Freitag.  

  

Standesinitiative betreffend Beteiligung des Bundes an den Ertragsausfällen der Spitäler und Kliniken 

Gestern wurde uns mitgeteilt, dass der Standesinitiative betreffend Beteiligung des Bundes an den 
Ertragsausfällen der Spitäler und Kliniken, welche der Grosse Rat am 10. Februar 2021 beschlossen hat, von 
den Eidgenössischen Räten keine Folge geleistet wird. Das entsprechende Schreiben wird in unsere 
Datenbank aufgenommen und Sie finden eine Kopie auf dem Tisch des Hauses. 

  

 

 14. Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag betreffend Corona-
Bonus für das Gesundheitspersonal während der COVID-19-Pandemie und Bericht 
zur Motion der Gesundheits- und Sozialkommission betreffend Corona-Bonus für 
das Gesundheits-personal während der COVID-19-Pandemie (Ausgabenbewilligung 
und Nachtragskredit) (Fortsetzung) 

[20.10.22 09:03:12] 

  

Die Gesundheits- und Sozialkommission beantragt, auf das Geschäft einzutreten und den Beschluss 
abzulehnen. 

  

Voten:  Oliver Bolliger (GAB); Tobias Christ (GLP); Karin Sartorius (FDP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Beda Baumgartner (SP); Karin Sartorius (FDP) 

  

Voten:  Melanie Eberhard (SP) 
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Zwischenfrage 

Voten:  André Auderset (LDP); Melanie Eberhard (SP) 

  

Voten:  Lydia Isler-Christ (LDP); David Trachsel (SVP); Jean-Luc Perret (SP) 

  

Eric Weber (fraktionslos): beantragt Rückweisung an die GSK und Nichteintreten. 

  

Voten:  Daniel Albietz (die Mitte/EVP); Fleur Weibel (GAB) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  David Trachsel (SVP); Fleur Weibel (GAB) 

  

Voten:  Eric Weber (fraktionslos); Tim Cuénod (SP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Lukas Faesch (LDP); Tim Cuénod (SP) 

  

Voten:  Andrea Strahm (die Mitte/EVP); Melanie Nussbaumer (SP) 

  

Abstimmung 

über das Eintreten: 

JA heisst Eintreten, NEIN heisst Nichteintreten. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

91 Ja, 1 Nein, 1 Enthaltung. [Abstimmung # 295, 20.10.22 09:54:47] 
  

  

Der Grosse Rat beschliesst 

auf das Geschäft einzutreten. 

  

Abstimmung 

Über die Rückweisung 

JA heisst Rückweisung, NEIN heisst keine Rückweisung 

 

Ergebnis der Abstimmung 

1 Ja, 93 Nein, 1 Enthaltung. [Abstimmung # 296, 20.10.22 09:55:38] 

 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

keine Rückweisung 

  

Detailberatung 
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GRB1 

Titel und Ingress 

Einziger Absatz 

Publikations- und Referendumsklausel 

  

Schlussabstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Grossratsbeschluss, NEIN heisst Ablehnung gemäss Antrag Kommission. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

31 Ja, 43 Nein. [Abstimmung # 297, 20.10.22 09:56:43] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

die Abstimmung zu wiederholen. 

  

Schlussabstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Grossratsbeschluss, NEIN heisst Ablehnung gemäss Antrag Kommission. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

29 Ja, 60 Nein. [Abstimmung # 298, 20.10.22 09:57:27] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

die Abstimmung zu wiederholen. 

  

Schlussabstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Grossratsbeschluss, NEIN heisst Ablehnung gemäss Antrag Kommission. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

45 Ja, 50 Nein. [Abstimmung # 299, 20.10.22 09:59:13] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Grossratsbeschluss abzulehnen. 

  

Detailberatung 

GRBII Nachtragskredit 

Titel und Ingress 

Einziger Absatz 

Publikationsklausel 

  

Schlussabstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Grossratsbeschluss, NEIN heisst Ablehnung gemäss Antrag der Kommission. 

  

Ergebnis der Abstimmung 
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46 Ja, 48 Nein. [Abstimmung # 300, 20.10.22 10:00:05] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Grossratsbeschluss abzulehnen.   

Mit dem Beschluss über das Eintreten auf das Geschäft haben Sie die Motion der Gesundheits- und 
Sozialkommission betreffend Corona-Bonus für das Gesundheitspersonal während der COVID-19-
Pandemiegemäss § 43 Abs. 5 der Geschäftsordnung als erledigt abgeschrieben. 

  

 

 15. Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag betreffend 
Grossratsbeschluss zur Ausrichtung einer einmaligen Unterstützung an Personen in 
bescheidenen finanziellen Verhältnissen im Zusammenhang mit der Covid-19-
Pandemie und Bericht zur Motion Pascal Pfister und Konsorten betreffend Corona-
Härtefall-Unterstützung für Personen in bescheidenen finanziellen Verhältnissen 

[20.10.22 10:00:51, GSK, WSU, 22.0890.02 21.5275.04, BER] 

  

Die Gesundheits- und Sozialkommission beantragt, auf das Geschäft einzutreten und die Beschlussvorlage 
abzulehnen. 

  

Voten:  Raoul Furlano Vizepräsident der GSK; RR Kaspar Sutter, Vorsteher WSU; Lydia Isler-Christ (LDP); 
Georg Mattmüller (SP); Fleur Weibel (GAB); Tobias Christ (GLP); Oliver Bolliger (GAB); Eric Weber 
(fraktionslos) 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf das Geschäft einzutreten. 

  

Detailberatung 

Titel und Ingress 

Römisch I 

Ziff. 1 Zweck 

Ziff. 2 Finanzierung 

Ziff. 3 Kreis der Berechtigten 

Abs. 1 - 2 

Ziff. 4 Höhe der Unterstützung 

Ziff. 5 Auszahlung der Unterstützung 

Abs. 1 - 3 

Ziff. 6 Ablauf des Anspruchs auf Unterstützung 

II. Publikation und Inkraftreten 

  

Schlussabstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Grossratsbeschluss, NEIN heisst Ablehnung gemäss Antrag der Kommission. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

55 Ja, 38 Nein. [Abstimmung # 301, 20.10.22 10:30:36] 
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Der Grosse Rat beschliesst 

I. 

Ziff. 1 Zweck 

1 Bezügerinnen und Bezüger von Prämienverbilligung, deren Einkommen im Jahr 2020 im Vergleich zum Jahr 
2019 um mindestens 5 Prozent abgenommen hat und welche am Tag des Inkrafttretens dieses Beschlusses 
Wohnsitz im Kanton Basel-Stadt haben, erhalten vom Kanton Basel-Stadt eine einmalige finanzielle 
Unterstützung. 

Ziff. 2 Finanzierung 

1 Zu diesem Zweck wird ein Betrag von Fr. 4’870’000 bereitgestellt. 

Ziff. 3 Kreis der Berechtigten 

1 Anspruchsberechtigt sind Personen, die am Tag des Inkrafttretens dieses Beschlusses Prämienverbilligung 
gemäss § 17 Abs. 1 des Gesetzes über die Krankenversicherung im Kanton Basel-Stadt (GKV) vom 15. 
November 1989 beziehen und deren massgebliches Einkommen der massgeblichen wirtschaftlichen 
Haushaltseinheit im Sinne von § 18 GKV im Jahr 2020 im Vergleich zum Jahr 2019 um mindestens 5 Prozent 
abgenommen hat. Für die Ermittlung der Einkommenseinbusse sind bei ordentlich besteuerten Personen das 
«Total der Einkünfte» der rechtskräftigen Veranlagungsverfügungen (Ziffer 499) und bei quellenbesteuerten 
Personen die jährlichen Bruttoeinkünfte der Jahre 2019 und 2020 massgebend. 

2 Zusätzlich muss die anspruchsberechtigte Person auch am Tag des Inkrafttretens dieses Beschlusses 
Wohnsitz im Kanton Basel-Stadt haben. 

Ziff. 4 Höhe der Unterstützung 

1 Die einmalige Unterstützung beträgt 550 Franken pro Haushaltsmitglied. 

Ziff. 5 Auszahlung der Unterstützung 

1 Das Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt (WSU) ermittelt von Amtes wegen die 
anspruchsberechtigten Personen. Zu diesem Zweck werden das WSU und die Steuerverwaltung ermächtigt, 
die notwendigen Personendaten im Sinne von § 9 des Gesetzes über die Information und den Datenschutz 
(IDG) vom 9. Juni 2010 zu bearbeiten. 

2 Das WSU informiert die berechtigten Personen schriftlich über ihren Anspruch auf eine einmalige 
Unterstützung und bittet um Mitteilung einer Auszahladresse (Bank- oder Postverbindung) innerhalb einer 
angemessenen Frist. 

3 Wird dem WSU innerhalb der Frist nach Abs. 2 keine Auszahladresse mitgeteilt, so erfolgt eine Erinnerung 
mit einer nochmaligen Fristansetzung von 30 Tagen. Verstreicht auch diese Frist ungenutzt, so verfällt der 
Anspruch auf eine Unterstützung. 

Ziff. 6 Ablauf des Anspruchs auf Unterstützung 

1 Liegen bei einer Person die rechtskräftigen Veranlagungen oder die jährlichen Bruttoeinkünfte bei der 
Quellensteuer für die Steuerjahre 2019 und 2020 im Zeitpunkt der Anspruchsprüfung nach Ziff. 5 Abs. 1 noch 
nicht vor, so kann die Person bis 31. Dezember 2023 einen Antrag auf eine Unterstützung beim WSU stellen. 

  

II. Publikation und Inkrafttreten 

Dieser Beschluss ist zu publizieren; er unterliegt dem Referendum und tritt am fünften Tag nach der 
Publikation des unbenutzten Ablaufs der Referendumsfrist oder im Falle der Volksabstimmung am fünften Tag 
nach der Publikation der Annahme durch die Stimmberechtigten in Kraft. 

Mit dem Beschluss über das Eintreten auf das Geschäft haben Sie die Motion Pascal Pfister betreffend 
«Corona-Härtefall-Unterstützung für Personen in bescheidenen finanziellen Verhältnissen» gemäss § 43 Abs. 
5 der Geschäftsordnung als erledigt abgeschrieben. 

  

 

 16. Bericht der Umwelt-, Verkehrs- und Energiekommission zum Ausgabenbericht 
betreffend Ausgabenbewilligung für die zur Neuorganisation des Aeschenplatzes 
notwendige Projektierung 
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[20.10.22 10:31:43, UVEK, BVD, 21.0189.02, BER] 

  

Die Umwelt-, Verkehrs- und Energiekommission (UVEK) beantragt mit ihrem Bericht 21.0189.02, auf das 
Geschäft einzutreten und der Beschlussvorlage zuzustimmen. 

  

Voten:  Raphael Fuhrer, Präsident UVEK; RR Esther Keller, Vorsteherin BVD 

  

Zwischenfragen 

Voten:  Mark Eichner (FDP); RR Esther Keller, Vorsteherin BVD; David Jenny (FDP); RR Esther Keller, 
Vorsteherin BVD 

  

Voten:  Tobias Christ (GLP); Raffaela Hanauer (GAB) 

  

Beat K. Schaller (SVP): beantragt Rückweisung an den Regierungsrat. 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Lisa Mathys (SP); Beat K. Schaller (SVP) 

  

Voten:  Beat Braun (FDP); Jean-Luc Perret (SP); Nicole Strahm-Lavanchy (LDP); Franz Xaver Leonhardt (die 
Mitte/EVP); Erich Bucher (FDP); RR Esther Keller, Vorsteherin BVD; Raphael Fuhrer, Präsident UVEK 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf das Geschäft einzutreten. 

  

Abstimmung 

über die Rückweisung. 

JA heisst Rückweisung, NEIN heisst keine Rückweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

31 Ja, 57 Nein, 4 Enthaltungen. [Abstimmung # 302, 20.10.22 11:41:00] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

keine Rückweisung. 

  

Detailberatung 

Titel und Ingress 

Einziger Absatz 

Publikationsklausel 

  

Schlussabstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Antrag der Kommission, NEIN heisst Ablehnung. 
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Ergebnis der Abstimmung 

55 Ja, 28 Nein, 9 Enthaltungen. [Abstimmung # 303, 20.10.22 11:41:52] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

Für die Projektierung des Vorprojekts zur Neuorganisation Aeschenplatz wird eine einmalige Ausgabe von Fr. 
1’408’000 zu Lasten der Investitionsrechnung, Investitionsbereich IB1 «Stadtentwicklung und 
Allmendinfrastruktur» genehmigt. 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

  

 

 18. Bericht der Regiokommission zum Ratschlag für den Staatsbeitrag an die Regio 
Basiliensis (Interkantonale Koordinationsstelle IKRB) sowie an das Gemeinsame 
Sekretariat der Deutsch-französisch-schweizerischen Oberrheinkonferenz (ORK) für 
die Jahre 2023 bis 2026 

[20.10.22 11:43:09, RegioKo, PD, 21.1070.02, BER] 

  

Die Regiokommission beantragt, auf das Geschäft einzutreten und Staatsbeiträge in der Höhe von insgesamt 
Fr. 1‘573‘936 zu bewilligen. 

  

Voten:  Niggi Rechsteiner, Präsident RegioKo; Regierungspräsident Beat Jans, Vorsteher PD 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf das Geschäft einzutreten. 

  

Detailberatung 

Titel und Ingress 

1. Staatsbeiträge 2023 - 2026 

Beiträge Regio Basiliensis 

Beiträge Oberrheinkonferenz 

2. Vorbehalt Zustimmung Partnerkantone 

Publikations- und Referendumsklausel 

  

Schlussabstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Antrag der Kommission, NEIN heisst Ablehnung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

87 Ja, 1 Nein. [Abstimmung # 304, 20.10.22 11:55:43] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

1. Für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit am Oberrhein werden für die Jahre 2023 bis 2026 Ausgaben 
in der Höhe von insgesamt Fr. 1‘573‘936 (Fr. 393‘484 pro Jahr) bewilligt.  

Die Ausrichtung erfolgt mit Beiträgen an die Regio Basiliensis 

- für die Interkantonale Koordinationsstelle zzgl. Mitfinanzierung des Schweizer ORK-Delegationssekretariats 
in Höhe von insgesamt Fr. 1’418’780 (Fr. 354’695 Franken pro Jahr pro Jahr) 
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sowie mit Beiträgen an die Oberrheinkonferenz 

- für die Beteiligung am Gemeinsamen Sekretariat in Höhe von insgesamt Fr. 91’764 (Fr. 24’088 pro Jahr) und 

- die Mitfinanzierung des Kooperationsfonds der Oberrheinkonferenz in Höhe von insgesamt Fr. 58’800 (Fr. 
14’700 pro Jahr).  

2. Dieser Beschluss wird unter der Bedingung gefasst, dass die Kantone Basel-Landschaft, Aargau, Jura und 
Solothurn der Regio Basiliensis für die Periode 2023 bis 2026 die vereinbarten Beträge bewilligen, und dass 
die deutsch-französisch-schweizerische Vereinbarung zur Weiterführung des Gemeinsamen Sekretariat der 
Oberrheinkonferenz für die Jahre 2023 bis 2026 abgeschlossen wird. 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. Er unterliegt dem Referendum. 

  

Schluss der 32. Sitzung 

12:00 Uhr 

   

   

Beginn der 33. Sitzung 

Donnerstag, 20. Oktober 2022, 15:00 Uhr 

  

 

 17. Bericht der Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission zum Ratschlag zu einer 
Änderung des Gesetzes über die Information und den Datenschutz vom 9. Juni 2010 
(Informations- und Datenschutzgesetz, IDG) und weiterer Gesetze (Anpassung an die 
europäischen Datenschutzreformen und weitere Anpassungen) sowie Bericht zum 
Anzug Thomas Gander und Konsorten zur Schaffung von rechtlichen Grundlagen für 
die Anwendung von algorithmus-basierter Instrumente in der Polizeiarbeit 

[20.10.22 15:00:12, JSSK, PD, 21.1239.02 21.5704.03, BER] 

  

Die Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission (JSSK) beantragt mit ihrem Bericht 21.1239.02, 21.5704.03, auf 
das Geschäft einzutreten und der Beschlussvorlage zuzustimmen. 

  

Voten:  Danielle Kaufmann, Präsidentin JSSK; Regierungspräsident Beat Jans, Vorsteher PD; Edibe Gölgeli 
(SP) 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf das Geschäft einzutreten. 

  

Detailberatung 

Titel und Ingress 

Römisch I. 

§ 1 Abs. 2 (geändert) 

§ 2 Abs. 2 (geändert) 

Abs. 2bis (neu)  

§ 3 Abs. 3 (geändert) 

Abs. 4 (geändert) 

Abs. 5 (geändert) 

Abs. 7 (neu) 
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Abs. 8 (neu) 

§ 6 Abs. 2 (geändert) 

Abs. 3 (neu) 

§ 7 Abs. 3 (neu) 

§ 8 Abs. 4 (geändert) 

§ 9 Abs. 2 (geändert) 

Abs. 4 (neu) 

§ 9a Abs. 1 (geändert) 

Abs. 2 (Überschrift geändert) 

§ 10 Abs. 1 (geändert) 

§ 11 Abs. 2 (neu) 

Abs. 3 (neu) 

§ 12a (neu)  

Abs. 1 – 3 

§ 13 Abs. 1 (geändert) 

Abs. 2 (geändert) 

§ 14 Abs. 1 (geändert) 

Abs. 2 (geändert) 

§ 15 Abs. 1 (geändert) 

Abs. 2 (geändert) 

Lit. a - e 

Abs. 3 (geändert) 

Lit a - c 

Abs. 4 (neu) 

§ 16 Abs. 2 (neu) 

§ 16a (neu) 

§ 16b (neu) 

Jo Vergeat, Grossratspräsidentin: Hier liegt ein Änderungsantrag vor. Der Regierungsrat beantragt den §16b 
zu streichen. Ich eröffne dazu die Debatte: 

  

Voten:  Regierungspräsident Beat Jans, Vorsteher PD; Danielle Kaufmann, Präsidentin JSSK; David Jenny 
(FDP); Nicola Goepfert (GAB) 

  

Abstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Änderungsantrag, NEIN heisst Ablehnung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

10 Ja, 75 Nein, 3 Enthaltungen. [Abstimmung # 305, 20.10.22 15:49:23] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Änderungsantrag abzulehnen. 
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Detailberatung 

Fortsetzung Detailberatung: 

§ 18 Abs. 2 (geändert) 

Abs. 4 (geändert) 

Abs. 4bis (neu) 

Abs. 4ter (neu) 

Abs. 5 (geändert) 

§ 20 Abs. 4 (geändert) 

§ 21 Abs. 2 (geändert) 

§ 22 Abs. 1 (geändert) 

Abs. 4 (geändert) 

Abs. 5 (geändert) 

§ 26 Abs. 2 (neu) 

§ 27 Abs. 1 (geändert) 

Abs. 1bis (neu) 

Abs. 1ter (neu) 

§ 28a (neu) 

Abs. 1 – 3 

§ 38 Abs. 3 (Überschrift geändert) 

Lit. b (geändert) 

Lit. c (neu) 

Lit. d (neu) 

§ 44 Abs. 1 

Lit. b (geändert) 

Lit. f (geändert) 

Lit. g- h (neu) 

§ 45 Abs. 1 (geändert) 

Abs. 2 (geändert) 

§ 50 Abs. 1 (geändert) 

Abs. 2 (aufgehoben) 

§ 51 Abs. 1 (geändert) 

Lit. a – b (neu) 

§ 55 Abs. 1 (geändert) 

II. Änderung anderer Erlasse 

1. Geoinformationsgesetz (KGeoIG) 

§ 12 Abs. 3 (geändert) 

2. Finanz- und Verwaltungskontrollgesetz (FVKG) 

§ 22 Abs. 2 (geändert) 

3. Gesetz über die direkten Steuern (Steuergesetz, StG) 

§ 141a Abs. 1 (geändert) 

4. Gesetz über die Industriellen Werke Basel (IWB-Gesetz) 

§ 35a Abs. 3 (geändert) 
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5. Gesetz betreffend die Tagesbetreuung von Kindern (Tagesbetreuungsgesetz) 

§ 15 Abs. 1 (geändert) 

6. Gesetz über die Harmonisierung und Koordination von bedarfsabhängigen Sozialleistungen 

§ 25 Abs. 2 (geändert) 

Abs. 3 (geändert) 

III. Aufhebung anderer Erlasse 

IV. Schlussbestimmung 

  

Schlussabstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Antrag der Kommission, NEIN heisst Ablehnung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

91 Ja, 1 Nein. [Abstimmung # 306, 20.10.22 15:52:06] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

Das Gesetz über die Information und den Datenschutz (Informations- und Datenschutzgesetz, IDG) gemäss 
der Pubikation im Kantonsblatt vom 26.10.2022 zu ändern. 

  

Die Kommission beantragt, den Anzug Thomas Gander und Konsorten als erledigt abzuschreiben. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, den Anzug abzuschreiben. 

Anzug 21.5704.03 ist erledigt. 

  

Es liegt ein Ordnungsantrag vor. Eric Weber beantragt die Nachtsitzung um 21:00 Uhr zu beenden. 

  

Abstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Ordnungsantrag, NEIN heisst Ablehnung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

1 Ja, 89 Nein. [Abstimmung # 307, 20.10.22 15:53:44] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Ordnungsantrag abzulehnen. 

  

 

 19. Ratschlag betreffend Rahmenausgabenbewilligung der Öffentlichen Kunstsammlung 
Basel fÜr die Jahre 2022-2025 

[20.10.22 15:54:06, BKK, PD, 22.0771.01, RAT] 

  

Die Bildungs- und Kulturkommission sowie der Regierungsrat beantragen, auf das Geschäft einzutreten und 
Ausgaben in der Höhe von insgesamt Fr. 3’200’000 zu bewilligen. 
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Voten:  Franziska Roth, Präsidentin BKK; Regierungspräsident Beat Jans, Vorsteher PD 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf das Geschäft einzutreten. 

  

Detailberatung 

Titel und Ingress 

Einziger Absatz 

Publikations- und Referendumsklausel 

  

Schlussabstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Antrag des Regierungsrates, NEIN heisst Ablehnung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

85 Ja, 1 Nein. [Abstimmung # 308, 20.10.22 15:59:59] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

Für die Ankäufe in ihre Sammlung wird der Öffentlichen Kunstsammlung Basel eine 
Rahmenausgabenbewilligung von insgesamt Fr. 3’200’000 für die Jahre 2022–2025 zu Lasten des 
Investitionsbereichs Kultur erteilt. 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. Er unterliegt dem Referendum. 

  

 

 20. Bericht der Petitionskommission zur Petition P425 betreffend “Diskriminierungsfreie 
Schule” sowie zur Petition P434 “Gegen Diskriminierung aufgrund von Aussehen, 
Geschlecht, Religion, Hautfarbe und/oder Herkunft” 

[20.10.22 16:00:38, PetKo, 20.5437.03 21.5522.03, PET] 

  

Die Petitionskommission beantragt, die Petitionen an den Regierungsrat zur Stellungnahme innert eines 
Jahres zu überweisen. 

  

  

Voten:  Barbara Heer, Referentin der PetKo; Edibe Gölgeli (SP);  

Jenny Schweizer (SVP); beantragt, die Petitionen als erledigt zu erklären 

Voten: Sandra Bothe-Wenk (GLP); Barbara Heer, Referentin der PetKo 

  

Der Grosse Rat 

tritt von Gesetzes wegen auf das Geschäft ein. 

  

Abstimmung 

P425 

JA heisst erledigt erklären, NEIN heisst dem RR zur Stellungnahme innert eines Jahres zu überweisen 
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Ergebnis der Abstimmung 

27 Ja, 62 Nein, 1 Enthaltung. [Abstimmung # 309, 20.10.22 16:18:21] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

die Petition P425 (20.5437) zur Stellungnahme innert eines Jahres an den Regierungsrat zu überweisen. 

  

Abstimmung 

P434 

JA heisst erledigt erklären, NEIN heisst dem RR zur Stellungnahme innert eines Jahres zu überweisen  

  

Ergebnis der Abstimmung 

32 Ja, 55 Nein. [Abstimmung # 310, 20.10.22 16:19:48] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

die Petition P434 (21.5522) zur Stellungnahme innert eines Jahres an den Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

 22. Motionen 1 - 5 

[20.10.22 16:20:50] 

  

 

  1. Motion Johannes Sieber und Christoph Hochuli für eine vertiefte Prüfung alternativer Planungen 
betreffend Musical-Theater und Hallenbad 

[20.10.22 16:20:51, FD, 22.5326.01, NMN] 

  

Der Regierungsrat ist nicht bereit, die Motion 22.5326 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 

  

Voten:  Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) 

  

Zwischenfragen 

Voten:  Oliver Thommen (GAB); Christoph Hochuli (die Mitte/EVP); Thomas Gander (SP); Christoph Hochuli 
(die Mitte/EVP) 

  

Voten:  Annina von Falkenstein (LDP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Johannes Sieber (GLP); Annina von Falkenstein (LDP) 

  

Voten:  Beat Braun (FDP); Thomas Gander (SP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Franz Xaver Leonhardt (die Mitte/EVP); Thomas Gander (SP) 
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Voten:  Alex Ebi (LDP); Fleur Weibel (GAB); RR Tanja Soland, Vorsteherin FD; David Wüest-Rudin (GLP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Joël Thüring (SVP); David Wüest-Rudin (GLP) 

  

  

RR Tanja Soland, Vorsteherin FD:  

  

Voten:  Johannes Sieber (GLP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

33 Ja, 56 Nein, 2 Enthaltungen. [Abstimmung # 311, 20.10.22 16:56:14] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

die Motion abzulehnen. 

Die Motion 22.5326 ist erledigt. 

  

 

  2. Motion Beat Braun und Konsorten betreffend der Erhalt des Musical Theaters Basel und einen 
alternativen Standort für ein Olympiaschwimmbecken 

[20.10.22 16:56:44, FD, 22.5332.01, NMN] 

  

Der Regierungsrat ist nicht bereit, die Motion 22.5332 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 

  

Voten:  Gianna Hablützel-Bürki (SVP); RR Tanja Soland, Vorsteherin FD; Beat Braun (FDP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

29 Ja, 58 Nein, 3 Enthaltungen. [Abstimmung # 312, 20.10.22 17:03:17] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

die Motion abzulehnen. 

Die Motion 22.5332 ist erledigt. 

  

 

  3. Motion Michael Hug und Konsorten betreffend Erstellung eines Konzeptes für die Wasserversorgung 
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[20.10.22 17:03:44, WSU, 22.5349.01, NME] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, die Motion 22.5349 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf die Motion 22.5349 einzutreten und sie dem Regierungsrat zur Stellungnahme innert drei 
Monaten zu überweisen. 

  

 

  4. Motion Andrea Strahm und Konsorten betreffend Verbot des Verkaufs und des Abbrennens von 
pyrotechnischen Gegenständen 

[20.10.22 17:04:18, JSD, 22.5365.01, NMN] 

  

Der Regierungsrat ist nicht bereit, die Motion 22.5365 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 

  

Voten:  Harald Friedl (GAB); Lorenz Amiet (SVP); Beda Baumgartner (SP); RR Stephanie Eymann, 
Vorsteherin JSD; Andrea Strahm (die Mitte/EVP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Lorenz Amiet (SVP); Andrea Strahm (die Mitte/EVP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

16 Ja, 65 Nein, 7 Enthaltungen. [Abstimmung # 313, 20.10.22 17:26:20] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

die Motion abzulehnen. 

Die Motion 22.5365 ist erledigt. 

  

 

  5. Motion Oliver Bolliger für einen Energie-Unterstützungsfonds zur finanziellen Entlastung der 
Bevölkerung 

[20.10.22 17:26:35, WSU, 22.5371.01, NMN] 

  

Der Regierungsrat ist nicht bereit, die Motion 22.5371 zur Stellungnahme entgegenzunehmen. 

  

Voten:  RR Kaspar Sutter, Vorsteher WSU; Daniel Sägesser (SP); Nicola Goepfert (GAB) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Melanie Nussbaumer (SP); Nicola Goepfert (GAB);  
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Voten: Oliver Bolliger (GAB) 

   

Zwischenfragen 

Voten:  Lisa Mathys (SP); Oliver Bolliger (GAB); Nicole Amacher (SP); Oliver Bolliger (GAB) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

14 Ja, 70 Nein, 4 Enthaltungen. [Abstimmung # 314, 20.10.22 17:48:39] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

die Motion abzulehnen. 

Die Motion 22.5371 ist erledigt. 

  

 

 23. Anzüge 1 - 17 

[20.10.22 17:48:56] 

  

 

  1. Anzug Eric Weber betreffend Info-Material der Parteien im Parlament 

[20.10.22 17:49:10, Ratsbüro, 22.5297.01, NAN] 

  

Das Ratsbüro ist nicht bereit, den Anzug 22.5297 entgegenzunehmen. 

  

Voten:  Eric Weber (fraktionslos) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

1 Ja, 67 Nein. [Abstimmung # 315, 20.10.22 17:54:36] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Anzug abzulehnen. 

Der Anzug 22.5297 ist erledigt. 

  

 

  2. Anzug Eric Weber betreffend Friedenskonferenz in Basel 

[20.10.22 17:54:48, 22.5298.01, NAN] 

  

Der Regierungsrat ist nicht bereit, den Anzug 22.5298 entgegenzunehmen. 
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Voten:  Eric Weber (fraktionslos) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

1 Ja, 74 Nein. [Abstimmung # 316, 20.10.22 18:00:27] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

  

den Anzug abzulehnen. 

Der Anzug 22.5298 ist erledigt. 

  

Schluss der 33. Sitzung 

18:00 Uhr 

   

   

Beginn der 34. Sitzung 

Donnerstag, 20. Oktober 2022, 20:00 Uhr 

  

 

  3. Anzug Eric Weber betreffend Abschaffung des Sicherheitspersonals im Grossen Rat 

[20.10.22 20:00:49, Ratsbüro, 22.5299.01, NAN] 

  

Das Ratsbüro ist nicht bereit, den Anzug 22.5299 entgegenzunehmen. 

  

Voten:  Eric Weber (fraktionslos) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

1 Ja, 72 Nein. [Abstimmung # 317, 20.10.22 20:06:29] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Anzug abzulehnen. 

Der Anzug 22.5299 ist erledigt. 

  

 

  4. Anzug Eric Weber betreffend Städtepartnerschaft von Basel nach Kiev oder nach Saporischschja 

[20.10.22 20:06:46, PD, 22.5300.01, NAN] 
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Der Regierungsrat ist nicht bereit, den Anzug 22.5300 entgegenzunehmen. 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

1 Ja, 74 Nein. [Abstimmung # 318, 20.10.22 20:12:29] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Anzug abzulehnen. 

Der Anzug 22.5300 ist erledigt. 

  

 

  5. Anzug Sandra Bothe und Konsorten betreffend Monitoring zur Sicherstellung von ausreichend und 
qualifizierten Lehr- und Fachpersonen sowie Schulleitungen für die Basel-Städtischen Schulen 

[20.10.22 20:12:44, ED, 22.5306.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5306 entgegenzunehmen. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf den Anzug 22.5306 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

  6. Anzug Daniela Stumpf und Konsorten betreffend Vergünstigter Eintritt für Hallen- und Gartenbäder 
für AHV-/IV Bezüger/innen 

[20.10.22 20:13:20, ED, 22.5327.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5327 entgegenzunehmen. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf den Anzug 22.5327 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

  7. Anzug Melanie Nussbaumer und Konsorten betreffend Erhöhung der Abschlüsse auf der 
Sekundarstufe II 

[20.10.22 20:13:53, ED, 22.5329.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5329 entgegenzunehmen. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf den Anzug 22.5329 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 
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  8. Anzug Luca Urgese und Konsorten betreffend digitale Steuererklärung für juristische Personen 

[20.10.22 20:14:32, FD, 22.5330.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5330 entgegenzunehmen. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf den Anzug 22.5330 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

  9. Anzug Joël Thüring und Lydia Isler-Christ betreffend “regelmässige Information der Bevölkerung 
über die Krisenvorsorge” 

[20.10.22 20:14:34, JSD, 22.5331.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5331 entgegenzunehmen. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf den Anzug 22.5331 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

  10. Anzug René Brigger und Konsorten betreffend Berücksichtigung Kostenmiete bei Berechnung der 
Mehrwertabgabe 

[20.10.22 20:15:18, BVD, 22.5334.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5334 entgegenzunehmen. 

  

Michael Hug (LDP): beantragt Nichtüberweisung. 

  

Voten:  Patrizia Bernasconi (GAB); Stefan Wittlin (SP); Stefan Suter (SVP); Ivo Balmer (SP); Andreas Zappalà 
(FDP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

48 Ja, 43 Nein, 1 Enthaltung. [Abstimmung # 319, 20.10.22 20:31:50] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

auf den Anzug 22.5334 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

  11. Anzug Olivier Battaglia und Konsorten betreffend Vorsorgebeitrag für berufstätige 
Grossratsmitglieder 

[20.10.22 20:32:09, Ratsbüro, 22.5335.01, NAE] 
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Das Ratsbüro ist bereit, den Anzug 22.5335 entgegenzunehmen. 

  

Pascal Messerli (SVP): beantragt Nichtüberweisung. 

  

Voten:  Luca Urgese (FDP); Anina Ineichen (GAB) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Pascal Messerli (SVP); Anina Ineichen (GAB) 

  

  

Voten:  Olivier Battaglia (LDP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Luca Urgese (FDP); Olivier Battaglia (LDP) 

  

Ergebnis der Abstimmung 

71 Ja, 17 Nein, 4 Enthaltungen. [Abstimmung # 320, 20.10.22 20:45:24] 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

auf den Anzug 22.5335 einzutreten und ihn dem Ratsbüro zu überweisen. 

  

  

 

  12. Anzug Claudio Miozzari und Konsorten betreffend Garantie auf Frühbetreuung 

[20.10.22 20:45:50, ED, 22.5336.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5336 entgegenzunehmen. 

  

Catherine Alioth (LDP): beantragt Nichtüberweisung. 

  

Voten:  Barbara Heer (SP); Sandra Bothe-Wenk (GLP); Claudio Miozzari (SP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

64 Ja, 23 Nein, 2 Enthaltungen. [Abstimmung # 321, 20.10.22 20:55:03] 
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Der Grosse Rat beschliesst 

auf den Anzug 22.5336 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

  13. Anzug Melanie Eberhard und Konsorten betreffend ein Care-Team für Basel 

[20.10.22 20:55:23, JSD, 22.5337.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5337 entgegenzunehmen. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf den Anzug 22.5337 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

  14. Anzug Nicole Amacher und Konsorten betreffend Unterzeichnung der Lohngleichheitscharta aller 
Betriebe mit kantonaler Beteiligung 

[20.10.22 20:55:45, PD, 22.5338.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5338 entgegenzunehmen. 

  

Joël Thüring (SVP): beantragt Nichtüberweisung. 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Oliver Thommen (GAB); Joël Thüring (SVP) 

  

Voten:  Luca Urgese (FDP); Beda Baumgartner (SP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  David Jenny (FDP); Beda Baumgartner (SP) 

  

Voten:  André Auderset (LDP); Nicole Amacher (SP) 

  

Zwischenfragen 

Voten:  Lorenz Amiet (SVP); Nicole Amacher (SP); David Jenny (FDP); Nicole Amacher (SP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

49 Ja, 41 Nein, 1 Enthaltung. [Abstimmung # 322, 20.10.22 21:14:55] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

auf den Anzug 22.5338 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 
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  15. Anzug Pascal Messerli und Joël Thüring betreffend “Sicherer Badespass im Rhein - dank besseren 
Ein- und Ausstiegsmöglichkeiten” 

[20.10.22 21:15:25, BVD, 22.5352.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5352 entgegenzunehmen. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

auf den Anzug 22.5352 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

  16. Anzug Annina von Falkenstein und Michael Hug betreffend Änderung der Geschäftsordnung des 
Grossen Rats 

[20.10.22 21:15:53, Ratsbüro, 22.5356.01, NAE] 

  

Das Ratsbüro ist nicht bereit den Anzug entgegenzunehmen. 

  

Voten:  Joël Thüring (SVP); Lisa Mathys (SP); Franz Xaver Leonhardt (die Mitte/EVP); David Jenny (FDP); 
Annina von Falkenstein (LDP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Pascal Messerli (SVP); Annina von Falkenstein (LDP) 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

16 Ja, 66 Nein, 9 Enthaltungen. [Abstimmung # 323, 20.10.22 21:31:35] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Anzug abzulehnen. 

Der Anzug 22.5356 ist erledigt. 

  

 

  17. Anzug Christoph Hochuli und Konsorten betreffend verbesserten Begleitung vulnerabler Menschen 
durch das ABES 

[20.10.22 21:31:54, WSU, 22.5370.01, NAE] 

  

Der Regierungsrat ist bereit, den Anzug 22.5370 entgegenzunehmen. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf den Anzug 22.5370 einzutreten und ihn dem Regierungsrat zu überweisen. 
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 24. Zwischenbericht des Regierungsrates zur Motion Joël Thüring und Konsorten 
betreffend kundenfreundliche Öffnungszeiten beim Bau- und 
Gastgewerbeinspektorat 

[20.10.22 21:32:21, BVD, 19.5512.05, ZBM] 

  

Der Regierungsrat beantragt die Frist um 6 Monate zu erstrecken. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, die Frist zur Erfüllung der Motion um sechs Monate zu verlängern. 

  

  

 

 25. Bericht des Regierungsrates zur Motion Luca Urgese und Konsorten betreffend 
Digital statt Papier - Baugesuche elektronisch einreichen 

[20.10.22 21:32:54, BVD, 19.5499.03, SMO] 

  

Der Regierungsrat beantragt, die Motion als erledigt abzuschreiben. 

  

Voten:  RR Esther Keller, Vorsteherin BVD; Luca Urgese (FDP) 

  

Lorenz Amiet (SVP): beantragt die Motion stehen zu lassen.  

  

Voten:  Stefan Wittlin (SP) 

  

Abstimmung 

zur Abschreibung 

JA heisst Abschreiben, NEIN heisst stehen lassen. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

48 Ja, 44 Nein. [Abstimmung # 324, 20.10.22 21:44:23] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

die Motion als erledigt abzuschreiben. 

Die Motion 19.5499 ist erledigt. 

  

 

 26. Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Lisa Mathys und Konsorten betreffend 

zulässige Parkplatz-Anzahl auf Privatgrundstücken 

[20.10.22 21:45:04, BVD, 20.5018.03, SAA] 

  

Der Regierungsrat beantragt, den Anzug 20.5018 abzuschreiben. 
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Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, den Anzug abzuschreiben. 

Der Anzug 20.5018 ist erledigt. 

  

 

 27. Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Andrea Knellwolf und Konsorten 
betreffend Verbesserung der übersichtlichkeit und Sicherheit von 
Fussgängerunterführungen durch Beschriftung und Anbringen von Spiegeln 

[20.10.22 21:45:21, BVD, 22.5080.02, SMO] 

  

Der Regierungsrat stellt fest, dass die Motion rechtlich zulässig ist und beantragt, ihm diese als Anzug zu 
überweisen. 

Die Motionäre verlangen die Umsetzung der Motion bis zum 29. Oktober 2023 

  

Voten:  RR Esther Keller, Vorsteherin BVD 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, die Motion 22.5080 in einen Anzug umzuwandeln und  

den Anzug 22.5080 dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

 

 28. Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Andrea Strahm und Konsorten 
betreffend gelebter Baumschutz 

[20.10.22 21:47:00, BVD, 22.5162.02, SMO] 

  

Der Regierungsrat stellt fest, dass die Motion rechtlich zulässig ist und beantragt, ihm diese nicht zu 
überweisen. 

  

Voten:  RR Esther Keller, Vorsteherin BVD; Brigitte Kühne (GLP); Andrea Strahm (die Mitte/EVP); Pascal 
Messerli (SVP) 

  

Béla Bartha (GAB): beantragt Überweisung als Anzug. 

  

Voten:  RR Esther Keller, Vorsteherin BVD 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, die Motion 22.5162 in einen Anzug umzuwandeln. 

  

Abstimmung 

zur Überweisung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 
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Ergebnis der Abstimmung 

26 Ja, 65 Nein. [Abstimmung # 325, 20.10.22 22:08:18] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

den Anzug nicht zu überweisen. 

Der Anzug 22.5162 ist erledigt. 

  

  

 

 29. Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Tonja Zürcher und Konsorten 
betreffend graue Energie bei Baugesuchen berücksichtigen 

[20.10.22 22:08:29, BVD, 22.5173.02, SMO] 

  

Der Regierungsrat stellt fest, dass die Motion rechtlich zulässig ist und beantragt, ihm diese als Anzug zu 
überweisen. 

Die Motionäre verlangen die Umsetzung der Motion innert 12 Monaten. 

  

Voten:  RR Esther Keller, Vorsteherin BVD 

  

Tonja Zürcher (GAB): beantragt Überweisung als Motion. 

  

Andreas Zappalà (FDP): beantragt Nichtüberweisung. 

  

Voten:  Salome Bessenich (SP); David Wüest-Rudin (GLP); Michael Hug (LDP) 

  

Eventualabstimmung 

zur Form der Überweisung (Anzug oder Motion) 

JA heisst Weiterbehandlung als Anzug, NEIN heisst Weiterbehandlung als Motion 

  

Ergebnis der Abstimmung 

48 Ja, 43 Nein. [Abstimmung # 326, 20.10.22 22:32:41] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

die Motion 22.5173 in einen Anzug umzuwandeln. 

  

Abstimmung 

zur Überweisung 

JA heisst Überweisung, NEIN heisst Nichtüberweisung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

59 Ja, 32 Nein. [Abstimmung # 327, 20.10.22 22:33:45] 
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Der Grosse Rat beschliesst 

den Anzug 22.5173 dem Regierungsrat zu überweisen. 

  

  

  

Schluss der 34. Sitzung 

22:34 Uhr 

  

  

  

 Basel, 20. Oktober 2022 

  

  

  

  
  

 

 Jo Vergeat 
Grossratspräsidentin 

Beat Flury 
I. Ratssekretär 
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Eintreten

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag betreffend Corona-Bonus für
das Gesundheitspersonal während der COVID-19-Pandemie und Bericht zur Motion der
Gesundheits- und Sozialkommission betreffend Corona-Bonus für das Gesundheits-personal
während der COVID-19-Pandemie (Ausgabenbewilligung und Nachtragskredit)

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

E

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) A
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 91 27 16 15 11 7 8 7 -
N Nein 1 - - - - - - - 1
E Enthaltung 1 - - - - 1 - - -
A Abwesend 6 3 1 - - 2 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1
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Rückweisung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag betreffend Corona-Bonus für
das Gesundheitspersonal während der COVID-19-Pandemie und Bericht zur Motion der
Gesundheits- und Sozialkommission betreffend Corona-Bonus für das Gesundheits-personal
während der COVID-19-Pandemie (Ausgabenbewilligung und Nachtragskredit)

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

E

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) J
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) N
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 1 - - - - - - - 1
N Nein 93 28 16 15 11 8 8 7 -
E Enthaltung 1 - - - - 1 - - -
A Abwesend 4 2 1 - - 1 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1
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Schlussabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag betreffend Corona-Bonus für
das Gesundheitspersonal während der COVID-19-Pandemie und Bericht zur Motion der
Gesundheits- und Sozialkommission betreffend Corona-Bonus für das Gesundheits-personal
während der COVID-19-Pandemie (Ausgabenbewilligung und Nachtragskredit)

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) A
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) A
Semseddin Yilmaz (SP) A
Raoul I. Furlano (LDP) A
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) A
Oliver Thommen (GAB) A
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) A
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

A

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) A
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) A
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

A

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) A

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) A
Lorenz Amiet (SVP) A
Bülent Pekerman (GLP) A
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) A
Franziska Roth (SP) A
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

A

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) A
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 31 14 14 - 1 2 - - -
N Nein 43 6 - 14 7 3 5 7 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 25 10 3 1 3 5 3 - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1
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Schlussabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag betreffend Corona-Bonus für
das Gesundheitspersonal während der COVID-19-Pandemie und Bericht zur Motion der
Gesundheits- und Sozialkommission betreffend Corona-Bonus für das Gesundheits-personal
während der COVID-19-Pandemie (Ausgabenbewilligung und Nachtragskredit)

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) A
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

A

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) A
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) A
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) N
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) A
Béla Bartha (GAB) A
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 29 2 11 2 2 8 1 3 -
N Nein 60 25 4 12 9 - 5 4 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 10 3 2 1 - 2 2 - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 299
20.10.2022 09:59:13

Schlussabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag betreffend Corona-Bonus für
das Gesundheitspersonal während der COVID-19-Pandemie und Bericht zur Motion der
Gesundheits- und Sozialkommission betreffend Corona-Bonus für das Gesundheits-personal
während der COVID-19-Pandemie (Ausgabenbewilligung und Nachtragskredit)

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) N
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 45 28 16 - - - 1 - -
N Nein 50 - - 15 11 9 7 7 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 4 2 1 - - 1 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 300
20.10.2022 10:00:05

Schlussabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag betreffend Corona-Bonus für
das Gesundheitspersonal während der COVID-19-Pandemie und Bericht zur Motion der
Gesundheits- und Sozialkommission betreffend Corona-Bonus für das Gesundheits-personal
während der COVID-19-Pandemie (Ausgabenbewilligung und Nachtragskredit)

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) N
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

A

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 46 28 16 1 - - 1 - -
N Nein 48 - - 14 11 8 7 7 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 5 2 1 - - 2 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 301
20.10.2022 10:30:36

Schlussabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag betreffend Grossratsbeschluss
zur Ausrichtung einer einmaligen Unterstützung an Personen in bescheidenen finanziellen
Verhältnissen im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie und Bericht zur Motion Pascal
Pfister und Konsorten betreffend Corona-Härtefall-Unterstützung für Personen in
bescheidenen finanziellen Verhältnissen

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) A
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) N
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 55 28 16 - - 3 8 - -
N Nein 38 - - 13 11 6 - 7 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 6 2 1 2 - 1 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 302
20.10.2022 11:41:00

Rückweisung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Umwelt-, Verkehrs- und Energiekommission zum Ausgabenbericht betreffend
Ausgabenbewilligung für die zur Neuorganisation des Aeschenplatzes notwendige
Projektierung

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) E
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) A
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) E
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) E
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) A
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) E
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 31 - - 13 11 2 - 5 -
N Nein 57 27 13 - - 7 8 2 -
E Enthaltung 4 1 2 - - - - - 1
A Abwesend 7 2 2 2 - 1 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 303
20.10.2022 11:41:52

Schlussabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Umwelt-, Verkehrs- und Energiekommission zum Ausgabenbericht betreffend
Ausgabenbewilligung für die zur Neuorganisation des Aeschenplatzes notwendige
Projektierung

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) E
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) A
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) E
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) E
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) E
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) E
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) A
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) E
Luca Urgese (FDP) E
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) E
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) E
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) N
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 55 27 12 - - 6 7 3 -
N Nein 28 - - 13 11 1 - 2 1
E Enthaltung 9 1 3 - - 2 1 2 -
A Abwesend 7 2 2 2 - 1 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 304
20.10.2022 11:55:43

Schlussabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Regiokommission zum Ratschlag für den Staatsbeitrag an die Regio Basiliensis
(Interkantonale Koordinationsstelle IKRB) sowie an das Gemeinsame Sekretariat der Deutsch-
französisch-schweizerischen Oberrheinkonferenz (ORK) für die Jahre 2023 bis 2026

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) A
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) A
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) A
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) A
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 87 26 14 13 10 9 8 7 -
N Nein 1 - - - - - - - 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 11 4 3 2 1 1 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 305
20.10.2022 15:49:23

Antrag

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission zum Ratschlag zu einer Änderung des
Gesetzes über die Information und den Datenschutz vom 9. Juni 2010 (Informations- und
Datenschutzgesetz, IDG) und weiterer Gesetze (Anpassung an die europäischen
Datenschutzreformen und weitere Anpassungen) sowie Bericht zum Anzug Thomas Gander
und Konsorten zur Schaffung von rechtlichen Grundlagen für die Anwendung von algorithmus-
basierter Instrumente in der Polizeiarbeit

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage



Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) A
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) A
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) A
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) E
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) E
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) E
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) A
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 10 - - 1 9 - - - -
N Nein 75 25 14 13 1 8 8 6 -
E Enthaltung 3 - - - 1 - - 1 1
A Abwesend 11 5 3 1 - 2 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 306
20.10.2022 15:52:06

Schlussabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission zum Ratschlag zu einer Änderung des
Gesetzes über die Information und den Datenschutz vom 9. Juni 2010 (Informations- und
Datenschutzgesetz, IDG) und weiterer Gesetze (Anpassung an die europäischen
Datenschutzreformen und weitere Anpassungen) sowie Bericht zum Anzug Thomas Gander
und Konsorten zur Schaffung von rechtlichen Grundlagen für die Anwendung von algorithmus-
basierter Instrumente in der Polizeiarbeit

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage



Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) A
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 91 26 16 14 11 9 8 7 -
N Nein 1 - - - - - - - 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 7 4 1 1 - 1 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 307
20.10.2022 15:53:44

Ordnungsantrag

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission zum Ratschlag zu einer Änderung des
Gesetzes über die Information und den Datenschutz vom 9. Juni 2010 (Informations- und
Datenschutzgesetz, IDG) und weiterer Gesetze (Anpassung an die europäischen
Datenschutzreformen und weitere Anpassungen) sowie Bericht zum Anzug Thomas Gander
und Konsorten zur Schaffung von rechtlichen Grundlagen für die Anwendung von algorithmus-
basierter Instrumente in der Polizeiarbeit

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage



Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) A
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) A

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) A
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) J
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) N
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 1 - - - - - - - 1
N Nein 89 24 16 14 11 9 8 7 -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 9 6 1 1 - 1 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 308
20.10.2022 15:59:59

Schlussabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Ratschlag betreffend Rahmenausgabenbewilligung der Öffentlichen Kunstsammlung Basel für
die Jahre 2022-2025

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) A
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) A

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) A
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) A
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

A

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) A
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 85 24 16 13 10 8 8 6 -
N Nein 1 - - - - - - - 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 13 6 1 2 1 2 - 1 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 309
20.10.2022 16:18:21

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Petitionskommission zur Petition P425 betreffend "Diskriminierungsfreie Schule"
sowie zur Petition P434 "Gegen Diskriminierung aufgrund von Aussehen, Geschlecht,
Religion, Hautfarbe und/oder Herkunft"

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) E
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) A
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) A
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) J
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 27 - - 2 11 7 - 6 1
N Nein 62 25 15 11 - 2 8 1 -
E Enthaltung 1 - - 1 - - - - -
A Abwesend 9 5 2 1 - 1 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 310
20.10.2022 16:19:48

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Petitionskommission zur Petition P425 betreffend "Diskriminierungsfreie Schule"
sowie zur Petition P434 "Gegen Diskriminierung aufgrund von Aussehen, Geschlecht,
Religion, Hautfarbe und/oder Herkunft"

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) A
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) A
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) A
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) A
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) A
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) J
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) A
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 32 - - 6 11 8 - 6 1
N Nein 55 23 16 8 - 1 7 - -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 12 7 1 1 - 1 1 1 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 311
20.10.2022 16:56:14

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Motion Johannes Sieber und Christoph Hochuli für eine vertiefte Prüfung alternativer
Planungen betreffend Musical-Theater und Hallenbad

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) A
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) E
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) A
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) E
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) N
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 33 - - 1 8 9 8 7 -
N Nein 56 24 15 14 3 - - - -
E Enthaltung 2 - 1 - - - - - 1
A Abwesend 8 6 1 - - 1 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 312
20.10.2022 17:03:17

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Motion Beat Braun und Konsorten betreffend der Erhalt des Musical Theaters Basel und einen
alternativen Standort für ein Olympiaschwimmbecken

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) A
Tobias Christ (GLP) E
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) A
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) A
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) N
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) E
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) E
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 29 - - 1 9 9 3 7 -
N Nein 58 24 16 13 2 - 3 - -
E Enthaltung 3 - - 1 - - 1 - 1
A Abwesend 9 6 1 - - 1 1 - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 313
20.10.2022 17:26:20

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Motion Andrea Strahm und Konsorten betreffend Verbot des Verkaufs und des Abbrennens
von pyrotechnischen Gegenständen

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) E
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) A
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) A
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) A
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) A
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) E
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) E
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) A
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) E
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) E
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) E
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) E
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 16 - 12 - - 3 1 - -
N Nein 65 23 2 13 10 5 5 7 -
E Enthaltung 7 - 3 1 - - 2 - 1
A Abwesend 11 7 - 1 1 2 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 314
20.10.2022 17:48:39

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Motion Oliver Bolliger für einen Energie-Unterstützungsfonds zur finanziellen Entlastung der
Bevölkerung

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) A
Oliver Thommen (GAB) E
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) A
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) E
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) A
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) E
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) A
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) J
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) A
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) E
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 14 - 14 - - - - - -
N Nein 70 23 - 15 10 8 8 6 -
E Enthaltung 4 1 2 - - - - - 1
A Abwesend 11 6 1 - 1 2 - 1 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 315
20.10.2022 17:54:36

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Eric Weber betreffend Info-Material der Parteien im Parlament

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) A
Raoul I. Furlano (LDP) A
Lydia Isler-Christ (LDP) A
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) A
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) A
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) A
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) A
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) A
Stefan Wittlin (SP) A
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) A
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) A
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) A
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) A
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

A

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) A
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) A

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) A
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) A
Stefan Suter (SVP) A
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) A
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) A
Balz Herter (die Mitte/EVP) A
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) J
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) A
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 1 - - - - - - - 1
N Nein 67 19 13 11 7 6 6 5 -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 31 11 4 4 4 4 2 2 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 316
20.10.2022 18:00:27

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Eric Weber betreffend Friedenskonferenz in Basel

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) A
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) A
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) A
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) A
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) A
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) A
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) A
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

A

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) A

Beda Baumgartner (SP) A
Michela Seggiani (SP) A
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) A
Stefan Suter (SVP) A
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) A
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) A
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) J
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 1 - - - - - - - 1
N Nein 74 20 16 11 7 7 7 6 -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 24 10 1 4 4 3 1 1 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 317
20.10.2022 20:06:29

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Eric Weber betreffend Abschaffung des Sicherheitspersonals im Grossen Rat

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) A
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) A
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) A
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) A

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) A
Stefan Wittlin (SP) A
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) A
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) A
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) A
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) A
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

A

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) A
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) A

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) A
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) A
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) A
Beat Braun (FDP) A
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) J
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) A
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 1 - - - - - - - 1
N Nein 72 20 13 11 10 7 6 5 -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 26 10 4 4 1 3 2 2 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 318
20.10.2022 20:12:29

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Eric Weber betreffend Städtepartnerschaft von Basel nach Kiev oder nach
Saporischschja

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) A
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) A
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) A

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) A
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) A
Raphael Fuhrer (GAB) A
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) A
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) A
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

A

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) A
Edibe Gölgeli (SP) A
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) A

Beda Baumgartner (SP) A
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) A
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) A
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) A
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) J
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) A
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 1 - - - - - - - 1
N Nein 74 17 12 14 9 8 8 6 -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 24 13 5 1 2 2 - 1 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 319
20.10.2022 20:31:50

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug René Brigger und Konsorten betreffend Berücksichtigung Kostenmiete bei Berechnung
der Mehrwertabgabe

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) A
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) E
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 48 27 16 - - 4 - 1 -
N Nein 43 - - 15 10 5 7 6 -
E Enthaltung 1 - - - - - - - 1
A Abwesend 7 3 1 - 1 1 1 - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 320
20.10.2022 20:45:24

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Olivier Battaglia und Konsorten betreffend Vorsorgebeitrag für berufstätige
Grossratsmitglieder

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) E
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) E
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) E
Salome Hofer (SP) E
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) A
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 71 26 16 15 1 3 8 2 -
N Nein 17 - - - 9 4 - 4 -
E Enthaltung 4 1 - - - 2 - 1 -
A Abwesend 7 3 1 - 1 1 - - 1
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 321
20.10.2022 20:55:03

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Claudio Miozzari und Konsorten betreffend Garantie auf Frühbetreuung

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) A
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) A
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) A
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) A
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) E
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

E

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 64 25 15 - 2 7 8 7 -
N Nein 23 - - 15 7 1 - - -
E Enthaltung 2 - - - - 1 - - 1
A Abwesend 10 5 2 - 2 1 - - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 322
20.10.2022 21:14:55

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Nicole Amacher und Konsorten betreffend Unterzeichnung der Lohngleichheitscharta
aller Betriebe mit kantonaler Beteiligung

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) E
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) A
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 49 26 16 - - 1 6 - -
N Nein 41 - - 15 10 8 1 7 -
E Enthaltung 1 - - - - - 1 - -
A Abwesend 8 4 1 - 1 1 - - 1
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 323
20.10.2022 21:31:35

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Anzug Annina von Falkenstein und Michael Hug betreffend Änderung der Geschäftsordnung
des Grossen Rats

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) E
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) E
Catherine Alioth (LDP) E
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) E
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) E
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) E
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) A
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) E
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

E

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) E
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 16 - - 10 - 3 3 - -
N Nein 66 25 15 1 10 5 3 7 -
E Enthaltung 9 2 1 3 - 1 2 - -
A Abwesend 8 3 1 1 1 1 - - 1
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 324
20.10.2022 21:44:23

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht des Regierungsrates zur Motion Luca Urgese und Konsorten betreffend Digital statt
Papier - Baugesuche elektronisch einreichen

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) A
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 48 26 15 - - - 7 - -
N Nein 44 1 1 15 10 9 1 7 -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 7 3 1 - 1 1 - - 1
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 325
20.10.2022 22:08:18

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Andrea Strahm und Konsorten betreffend
gelebter Baumschutz

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) A
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) A
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 26 - 16 1 9 - - - -
N Nein 65 27 - 14 - 9 8 7 -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 8 3 1 - 2 1 - - 1
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 326
20.10.2022 22:32:41

Eventualabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Tonja Zürcher und Konsorten betreffend graue
Energie bei Baugesuchen berücksichtigen

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) N
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) A
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) N
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) J
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) N
Anouk Feurer (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Nicola Goepfert (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) N
Corinne Eymann-Baier (LDP) J
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) A
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) N
Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 48 - - 15 9 9 8 7 -
N Nein 43 27 16 - - - - - -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 8 3 1 - 2 1 - - 1
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 327
20.10.2022 22:33:45

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Tonja Zürcher und Konsorten betreffend graue
Energie bei Baugesuchen berücksichtigen

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) J
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) A
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Bruno Lötscher (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) J
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) N
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) A
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Anouk Feurer (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Nicola Goepfert (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) J
Corinne Eymann-Baier (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) N
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) A
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Béla Bartha (GAB) J
Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 59 27 16 - - 8 8 - -
N Nein 32 - - 15 9 1 - 7 -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 8 3 1 - 2 1 - - 1
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1
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Anhang B: Neue Geschäfte (Zuweisung) 
 

Direkt auf die Tagesordnung kommen Komm. Dep. Dokument 

1.  Bericht der Interparlamentarischen Geschäftsprüfungskommission für das 
Universitäts-Kinderspital beider Basel (UKBB); Genehmigung der 
Jahresrechnung 2021, Partnerschaftliches Geschäft 

IGPK 
UKBB 

GD 22.0506.02 

2.  Bericht der Petitionskommission zur Petition P425 betreffend 
"Diskriminierungsfreie Schule" sowie zur Petition P434 "Gegen 
Diskriminierung aufgrund von Aussehen, Geschlecht, Religion, Hautfarbe 
und/oder Herkunft" 

PetKo  20.5437.03 
21.5522.03 

3.  Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag betreffend 
Corona-Bonus für das Gesundheitspersonal während der COVID-19-
Pandemie und Bericht zur Motion der Gesundheits- und Sozialkommission 
betreffend Corona-Bonus für das Gesundheits-personal während der 
COVID-19-Pandemie (Ausgabenbewilligung und Nachtragskredit) 

GSK GD 22.0690.02 
21.5017.04 

4.  Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag betreffend 
Grossratsbeschluss zur Ausrichtung einer einmaligen Unterstützung an 
Personen in bescheidenen finanziellen Verhältnissen im Zusammenhang 
mit der Covid-19-Pandemie und Bericht zur Motion Pascal Pfister und 
Konsorten betreffend Corona-Härtefall-Unterstützung für Personen in 
bescheidenen finanziellen Verhältnissen 

GSK WSU 22.0890.02 
21.5275.04 

5.  Bericht der Parlamentarischen Untersuchungskommission des Grossen 
Rats des Kantons Basel-Stadt (PUK Biozentrum) zum Neubau des 
Biozentrums 

PUK 
Biozentrum 

 19.5579.03 

6.  Bericht des Ratsbüros betreffend Revision der Vereinbarung über die 
Interparlamentarische Konferenz der Nordwestschweiz: Beitritt des 
Parlaments des Kantons Jura 

Ratsbüro  22.5390.01 

7.  Bericht und Vorschlag der Wahlvorbereitungskommission zur Wahl der 
Geschäftsleitung der Staatsanwaltschaft des Kantons Basel-Stadt - 
Amtsdauer 2023 - 2028 

WVKo  22.5391.01 

8.  Bericht und Vorschlag der Wahlvorbereitungskommission zur Wahl eines 
Richters am Sozialversicherungsgericht für den Rest der laufenden 
Amtsdauer 2022 – 2027 

WVKo  22.5265.02 

9.  Bericht der Umwelt-, Verkehrs- und Energiekommission zum 
Ausgabenbericht betreffend Ausgabenbewilligung für die zur 
Neuorganisation des Aeschenplatzes notwendige Projektierung 

UVEK BVD 21.0189.02 

10.  Bericht der Regiokommission zum Ratschlag für den Staatsbeitrag an die 
Regio Basiliensis (Interkantonale Koordinationsstelle IKRB) sowie an das 
Gemeinsame Sekretariat der Deutsch-französisch-schweizerischen 
Oberrheinkonferenz (ORK) für die Jahre 2023 bis 2026 

RegioKo PD 21.1070.02 

11.  Bericht der Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission zum Ratschlag zu 
einer Änderung des Gesetzes über die Information und den Datenschutz 
vom 9. Juni 2010 (Informations- und Datenschutzgesetz, IDG) und 
weiterer Gesetze (Anpassung an die europäischen Datenschutzreformen 
und weitere Anpassungen) sowie zum Anzug Thomas Gander und 
Konsorten zur Schaffung von rechtlichen Grundlagen für die Anwendung 
von algorithmus-basierter Instrumente in der Polizeiarbeit 

JSSK PD 21.1239.02 
21.5704.03 

12.  Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Philip Karger und 
Konsorten betreffend Stärkung der Cybersicherheit für Staatliche 
Verwaltungen, Firmen und Privaten in Basel-Stadt 

 JSD 22.5216.02 

13.  Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Mahir Kabakci und 
Konsorten betreffend Streichung der Einbürgerungsgebühren für 
Personen unter 25 Jahren 

 JSD 22.5217.02 

14.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Jörg Vitelli und Konsorten 
betreffend Margarethenplatz 

 BVD 17.5445.03 

15.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Esther Keller und Konsorten 
betreffend Carsharing dank regionaler Parkkarte 

 BVD 20.5230.02 
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16.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Christian Griss und Konsorten 
betreffend Jugendsportförderung 

 ED 20.5110.02 

17.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Sibylle Benz und Konsorten 
betreffend kein Nachteil in der Schullaufbahn und beim Eintritt in die Lehre 

 ED 20.5218.02 

18.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Sebastian Kölliker und 
Konsorten betreffend Schaffung einer Taskforce Nachtkultur 

 PD 20.5213.03 

    

Überweisung an Kommissionen    

19.  Ratschlag betreffend Bewilligung der Staatsbeiträge 2023-2025 für den 
Verein Agglo Basel  

RegioKo BVD 20.0716.02 

20.  Ratschlag betreffend Bewilligung von Staatsbeiträgen an die 
Schweizerische Friedensstiftung swisspeace für die Jahre 2023 bis 2026 

JSSK PD 22.1090.01 

21.  Ratschlag betreffend Rahmenausgabenbewilligung für die Durchführung 
der UEFA Women's EURO 2025 in der Schweiz bzw. in Basel 

JSSK ED 22.0989.01 

22.  Ausgabenbericht Finanzhilfe «Aliena - Fachstelle für Frauen im 
Sexgewerbe» für die Jahre 2023-2026 

JSSK JSD 22.0646.01 

23.  Bericht des Regierungsrates betreffend Kantonale Volksinitiative «für ein 
gesundes Stadtklima (Gute-Luft-Initiative)» 

UVEK BVD 21.1249.02 

24.  Bericht des Regierungsrates betreffend Kantonale Volksinitiative «für eine 
zukunftsfähige Mobilität (Zukunfts-Initiative)» 

UVEK BVD 21.1250.02 

25.  Ausgabenbericht betreffend Ausgabenbewilligung zur Umsetzung der 
Zwischennutzung am Erlenmattplatz (2023 bis 2027) 

BRK PD 21.0059.02 

26.  Bericht des Regierungsrates zur kantonalen Volksinitiative "Hafen für alle - 
Freiräume statt Luxusprojekte!" 

BRK BVD 21.1523.02 

27.  Ratschlag betreffend Staatsbeitrag an die Stiftung Pro Senectute beider 
Basel für die Jahre 2023 bis 2026 

GSK GD 22.1131.01 

28.  Ratschlag betreffend Rahmenausgabenbewilligung für die 
ausserordentliche Finanzierung der gemeinwirtschaftlichen Leistungen 
(GWL) der Intensivpflegestation (IPS) für die Jahre 2023 bis 2025 

GSK GD 22.1107.01 

29.  Ratschlag betreffend Campus Gesundheit; Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 215 vom 20. Mai 2015 und Abweisung der 
Einsprache (14. September 2022 an BRK / 19. Oktober 2022 Mitbericht 
GSK) 

Mitbericht 
GSK 

BVD 22.0933.01 

30.  Ausgabenbericht betreffend Erhöhung Ausgabenbewilligung für 
Staatsbeiträge für die Jahre 2022 und 2023 aufgrund der Umsetzung der 
«Trinkgeld-Initiative» an das Musikbüro Basel (ehemals RFV Basel) 

BKK PD 22.0976.01 

31.  Ratschlag betreffend Bewilligung von Staatsbeiträgen an das 
Vorstadttheater Basel für die Jahre 2023 bis 2026 

BKK PD 22.0569.01 

32.  Ausgabenbericht betreffend Bewilligung von Staatsbeiträgen an das Haus 
der Elektronischen Künste Basel für die Jahre 2023 bis 2026 

BKK PD 22.0570.01 

33.  Ausgabenbericht betreffend Bewilligung von Staatsbeiträgen an das 
Schweizerische Architekturmuseum für die Jahre 2023 bis 2026 

BKK PD 22.0683.01 

34.  Ratschlag betreffend Gewährung eines Darlehens an die Stiftung 
AHBasel für einen Neubau für eine spezialisierte, kurzzeitstationäre 
Jugendeinrichtung am Nonnenweg 76 in Basel 

BKK ED 22.1246.01 

35.  Ratschlag betreffend Rahmenausgabenbewilligung für die Programm- und 
Strukturförderung Orchester des Kantons Basel-Stadt für den Zeitraum 
August 2023 bis Juli 2027/2030 

BKK PD 22.1279.01 

36.  Ratschlag betreffend Bewilligung von Staatsbeiträgen an das Stadtkino 
Basel für die Jahre 2023 bis 2026 

BKK PD 22.0684.01 

37.  Ratschlag betreffend Bewilligung von Staatsbeiträgen an das 
Sinfonieorchester Basel für den Zeitraum vom 1. August 2023 bis 31. Juli 
2027 

BKK PD 22.0685.01 
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38.  Petition P453 "Monsterbauprojekt Zuba stoppen! Für eine klimafreundliche 
Mobilität in Basel-Stadt" 

PetKo  22.5438.01 

39.  Petition P454 "Gratishygieneartikel auf öffentlichen Toiletten" PetKo  22.5439.01 

40.  Petition P455 "Basel St. Johann - begrünt, klimafreundlich, lebenswert" PetKo  22.5436.01 

    

An den Parlamentsdienst zur späteren Traktandierung    

41.  Bericht des Regierungsrates zur Motion Sandra Bothe und Konsorten 
betreffend Begleitmassnahmen zum Thema Betteln "Basler Weg" 

 JSD 21.5474.03 

42.  Bericht der Bau- und Raumplanungskommission zum Ratschlag 
betreffend Ausgabenbewilligung für die bauliche Optimierung des 
Geschäftsbereichs Betrieb des Tiefbauamtes am Standort Dreispitz 

BRK BVD 22.0537.02 

43.  Bericht der Petitionskommission zur Petition P432 "Kitas sind Service 
Public" 

PetKo  21.5242.03 

44.  Bericht der Petitionskommission zur Petition P450 "Burgfelderstrasse 
Tempo 30 - Jetzt!" 

PetKo  22.5310.02 

45.  Bericht der Interparlamentarischen Geschäftsprüfungskommission der 
Universität Basel (IGPK Universität) zum Bericht des Regierungsrates 
betreffend Berichterstattung zum Leistungsauftrag 2021 der Universität 
Basel. Partnerschaftliches Geschäft 

IGPK 
Universität 

ED 22.0888.02 

46.  Budget 2023 – Vorgezogene Budgetpostulate/Planungsanzug 

- Vorgezogenes Budgetpostulat für 2023 Michelle Lachenmeier betreffend 
Erziehungsdepartement, Dienststelle 290, Jugend, Familie und Sport, 
Transferaufwand (Robi-Spielaktionen, Kindertankstellen) 

- Vorgezogenes Budgetpostulat zum Budget 2023 der Umwelt-, Verkehrs- 
und Energiekommission betreffend Bau- und Verkehrsdepartement, 661 
Globalbudget Öffentlicher Verkehr, Produktegruppe Tram und Bus 
(Verlängerung Buslinie 64) 

- Vorgezogenes Budgetpostulat zum Budget 2023 der Umwelt-, Verkehrs- 
und Energiekommission betreffend Bau- und Verkehrsdepartement, 661 
Globalbudget Öffentlicher Verkehr, Produktegruppe Tram und Bus 
(Taktverdichtung) 

- Planungsanzug Sebastian Kölliker und Konsorten betreffend Öffentlicher 
Raum im Kanton Basel-Stadt 

 FD 22.0000.01 
21.5838.02 
22.5018.02 
22.5019.02 
19.5493.05 

47.  Motionen:    

 1. Bau- und Raumplanungskommission und Bildungs- und 
Kulturkommission für eine langfristige und vorausschauende 
Schulraumplanung 

  22.5391.01 

 2. Brigitte Gysin und Konsorten betreffend Vertretung der 
Tagesstrukturen in den Schulräten 

  22.5397.01 

 3. Andreas Zappalà und Konsorten betreffend Einführungsklassen an 
allen Schulstandorten 

  22.5398.01 

 4. Beat Braun und Konsorten betreffend transparente Leistungsniveaus 
der Schulstandorte 

  22.5399.01 

 5. Erich Bucher und Konsorten betreffend keine Kleinpensen in der 
Volksschule 

  22.5400.01 

48.  Anzüge:    

 1. Nicole Strahm und Konsorten betreffend kein Stolpergraben zwischen 
Dorfkirche und Dorfsaal - Erweiterung des Planungsperimeters für die 
neue Tramhaltestelle «Riehen Dorf» 

  22.5393.01 

 2. David Jenny und Konsorten betreffend Berufsbildung für 
Lehrpersonen 

  22.5401.01 

 3. Mark Eichner und Konsorten betreffend Weiterbildungsgutscheine für 
Lehrabgängerinnen 

  22.5402.01 
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 4. Luca Urgese und Konsorten betreffend Kenntnis der 
Unterrichtssprache als Grundlage 

  22.5403.01 

 5. Salome Bessenich und Johannes Sieber betreffend Sicherstellung 
von Grünflächen im Kleinbasel während der Baustelle Rheintunnel 
auf der Dreirosenanlage 

  22.5414.01 

 6. René Brigger und Tim Cuénod in Sachen jahrelang leerstehende 
Häuser und Wohnraumvernichtung 

  22.5415.01 

 7. Brigitte Kühne und Konsorten betreffend Anreizsystem für 
Vertikalbegrünung sowie Nistmöglichkeiten für Tiere am Gebäude 

  22.5419.01 

 8. Brigitte Kühne und Raffaela Hanauer betreffend «Superblocks» in 
Basel 

  22.5420.01 

 9. Jessica Brandenburger und Konsorten betreffend Unterstützungs-
beiträge für Senior:innen in bescheidenen finanziellen Verhältnissen 

  22.5421.01 

 10. Claudio Miozzari und Konsorten betreffend Schulraum für das 
Quartier am Ring 

  22.5422.01 

 11. Eric Weber betreffend Wohnen ist ein Menschenrecht   22.5426.01 

    

Kenntnisnahme    

49.  Rücktritt von Joël Thüring als Mitglied der Geschäftsprüfungskommission 
per 18. Oktober 2022 

  22.5396.01 

50.  Rücktritt von Danielle Kaufmann als Mitglied des Grossen Rates per 
8. November 2022 

  22.5404.01 

51.  Rücktritt von Laurin Hoppler als Mitglied der Petitionskommission per 
18. Oktober 2022 

  22.5411.01 

52.  Rücktritt von Annina von Falkenstein als Mitglied der Petitionskommission 
per 30. September 2022 

  22.5413.01 

53.  Nachrücken in den Grossen Rat (Anouk Feurer anstelle Michelle 
Lachenmeier, GAB) 

  22.5375.02 

54.  Schreiben der Finanzkommission zum Tätigkeitsbericht 2021 der 
Finanzkontrolle 

FKom  22.5416.01 

55.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Barbara Wegmann und 
Konsorten betreffend bessere Velosicherheit von der Johanniterbrücke bis 
zum Bahnhof SBB (stehen lassen) 

 BVD 20.5071.02 

56.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Jörg Vitelli und Konsorten 
betreffend Velosicherheitsmassnahmen in der Neubadstrasse (stehen 
lassen) 

 BVD 18.5200.03 

57.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Raphael Fuhrer und 
Konsorten betreffend intelligente Parkplätze auf öffentlichem Grund: 
Flexible Marktpreise und sozial-ausgleichende Verwendung der 
Parkeinnahmen (stehen lassen) 

 BVD 18.5168.04 

58.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Thomas Grossenbacher und 
Konsorten betreffend Ausarbeitung einer kantonalen Biodiversitäts-
Strategie und einem daraus abgeleiteten Aktionsplan Biodiversität für den 
Kanton Basel-Stadt (stehen lassen) 

 BVD 18.5028.04 

59.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Martin Lüchinger und 
Konsorten betreffend einer beispielhaften und ökologisch verträglichen 
Stadtrandentwicklung Ost (stehen lassen) 

 BVD 14.5671.05 

60.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Claudio Miozzari und 
Konsorten betreffend Veloweg auf dem Petersplatz (stehen lassen) 

 BVD 20.5289.02 

61.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Jörg Vitelli und Konsorten 
betreffend Tram-Doppelspurausbau beim Zolli (stehen lassen) 

 BVD 06.5162.08 

62.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Esther Keller und Konsorten 
betreffend Förderung von Shared-Mobility dank der Einrichtung zentraler 
Hubs (stehen lassen) 

 BVD 20.5231.02 
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63.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Thomas Gander und 
Konsorten betreffend Bewilligungspflicht und Bewilligungs-
voraussetzungen privater Sicherheitsdienstleister und 
Sicherheitsangestellter (stehen lassen) 

 JSD 17.5433.03 

64.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Heiner Vischer und Konsorten 
betreffend Kunst im Öffentlichen Raum sowie zum Anzug Martin 
Lüchinger und Konsorten betreffend Kunst am Bau (stehen lassen) 

 PD 14.5447.04 
15.5160.04 

65.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Joël Thüring 
betreffend Inakzeptable Baustellendauer von mehr als zwei Monaten für 
eine Tramhaltestelle 

 BVD 22.5304.02 

66.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Beat Leuthardt 
betreffend Fahrgäste an Tramhaltestellen schützen statt gefährden? 

 BVD 22.5315.02 

67.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Johannes Sieber 
betreffend Berücksichtigung von Lebensraum bei Städteplanung Klybeck 
& Westquai 

 BVD 22.5303.02 

68.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Beat Leuthardt 
betreffend Tram- und Velofeindliche Lichtsignalanlagen beseitigen? 

 BVD 22.5314.02 

69.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Sandra Bothe 
betreffend die hohen Kündigungszahlen an der Volksschule im Vergleich 
mit den Mittelschulen, den Berufsschulen und den höheren Fachschulen 

 ED 22.5311.02- 

70.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Beat Leuthardt 
betreffend Storchenparking schliessen? 

 FD 22.5313.02 

71.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Eric Weber 
betreffend Anruf bei der Kantonsverwaltung 

 FD 22.5361.02 

72.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Brigitte Gysin 
betreffend Gefahrenpotenzial Rockerbanden 

 JSD 22.5317.02 

73.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Heidi Mück 
betreffend Anzahl Demonstrationen in Basel 

 JSD 22.5325.02 

74.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Michael Hug 
betreffend lähmender Kreiselbau in Basel 

 BVD 22.5340.02 

75.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Salome Hofer 
betreffend Logistik in Basel Ost 

 BVD 22.5345.02 

76.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Sandra Bothe 
betreffend Teilpensen von Lehrpersonen in der Volksschule von Basel-
Stadt 

 ED 22.5321.02 

77.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Jessica 
Brandenburger betreffend Leitfaden «Lernziel sexuelle Gesundheit» und 
Sexualpädagogik in der Schule 

 ED 22.5346.02 

78.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Beda 
Baumgartner betreffend Sprachkompetenzen im Gesundheitswesen 

 GD 22.5343.02 
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Anhang C: Neue Vorstösse 
 

 

 

Motionen 

 

 

1. Motion für eine langfristige und vorausschauende Schulraumplanung 22.5392.01 
 

Die Schulraumplanung im Kanton Basel-Stadt gibt zu reden: Immer wieder kommt es zu Überschreitungen von 
Klassengrössen und Umnutzungen von Gruppenräumen zu Klassenzimmern. Immer mehr Schulstandorte platzen 
aus allen Nähten und müssen mit reduzierten Flächen auch im Aussenraum leben. Es gibt Schülerinnen und 
Schüler, die einen grossen Teil ihrer Schulzeit in temporären Schulbauten absolvieren, da diese zu einem festen 
Bestandteil der Schulraumplanung geworden sind. Auch in Riehen und Bettingen fehlt der Schulraum. Der Ausbau 
von Tagesstrukturen und die Weiterentwicklung der integrativen Schule haben einen zusätzlichen Raumbedarf zur 
Folge und stellen hohe Anforderungen an die Schulhausbauten und -areale. Eine Entlastung der Situation ist nicht in 
Sicht.  

Das Erziehungsdepartement erachtete 2021 den bestehenden Schulraum für die zu erwartenden Schüler- und 
Klassenzahlen als ausreichend (siehe Antworten vom 31.3.21 auf die Interpellation Nr. 31 Michela Seggiani 
betreffend Klassenbildungen und Schulraumbedarf (P215190)). Bei Wegfall von Gruppenräumen sollen gemäss 
Auskunft des Regierungsrats in derselben Beantwortung einfach andere Räume – beispielsweise der 
Tagesstrukturen – belegt werden. Diese schleichende Verdichtung des Schulraums wird den unterschiedlichen 
Bedürfnissen der integrativen Schule und auch der Betreuungsangebote allerdings immer weniger gerecht.  
Angesichts der anhaltend hohen Geburtenzahlen in der Schweiz ist zu erwarten, dass sich die Situation in den 
kommenden Jahren weiter verschärft: Es kamen 2021 so viele Kinder auf die Welt wie seit 50 Jahren nicht mehr.  

Gegen zusätzlichen Schulraum wird oft das Argument der Nachhaltigkeit eingebracht. Diese Argumentation ist 
vereinfacht und stossend: immerhin handelt es sich bei Schulbauten um die Infrastruktur für den grundrechtlich 
geschützten Anspruch aller Kinder auf Bildung. Neue Schulbauten sollten viel eher so geplant werden, dass sie in 
ihrer Nutzung und in der weiteren Entwicklung flexibel sind. Dafür lohnt sich ein Blick in die Vergangenheit: Die 
grosszügigen Schulbauten aus der Zeit der Jahrhundertwende funktionieren noch heute einwandfrei und konnten 
zwischenzeitlich auch umgenutzt werden. So diente das Schulhaus Rittergasse während mehrerer Jahre als 
Büroräumlichkeit des Bau- und Verkehrsdepartements und wird nun nach einer umfassenden Sanierung wieder als 
Schulhaus genutzt. Die im Kanton Basel-Stadt eingesetzten Provisorien sind zwar baulich hochwertig und taugen in 
der Regel für den Unterricht. Sie gehen aber immer zu Lasten des öffentlichen Raums bzw. der Aussenräume der 
Schulanlagen. Zudem ist eine langfristige Nutzung von Provisorien auch wirtschaftlich nicht sinnvoll.  

Der Regierungsrat wird aufgefordert, innert zwei Jahren eine Investitionsplanung für Schulräume vorzulegen, die 
garantiert, dass mittel- und langfristig genügend Unterrichts-, Gruppen-, Spezial- und Pausenräume für alle 
Schülerinnen und Schüler im Kanton Basel-Stadt während ihrer obligatorischen Schulzeit zur Verfügung stehen. 

Dabei sind folgende Bedingungen zu erfüllen: 

- Temporäre Bauten werden bei der Schulraumplanung nicht angerechnet. 

- Ein Ausweichen in temporäre Bauten ist nur bei Umbau- und Sanierungsarbeiten und zeitlich eng befristet 
zulässig. 

- Gruppen- und Spezialräume, die in den letzten Jahren zu Unterrichtsräumen umfunktioniert wurden, sind 
wieder dem ursprünglichen Zweck zuzuführen. In der Investitionsplanung ist auszuweisen, wie und bis wann 
dies erfolgen kann. 

- Eine Umnutzung von Gruppen- und Spezialräumen ist nur noch in Ausnahmefällen und befristet für maximal 
ein Schuljahr zulässig. 

- Neue Schulbauten sind auf Flexibilität und langfristige Nutzungsmöglichkeiten auszulegen. Bei der Planung 
sind zukünftige Erweiterungen (bspw. Aufstockung, Anbau) oder Umnutzungen (bspw. zu Büro- oder 
Wohnraum) einzubeziehen. 

- Die Verantwortung liegt beim Erziehungsdepartement, die weiteren involvierten Stellen aus dem Bau- und 
Verkehrsdepartement sowie dem Finanzdepartement wie auch das Statistische Amt verfolgen das geforderte 
Ziel einer Schulraumplanung mit Wachstumsreserven und ausreichenden Unterrichts-, Gruppen-, Spezial- 
und Pausenräume gemeinsam und abgestimmt. 

Für die Bau- und Raumplanungskommission: Jeremy Stephenson, Präsident 

Für die Bildungs- und Kulturkommission: Franziska Roth, Präsidentin 
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2. Motion betreffend Vertretung der Tagesstrukturen in den Schulräten 22.5397.01 
 

Die Schulräte haben an den Standorten der Volksschule eine wichtige Brückenfunktion, da sie den Austausch 
zwischen Schule und Gesellschaft pflegen. Zu ihrem Auftrag gehört die Förderung des Dialogs zwischen den 
internen (Schülerschaft, Lehr- und Fachpersonen) und externen (Erziehungsberechtigte, Anwohner) 
Anspruchsgruppen der Schule (Verordnung SR, Art. 2). Insbesondere kann der Schulrat gemäss Schulgesetz §79c. 
von jeder Person zur Vermittlung bei einem die Schule betreffenden Problem angefragt werden, um dabei zu helfen, 
eine für alle Parteien zufriedenstellende Lösung zu finden. Zudem haben der Präsident bzw. die Präsidentin und die 
externen Mitglieder des Schulrats weitere Aufgaben, die unter anderem regelmässige Besuche der Schule beinhalten 
und dazu dienen, sich einen Einblick in die Arbeit der Schule zu verschaffen. Des Weiteren gehören die 
Genehmigung von Schulleitbild, Hausordnung und weitere Aufgaben zur Verantwortung des Schulrats. 

Die Tagesstrukturen sind eine wichtige pädagogische Institution und prägen den Schulalltag an den Standorten 
wesentlich mit. Bis anhin sind sie aber nicht in den Schulräten vertreten. Sie werden vereinzelt bei Bedarf an 
Sitzungen des Schulrats eingeladen, sind aber nicht permanent vertreten. Theoretisch könnte gemäss Schulgesetz § 
79b, Absatz c als Vertretung der Lehr- und Fachperson auch eine Vertretung aus den Tagesstrukturen gemeint sein. 
In der Praxis ist das aber nicht die übliche Deutung und es wäre auch nicht sinnvoll, wenn das Kollegium nicht 
vertreten wäre. Insofern wäre anzustreben, dass neben der Vertretung der Lehr- und Fachpersonen auch explizit 
eine Vertretung von Seiten der Tagesstrukturen gesetzlich geregelt würde. Dies sollte für alle Tagesstrukturen an 
Schulstandorten gelten, unabhängig davon, ob sie durch das ED oder durch externe Anbieter organisiert sind.  

Auf Grund der Bedeutung der Tagesstrukturen ist es aus Sicht der Motionäre angebracht, deren Vertretung nicht erst 
im in Bearbeitung befindlichen Bildungsgesetz zu berücksichtigen, sondern bereits im noch geltenden Schulgesetz 
entsprechende Änderungen vorzunehmen.  

Die Motionär/innen beauftragen den Regierungsrat, Paragraph 79b im Schulgesetz innert eines Jahres so zu 
ergänzen, dass die Tagesstrukturen analog zu den Fach- und Lehrpersonen mit einer Person permanent im Schulrat 
vertreten sind. 

Brigitte Gysin, Claudio Miozzari, Beatrice Messerli, Jenny Schweizer, David Jenny, Catherine Alioth, Béla 
Bartha, Franz-Xaver Leonhardt, Franziska Roth, Thomas Widmer-Huber, Christoph Hochuli, Andrea Strahm 

 

 

3. Motion betreffend Einführungsklassen an allen Schulstandorten 22.5398.01 
 

Die integrative Schule stösst an ihre Grenzen. Schülerinnen, Schüler und Lehrpersonen sind stark gefordert. Die 
Vielzahl unterschiedlicher Lehr-, Fach- und Betreuungspersonen erschwert einen geregelten Unterricht im 
Klassenverband und führt zu grosser Ablenkung und Unruhe für die Schülerinnen und Schüler. Zudem bewirken sie 
einen hohen Koordinationsaufwand für das Lehrpersonal. Die Zunahme der individuellen Betreuungsangebote geht 
weit über die ursprüngliche Idee hinaus, Kinder mit einer ausgewiesenen körperlichen oder geistigen 
Beeinträchtigung im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes in den Regelunterricht zu integrieren. 

Neben der Betreuung von Kindern mit körperlichen oder geistigen Beeinträchtigungen müssen in den Klassen auch 
noch Entwicklungsverzögerungen, Sprachdefizite und Verhaltensauffälligkeiten von Schülerinnen und Schülern 
aufgefangen werden. Für diese Schülergruppen müssen gezielt Angebote geschaffen werden, damit spätestens ab 
der 2. Primarschulstufe ein möglichst einheitlicher Unterricht im Klassenverband möglich ist. 

Die anfängliche Integration in den Schulalltag für Kinder mit Entwicklungsverzögerungen soll beim 
Kindergarteneintritt resp. schon in den Spielgruppen, spätestens aber beim Schuleintritt, besser gestaltet werden, um 
über die folgenden Klassenstufen einen ruhigeren und besseren Unterricht zu ermöglichen. Hier hat die Gemeinde 
Riehen gute Erfahrungen mit Einführungsklassen gemacht. Dabei werden die noch nicht schulreifen Kinder nach 
externer Beurteilung nach Abschluss des Kindergartens bei Bedarf einer Einführungsklasse zugeteilt, welche die 1. 
Klasse über einen Zeitraum von zwei Jahren absolviert. Dadurch wird der Rahmen geschaffen, 
Entwicklungsverzögerungen auszugleichen, bevor die Kinder in die zweite Regelklasse übertreten. 

An den Schulstandorten in Basel besteht seit Beginn des Schuljahres 2020/21 grundsätzlich das Recht, ebenfalls 
solche Einführungsklassen zu führen, allerdings sind die finanziellen Anreize für die Schulstandorte so ausgestaltet, 
dass in Basel aktuell keine Einführungsklassen angeboten werden. Vielmehr werden die gesprochenen Mittel für 
individuelle Fördermassnahmen eingesetzt. 

Die Unterzeichnenden fordern die Regierung auf, die Regelung und die Finanzierung dahingehend anzupassen, 
dass an allen Schulstandorten tatsächlich Einführungsklassen geführt werden. 

Andreas Zappalà, Beat Braun, David Jenny, Erich Bucher, Mark Eichner, Luca Urgese 

 

 

4. Motion betreffend transparente Leistungsniveaus der Schulstandorte 22.5399.01 
 

Die einzelnen Schulstandorte geniessen eine Teilautonomie, insbesondere hinsichtlich der Wahl verschiedener 
pädagogischer Konzepte. Das ist zu begrüssen, da dadurch im bestehenden System eine grössere Vielfalt an 
Lernangeboten entsteht.  
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Allerdings muss ab der Sekundarstufe I, ab welcher die Schülerinnen und Schüler auch über eine begrenzte 
Auswahlmöglichkeit zwischen den Standorten und pädagogischen Konzepten verfügen, auch Transparenz bezüglich 
deren Leistungsniveaus bestehen. Nur so kommt die Vielfalt tatsächlich zum Tragen und Schülerinnen und Schüler 
können jene Angebote wählen, die ihrem Lerntyp und Leistungsanspruch am besten entsprechen.  

Ein transparenter Leistungsausweis sollte pro Schulstandort aufzeigen, welches Leistungsniveau von den 
Schülerinnen und Schülern erreicht wird und wie ihre Erfolgsquoten auf folgenden Schulstufen bzw. in weiteren 
Ausbildungen ausfallen wird.  

Werden an Schulstandorten massgebliche Leistungsdefizite im Vergleich zu anderen Schulstandorten festgestellt, 
sind ebenso die Gründe hierfür sowie die Massnahmen zu kommunizieren, welche die Schulleitung und das 
zuständige Departement in die Wege leiten, um einen rasche und nachhaltige Hebung des Leistungsniveaus am 
entsprechenden Schulstandort herbeizuführen. 

Die Unterzeichnenden fordern entsprechend den Ausführungen den Regierungsrat auf, die erforderlichen 
Massnahmen zu treffen, um eine transparente Information von Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern über die 
Leistungsniveaus der unterschiedlichen Schulstandorte auf den Sekundarstufen und gegebenfalls ergriffene 
Verbesserungsmassnahmen sicherzustellen und gleichzeitig Ausgleichsmassnahmen für Schulen mit tieferen 
Leistungsniveaus anzuordnen. 

Beat Braun, Erich Bucher, Andreas Zappalà, David Jenny, Mark Eichner, Luca Urgese 

 

 

5. Motion betreffend keine Kleinpensen in der Volksschule 22.5400.01 
 

Angesichts des Lehrermangels, aber auch um möglichst grosse Kontinuität im Schulalltag zu schaffen, ist für 
Lehrpersonen an der Volksschule grundsätzlich ein möglichst hoher Beschäftigungsgrad anzustreben. Der Kanton 
Genf hat mit einer entsprechenden Regelung gute Erfahrungen gemacht und eine Vielzahl der Lehrpersonen hat 
Pensen über dem Mindestpensum, was auch die Pensenplanung an den Schulen erleichtert. 

Ein Real- und Berufschullehrer schrieb in der NZZ vom 13.7.22: Schüler und Eltern wünschen sich Konstanz in den 
Schulen. Während vor einigen Jahrzehnten eine Lehrperson allein für eine Klasse verantwortlich war, grassiert heute 
das Team-Teaching. Es kann entlasten, verwischt aber oft die Grenzen bei den Kompetenzen. Keine Lehrkraft dürfte 
mit einem Pensum von unter 80% angestellt sein. 

Diese gleiche Beobachtung machen auch die Motionäre. Wir möchten aber nicht so weit gehen, sondern orientieren 
uns am Kanton Genf mit seiner 50% Regelung. 

Die Unterzeichnenden fordern den Regierungsrat auf, für Lehrpersonen an der Volksschule analog zum Genfer 
Modell ein Mindestpensums von 50-Stellenprozent einzuführen.  

Erich Bucher, Andreas Zappalà, Beat Braun, Mark Eichner, David Jenny, Luca Urgese 

 

 

 

Anzüge 

 

 

1. Anzug betreffend kein Stolpergraben zwischen Dorfkirche und Dorfsaal - 
Erweiterung des Planungsperimeters für die neue Tramhaltestelle «Riehen Dorf» 

22.5393.01 
 

Gemäss Behindertengleichstellungsgesetz des Bundes (BehiG) müssen alle Haltestellen des Öffentlichen Verkehrs 
entsprechend umgebaut und den heutigen Bedürfnissen und Vorschriften angepasst werden. Bei vielen, ja den 
meisten Haltestellen ist dies bereits umgesetzt, meist problemlos, teilweise aber aufwändiger und, wie das Beispiel 
der Haltestelle «Riehen Dorf» zeigt, manchmal im bestehenden Planungsperimeter nicht sinnvoll und 
nichtzufriedenstellend zu lösen. 

Grund dafür ist der für die jetzige Planung zugrunde gelegter Planungsperimeter, der in Richtung Lörrach - entlang 
der Baselstrasse - bei der unmittelbar nach der jetzigen Haltestelle befindlichen Kreuzung mit der Schmiedgasse 
endet. Aus diesem Grund erscheint es unabdingbar, für die Planung und Weiterentwicklung dieses ins Stocken 
geratene Projekts Haltestelle «Riehen Dorf» unbedingt den Planungsperimeter entlang der Baselstrasse in Richtung 
Lörrach zu erweitern, über die Kreuzung Schmiedgasse hinaus. Die historische Umgebung würde unter Wahrung 
zahlreicher Interessen aufgewertet und ein für alle Beteiligten zuverlässiges und solides Verkehrsregime kann 
installiert werden. 

Ohne Not könnte eine neue hindernisfreie Tram- und Bushaltestelle gleich anschliessend an die Kreuzung geplant 
werden. Die Strasse verläuft an dieser Stelle gerade und die Platzverhältnisse sind entsprechend ausreichend. Die 
Schülerinnen und Schüler sowie die ÖV-Fahrgäste vom Erlensträsschen und aus der Schmiedgasse kommend, 
hätten einen viel sicheren Weg. Auch die unzähligen Gäste aus Nah und Fern der Fondation Beyeler hätten eine 
gefahrlose Haltestelle in unmittelbarer Nähe. Denn bekanntlich wird der projektierte Erweiterungsneubau der 
Fondation Beyeler - aus dem Atelier des Stararchitekten Peter Zumthor – näher in Richtung Dorf auf dem Grundstück 
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des Iselin-Weber-Parks gebaut. Gegenüber der heutigen Haltestelle «Fondation Beyeler» würde diese Haltestelle 
dann weit näher zum Erweiterungsbau und zu den geplanten Pavillons für Veranstaltungen zu liegen kommen. 

Gemäss jetzigem Planungsstand wird versucht, die Haltestelle «Riehen Dorf» an bestehender Stelle - trotz engen 
Platzverhältnissen und wiederum in einer S-Kurve - zwischen der Dorfkirche St. Martin, dem MUKS (Museum Kultur 
& Spiel Riehen) im historischem Wettsteinhaus, dem Landgasthof und den zwei Zubringerstrassen zum 
Gemeindeparkplatz, hineinzuzwängen. 

Ganz abgesehen von der schwierigen Zu- und Wegfahrt des allseits sehr geschätzten Ruf-Taxis. Die Vorstudie sieht 
Kaphaltestellen in beide Richtungen vor, welche diesen Ort für viele Menschen zur Behinderung werden lassen. 
Vergessen gehen nämlich alle Fussgängerinnen und Fussgänger, die zwischen Dorfkirche und Landgasthof, 
mitteilweiser Ampelsteuerung gesichert, über die Traminseln an dieser Stelle die Strasse überqueren. 

Zumeist sind dies auch ältere und in der Mobilität eingeschränkte Menschen, denen ein unnötiges Hindernis oder ein 
weiter Umweg nicht zugemutet werden soll. 

Wer die Situation kennt, kann sich an dieser Stelle keine beidseitig erhöhten Traminseln vorstellen. Es darf kein 
trennender Kanal geschaffen werden, der die Dorfkirche vom Dorfzentrum absondert. Abgetrennt von der Strasse 
wären aber auch die beiden Zubringerwege zum Gemeindehaus und zum Gemeindeparkplatz, diese wären dann für 
alle Zeiten nur noch durch den verkehrsberuhigten Dorfkern und Dorfplatz (Begegnungszone) zu erreichen. Auch die 
Zu- und Wegfahrt für den Landgasthof, seien es Hotelgäste oder Lieferanten mit Lastwagen, müsste durch den 
historischen Dorfkern geführt werden, was zu einem hohen Verkehrsaufkommen im Zentrum von Riehen Dorf führt 
und sicherheitstechnisch problematisch ist. 

Die Anzugssteller:innen bitten den Regierungsrat, die vorgeschlagene Erweiterung des Planungsperimeters und die 
damit verbundenen erweiterten Möglichkeiten im Zusammenhang mit der Projektierung und Umsetzung der neuen 
Haltestelle «Riehen Dorf» zu prüfen und zu berichten. 

Nicole Strahm, Sandra Bothe-Wenk, Béla Bartha, Daniela Stumpf, Jenny Schweizer, Felix Wehrli, 
Daniel Hettich, Thomas Widmer-Huber, Daniel Albietz, Andreas Zappalà, Sasha Mazzotti, Franziska 
Roth, Olivier Battaglia, Stefan Suter, Edibe Gölgeli 

 

 

2. Anzug betreffend Berufsbildung für Lehrpersonen 22.5401.01 
 

Zentral für den Bildungserfolg sind die Lehrpersonen. Bei deren Ausbildung hat in den vergangenen Jahrzehnten 
eine starke Akademisierung stattgefunden, die den Zugang zu diesem Beruf erschwert und zu geringer 
Praxiserfahrung der Lehrpersonen bei Stellenantritt führt. Auch angesichts des Mangels an Lehrpersonen ist dieser 
Entwicklung entgegenzuwirken. 

Daher ist zu prüfen, ob neben dem bestehenden Ausbildungsweg zur Primarlehrperson über die Maturität und die 
Pädagogische Hochschule wieder ein berufsbildender Weg eingeführt werden kann. Im Rahmen einer praxisnahen 
vierjährigen Berufsschule sollen Abgänger der Sekundarstufe I ein Lehrerpatent und die Qualifikation zum Unterricht 
zumindest auf den unteren Primarschulstufen erlangen können. Parallel sind Bildungsangebote zu entwickeln, die es 
diesen Lehrpersonen erlauben, sich berufsbegleitend kontinuierlich weiterzubilden und höhere Qualifikationsstufen 
zu erreichen. 

Die Unterzeichnenden bitten daher den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, wie eine berufsbildende 
Ausbildung zur Lehrperson für die Primarstufe ausgestaltet werden und eingeführt werden könnte. 

David Jenny, Beat Braun, Mark Eichner, Erich Bucher, Andreas Zappalà, Luca Urgese 

 

 

3. Anzug betreffend Weiterbildungsgutscheine für Lehrabgängerinnen 22.5402.01 
 

Die Berufsbildung bildet eine hervorragende Grundlage für ein erfolgreiches Berufsleben. Dank der grossen 
Durchlässigkeit des Bildungssystems stehen ihren Abgängern fast alle Berufs- und Studienoptionen offen. Dennoch 
ist die Quote der Schülerinnen und Schüler, die nach der Sekundarstufe I eine schulische Maturität anstreben, in 
Basel-Stadt sehr hoch. Darunter leidet nicht nur die Exzellenz an den Maturitätsschulen, den Lehrbetrieben entgehen 
so auch viele leistungsstarke Lernende. 

Neben Wahrnehmungsproblemen hat die Berufsbildung auch mit strukturellen Herausforderungen zu kämpfen, u.a. 
deutlich weniger Ferientage, grössere Verantwortung für Lernende sowie strukturelle Benachteiligungen gegenüber 
dem gymnasialen Bildungsweg. Eine Benachteiligung besteht darin, dass der Staat in Gymnasiastinnen und 
Gymnasiasten deutlich mehr Geld als in die Berufslehre investiert. Lehrabgängerinnen und Lehrabgänger profitieren 
zwar von der Durchlässigkeit des Systems, müssen aber für allfällige Weiterbildungen die Kosten häufig selber 
tragen. 

Die Unterzeichnenden fordern die Regierung auf, zu prüfen und zu berichten, wie Lehrabgängerinnen und 
Lehrabgänger mit Wohnsitz im Kanton Basel-Stadt für anschliessende berufliche Weiterbildungsangebote sowie für 
Schulangebote, die ihnen den Zugang zu Hochschulen ermöglichen, vom Kanton mit Weiterbildungsgutscheinen 
unterstützt werden können. 

Mark Eichner, Beat Braun, David Jenny, Andreas Zappalà, Erich Bucher, Luca Urgese 
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4. Anzug betreffend Kenntnis der Unterrichtssprache als Grundlage 22.5403.01 
 

Für eine erfolgreiche Schul- und Ausbildungslaufbahn ist ausreichende Sprachkompetenz in der Unterrichtssprache 
Grundvoraussetzung. Nur wer den Inhalt der Aufgaben versteht, kann Lösungen erarbeiten. Basel-Stadt hat einen 
hohen Anteil Kinder nicht deutscher Muttersprache. Für sie und für das Gesamtniveau des Unterrichts ist es 
unerlässlich, dass ab einem frühen Zeitpunkt ein ausreichendes Sprachniveau in Deutsch erreicht wird. Daher sind 
die bestehenden Massnahmen zur Frühförderung in Deutsch rasch auszuweiten und das Obligatorium für den 
Besuch konsequent umzusetzen. 

Zudem müssen Kinder, die bei Primarschuleintritt nicht das nötige Sprachniveau erreichen, einem separaten 
Angebot, analog der Einführungsklasse, zugewiesen werden, damit spätestens ab der 2. Primarschulklasse für die 
gesamte Klasse ein ausreichendes Sprachniveau in der Unterrichtssprache garantiert ist und deutlich weniger 
individuelle Betreuungsangebote wie Deutsch als Zweitsprache notwendig sind. Ergänzend ist zu prüfen, wie 
Angebote ausgestaltet werden können, die nicht deutschsprachigen Kindern ermöglichen, die Grundzüge der 
eigenen Muttersprache schulisch zu erwerben, da das Grundverständnis der Muttersprache jeden weiteren 
Spracherwerb deutlich vereinfacht. 

Bei der am 25. September 2018 von Nationalrat Christoph Eymann eingereichten Motion «Frühe Sprachförderung 
vor dem Kindergarteneintritt als Voraussetzung für einen Sek-II-Abschluss und als Integrationsmassnahme» stellte 
der Bund unter Anderem fest, dass er die sprachliche Unterstützung fremdsprachiger Kinder in den Regelstrukturen 
im gleichen Mass wie bisher im Rahmen der kantonalen Integrationsprogramme (KIP) weiter fördern wird und zudem 
auf der Grundlage des Sprachengesetzes (SpG) mit den Kantonen bezüglich der Projektausschreibungen 
abstimmen und prüfen, ob der Erwerb der Lokalsprache durch fremdsprachige Vorschulkinder eine höhere Priorität 
erhalten sollte. 
(https://www.parlament.ch/centers/eparl/curia/2018/20183834/Bericht%20BR%20D.pdf) 

Die Unterzeichnenden fordern daher den Regierungsrat auf, die Erfüllung der vom Grossen Rat mit grosser Mehrheit 
überwiesenen Motion betreffend «Intensivierung der Sprachförderung vor dem Kindergarteneintritt» (19.5096) zu 
beschleunigen sowie für die Deutschförderung beim Primarschuleintritt die Schaffung von Einführungsklassen zu 
prüfen. Zudem sind Unterrichtsangebote in der Muttersprache für Schülerinnen und Schüler nicht deutscher 
Muttersprache zu prüfen. 

Luca Urgese, Erich Bucher, Mark Eichner, David Jenny, Beat Braun, Andreas Zappalà 

 

 

5. Anzug betreffend Sicherstellung von Grünflächen im Kleinbasel während der 
Baustelle Rheintunnel auf der Dreirosenanlage 

22.5414.01 
 

Das ASTRA plant in Basel den Bau des Rheintunnels, der die Osttangente bzw. den Basler Abschnitt der 
Nationalstrasse A2 zwischen Schwarzwaldtunnel, Hagnau und Augst in Zukunft entlasten soll. Die Gesamtkosten 
werden auf CHF 2.36 Milliarden geschätzt. Der Grossteil der Baustelle befindet sich im Untergrund, mit einer 
zentralen Ausnahme: Die Dreirosenanlage im Unteren Kleinbasel wird während fast zehn Jahren zur Baustelle. 
Geplant wird mit einem frühesten Baustart 2029 und einer möglichen Inbetriebnahme 2040. Informationen zur 
geplanten Baustelleninstallation können der Präsentation des Infoforums A2 Rheintunnel vom 16. Juni 2022 
entnommen werden.1 

Die Baustelleninstallation des ASTRA auf der Dreirosenanlage ist für die Anwohnerinnen und Anwohner im Quartier, 
die schon heute in Sachen Grün- und Freiraum unterversorgt sind, unannehmbar. Zehn Jahre Baustelle bedeutet 
eine ganze Kindheit oder Jugend ohne diesen Grünraum, ohne die Basketball-Felder, ohne Kinderspielplatz oder 
grosse grüne Wiese, die für alle im Kleinbasel schon heute Mangelware sind. Auch wenn nach den zehn Jahren 
Baustelle ein neuer toller Dreirosenpark entstehen soll: Die Beanspruchung der Dreirosenanlage durch die Baustelle 
muss so gering wie möglich gehalten werden. Und es müssen während dieser Zeit geeignete und möglichst viele 
Ersatzflächen in unmittelbarer Nähe sichergestellt werden. 

Der Regierungsrat wird aufgefordert, sich im Rahmen der Rheintunnel-Planung gegenüber dem ASTRA dezidiert 
dafür einzusetzen,  

1. dass die Quartierbevölkerung die Grünflächen sowie Spiel-, Wasser- und Sportanlagen auf der 
Dreirosenanlage so lange wie möglich uneingeschränkt nutzen kann; 

2. dass für die Baustelleninstallation Alternativen geprüft werden, die weniger öffentliche Freiräume und 
Grünflächen in Anspruch nehmen; 

3. dass die Dimension der Baustelleninstallation reduziert wird und alle Möglichkeiten inkl. einer Übernahme 
allfälliger Mehrkosten für eine räumlich und zeitlich möglichst begrenzte Installation ausgeschöpft werden; 

4. dass lückenlos mindestens im Umfang der wegfallenden Fläche gleichwertige Alternativen in unmittelbarer 
Nähe sichergestellt werden, beispielsweise auf dem Entwicklungsgebiet Klybeck Plus. 

1 https://www.astra.admin.ch/dam/astra/de/dokumente/autobahnschweiz_-
filialezofingen/Rheintunnel_Infoforum_Pr%C3%A4sentation_20220616%20reduziert.pdf 

Salome Bessenich, Johannes Sieber 

 

 

https://www.parlament.ch/centers/eparl/curia/2018/20183834/Bericht%20BR%20D.pdf
https://www.astra.admin.ch/dam/astra/de/dokumente/autobahnschweiz_-filialezofingen/Rheintunnel_Infoforum_Pr%C3%A4sentation_20220616%20reduziert.pdf
https://www.astra.admin.ch/dam/astra/de/dokumente/autobahnschweiz_-filialezofingen/Rheintunnel_Infoforum_Pr%C3%A4sentation_20220616%20reduziert.pdf
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6. Anzug in Sachen jahrelang leerstehende Häuser und Wohnraumvernichtung 22.5415.01 
 

Dutzende von Mehrfamilienhäusern sind In unserem Kanton seit vielen Jahren leerstehend. Als Beispiele können die 
drei Mehrfamilienhäuser an der Hardstrasse genannt werden, welche offensichtlich schon seit 18 Jahren leer stehen 
und auch das Haus Wartenbergstrasse 45 gleich um die Ecke (gleiche Eigentümerschaft). Leer steht auch schon seit 
Jahrzehnten das Haus St. Alban-Vorstadt 88. 

Die Gründe hierfür sind mannigfaltig: Erbstreitigkeiten, planerische oder bauliche Schwierigkeiten oder eben 
schlichtweg fehlendes Interesse an der Nutzung. In Zeiten der Wohnungsnot werden so in Basel mehrere hundert 
Wohnungen potenziellen Mieterschaften entzogen. Bei langjährigen Leerständen vergammeln zudem die Häuser 
und/oder werden die Liegenschaften wegen möglicher Hausbesetzungen gar verriegelt. Dies stellt auch für das 
Stadtbild und die unmittelbare Nachbarschaft ein grosses Ärgernis dar. Wenn zu lange zugewartet wird, so werden 
diese Wohnliegenschaften auch aufgrund des vernachlässigten Unterhaltes nicht mehr bewohnbar resp. nur wieder 
bewohnbar, wenn grosse Investitionen getätigt werden. Auch diesen Gründen Ist spätestens nach zwei bis drei 
Jahren ein staatliches Handeln im öffentlichen Interesse notwendig. 

Der Kanton Genf sieht seit vielen Jahren (LGL, Loi generale sur le logement et la protection des locataires) vor, dass 
solche Liegenschaften enteignet werden können. Damit wurden gute Erfahrungen gemacht. Wenn eine 
Nutzungsenteignung droht, beeilen sich Eigentümerschaften, die Wohnnutzung wieder herzustellen. Auch der 
Kanton St. Gallen kennt in seinem PBG eine Bestimmung, wonach der Gemeinde bei Nichtüberbauung innerhalb 
gewisser Fristen ein Kaufrecht an den betroffenen Grundstücken zusteht (Art. 8+9 PBG SG). 

Denkbar ist auch, dass die jahrelang Leerstehenden Wohnungen zusätzlich besteuert werden. Solche 
«Leerstandsabgaben» mit Lenkungswirkung gelten Z.B. in mehreren österreichischen Bundesländern oder den 
Städten Hamburg und Vancouver. Damit wird dort bewusst der Wohnungsknappheit und dem Steuerausfall durch 
Leerstände Gegensteuer gegeben. Wir verweisen hier auch auf die Studie der wissenschaftlichen Dienste des 
deutschen Bundestages vom 13.9.2018 i.S. Besteuerung von leerstehenden Immobilien/verfassungsrechtliche 
Möglichkeiten und Grenzen (WD 4 - 3000 -12818). 

Weiter denkbar Ist, dass dem Räumungsbegehren von jahrelang leerstehenden Häuser nicht ohne weiteres gefolgt 
wird. 

Es wird darauf verwiesen, dass dieser Missstand einfach vermeidbar Ist, indem solche Liegenschaften 
zwischengenutzt werden. Dies Ist auch wirtschaftlich/mietrechtlich für die Eigentümerschaft risikolos (vgl. Art. 272 
Abs. 1 lit. d OR). Eine entsprechende Regelung könnte dazu führen, dass solche Häuser nicht vergammeln resp. 
auch bei länger andauernden Rechtsstreitigkeiten o. ä. zumindest zwischengenutzt werden. 

Wir bitten daher den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten: 

1. Wie dem Missstand von jahrelang leerstehenden Wohnliegenschaften entgegengetreten werden kann. 

2. Ob eine gesetzliche Ergänzung in Anlehnung an die Genfer Lösung (vgl. LGL), eine Leerstandsabgabe oder 
eine Änderung im Räumungsmodus erlassen wird. 

3. Ob sichergestellt ist, dass zumindest diese jahrelang freiwillig leerstehenden Wohnliegenschaften nicht in die 
amtliche Leerwohnungsstatistik einfliessen. 

René Brigger, Tim Cuénod 

 

 

7. Anzug betreffend Anreizsystem für Vertikalbegrünung sowie Nistmöglichkeiten 
für Tiere am Gebäude 

22.5419.01 
 

Seit 2012 ist in den Strategischen Zielen Biodiversität Schweiz (SBS) «Biodiversität im Siedlungsraum fördern» 
verankert. In der Biodiversitätsstrategie des Kantons Basel-Stadt, die kürzlich in der Vernehmlassung war, fehlen 
jedoch Massnahmen an Gebäuden, im Themenbereich «Erhalt und Förderung der Biodiversität im Siedlungsgebiet». 
Angesichts der nötigen Klimaanpassung der Stadt sowie der Biodiversitätskrise muss Basel-Stadt handeln. In der 
Motion von Thomas Grossenbacher und Konsorten «Basel wächst grün» (21.5018) die am 17.November 2021 dem 
Regierungsrat als Anzug überwiesen wurde, werden gute Argument für Vertikalbegrünungen bestens und ausführlich 
dargelegt. Die übergeordneten Themen sind dazu: Kühlung des Stadtklimas; Schutz und Klimaregulation des 
Gebäudes; Wertvolle Lebensräume für die Biodiversität; Trittsteine für die ökologische Vernetzung; Verbesserte 
Luftqualität; Lärmminderung; Steigerung der Lebensqualität durch mehr Grün im Siedlungsraum. In der 
Stellungnahme vom 08.Juni 2021 (21.5018.02) erläutert der Regierungsrat, dass «Im Bebauungsplan Volta Nord 
erstmalig «Grüne Baulinien» nutzungsplanerisch definiert wurde, welche Fassaden zwingend begrünt werden 
müssen.» Im Weiteren «werden Fassadenbegrünungen im Rahmen von Baugesuchen immer wieder als 
ökologischer Ausgleich verfügt». Für private HauseigentümerInnen befänden sich auf der Website der Stadtgärtnerei 
zudem verschiedene Merkblätter zu Gebäudebegrünungen, die den Fokus primär auf bodengebundene 
Fassadenbegrünungen legen. Insbesondere das Merkblatt «Begrünte Fassaden – mehr Lebensqualität in der Stadt!» 
des Trinationalen Umweltzentrums ist sehr hilfreich und wird als Planungsgrundlage auch im Stadtklimakonzept, das 
im Juli 2021 in Kraft getreten ist, erwähnt. Für Privatpersonen, Bauherrschaften und Institutionelle fehlt bis heute im 
Kanton Basel-Stadt jedoch ein Anreizsystem, das ökologisch wertvolle Vertikalbegrünung sowie Nisthilfen für Tiere 
am Gebäude konkret fördert sowie Tierfallen an Gebäuden hilft zu entschärfen.  

Die Anzugstellenden bitten daher den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten: 
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1. Wie innerhalb der Stadtgärtnerei eine niederschwellige Beratung für Privatpersonen, Bauherrschaften und 
Institutionen für den Kanton Basel-Stadt eingerichtet werden kann, 

- die Interessierte fachkundig unterstützt um ökologisch wertvolle, wenn immer möglich erdgebundene 
Vertikalbegrünung an Fassaden, Mauern oder auch Zäunen mit hoher ökologischer Qualität zu erstellen.  

- die bei der Fassadensanierung mit bestehender wertvoller Vertikalbegrünung oder auch Tierbestand am 
Gebäude beratend zur Seite steht. 

- die ArchitektInnen und Bauherrschaften beim Einplanen von Vertikalbegrünungen und Nisthilfen tatkräfig 
unterstützt und sie über Tierfallen an Gebäuden orientiert. 

- die über die Pflege der Vertikalbegrünung informiert.  

2. Wie Privatpersonen, Bauherrschaften und Institutionen durch einen finanziellen Anreiz bei der Erstellung von 
Vertikalbegrünungen sowie Nisthilfen für Tiere (insbesondere Vögel und Fledermäuse) unterstützt werden 
können.  

3. Wie die fachliche Pflege von ökologisch wertvollen Fassadenbegrünungen, insbesondere bei Selbstklimmer, 
ebenfalls durch einen finanziellen Anreiz gefördert werden kann (analog zu den im Baumschutzgesetz 
verankerten Baumsubventionen) 

4. Ob und wie das Bau- und Planungsgesetz sowie Verordnungen von Basel-Stadt angepasst werden müssen, 
um Hürden für Vertikalbegrünung und Nisthilfen an Gebäuden abzubauen. 

5. Wie diese Anreize finanziert werden, im Besonderen ob sie durch den Mehrwertabgabefonds 
(Biodiversitätsförderung) gedeckt werden können. 

6. Inwiefern die SFG-Richtlinien der Schweizerischen Fachvereinigung Gebäudebegrünung eingebunden 
werden sowie ob sich die Stadtgärtnerei in Zukunft als Mitglied beim SFG engagiert.   

Brigitte Kühne, Claudia Baumgartner, Raphael Fuhrer, Sandra Bothe, Christoph Hochuli, Felix Wehrli, 
Laurin Hoppler, Harald Friedl, Johannes Sieber, Raffaela Hanauer, Niggi Daniel Rechsteiner, Bülent 
Pekerman, Franz-Xaver Leonhardt, Jean-Luc Perret 

 

 

8. Anzug betreffend «Superblocks» in Basel 22.5420.01 
 

Gesundheitsgefährdende Wärmeinseln, sogenannte «Urban Heat Islands», werden gerade in den dichter 
besiedelten Stadtquartieren zum drängenden Thema, wie der Regierungsrat im Stadtklimakonzept vom Juli 2021 
schreibt. Verschiedene Grossstädte im europäischen Ausland treten den städtischen Wärmeinseln bereits entgegen, 
indem sie öffentliche Strassen- und Freiräume stärker begrünen, verschatten, mit Wasser kühlen, Versickerung und 
Verdunstung steigern und somit die Aufenthaltsqualität im Freien steigern. Pionierin war diesbezüglich 2017 die Stadt 
Barcelona, welche mit sogenannten «Superblocks» die Klimaerhitzung für die Quartierbevölkerung erträglicher macht 
und durch die Förderungen des aktiven Verkehrs eine CO2-ärmere Mobilität fördert. Da die Finanzmittel knapp und 
der Handlungsbedarf gross sind, setzt Barcelona dafür auf sogenannt «taktischen Urbanismus»: Statt in einem 
jahrelangen Planungsprozess und mit teuren «definitiven» Massnahmen, geschieht die Umsetzung mit relativ 
kostengünstigen, provisorischen und verschiebbaren Massnahmen (Bodenmarkierungen, Bäume in Behältern, 
Pflanzbeete, Sonnensegel, Nebelduschen, Spiel- und Möblierungselemente etc.) – ohne teure Strassenbau- und 
Werkleitungs-Eingriffe. Auch andere Städte, wie zum Beispiel Lausanne, verfolgen im Umgang mit dem öffentlichen 
Raum diesen Planungsansatz1. 

In verschiedenen Basler Stadtquartieren haben sich in den letzten zwei Jahren Bewohnende zusammengeschlossen 
und Überlegungen zu einem nachhaltigeren und klimagerechteren Wohnumfeld angestellt. So übergab Wettstein 21 
am 10. Juni 2022 dem Regierungspräsidenten die von gut 300 Quartierbewohnende unterzeichnete «Charta für ein 
zukunftsfähiges Wettsteinquartier», welche u.a. mit der Schaffung von Superblocks eine nachhaltigere Mobilität und 
stärkere Quartierdurchgrünung fordert und als Schlüsselmassnahme hierfür im Wettsteinquartier sechs Superblocks 
vorschlägt. Am 14. September 2022 wurde zudem eine Petition mit über 1000 Unterschriften zur Einrichtung von drei 
Superblocks im St. Johann-Quartier eingereicht. Eine empirische Untersuchung eines Forschungsprojekts des 
Schweizer Nationalfonds aus dem Jahr 2022 der EMPA2 belegt die grundsätzliche Eignung der Schweizer Städte für 
das Superblock-Konzept. In Basel-Stadt sind eine Vielzahl von Massnahmen und Strategien, wie beispielsweise das 
Stadtklimakonzept 2021, der Mobilitätsstrategie-Entwurf 2022, Fuss- und Veloverkehrs-Förderung, das Vorhaben, in 
der Stadt Basel bis 2035 1000 Bäume zu pflanzen oder auch die Schwammstadt mit dem Superblock-Konzept 
übereinstimmend. Auch angesichts der Dringlichkeit der Klimaadaption resp. der Einzelbegehren aus der 
Bevölkerung ist für Basel-Stadt eine Umorientierung der Strassenbau-Planung zu stadtklimatisch ausgewogeneren 
Massnahmen wichtig. Demnach ist es sinnvoll, Superblocks zu testen und allenfalls langfristig zu realisieren.  

Der Regierungsrat wird daher gebeten zu prüfen und zu berichten: 

- Wie bereits im Sommer 2023 versuchsweise Superblocks im Wettstein und St. Johann mit einfachen, 
kosteneffizienten und befristeten Massnahmen umgesetzt und ausgewertet werden können. 

- Ob diese Superblocks mit den ohnehin geplanten Sofortmassnahmen zur Klimaanpassung in den Quartieren 
kombiniert werden können. 

- Wie organisatorisch und planerisch vorzugehen ist, um das Konzept der «Superblocks» langfristig auch in 
anderen Quartieren in der Stadt Basel zwecks Klimaschutz und -anpassung umzusetzen (inkl. Finanzbedarf, 
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Einbezug der Quartierbevölkerung, Zeithorizont). 
1 https://vd.sia.ch/sites/vd.sia.ch/files/ForumBetP_VilleLausanne_pré_final.pdf 
2 https://p3.snf.ch/Project-196070 

Brigitte Kühne, Raffaela Hanauer 

 

 

9. Anzug betreffend Unterstützungsbeiträge für Senior:innen in bescheidenen 
finanziellen Verhältnissen 

22.5421.01 
 

„Es ist bekannt, ältere Menschen wollen so lange wie möglich in ihrem bisherigen Umfeld wohnen bleiben, auch 
wenn sie Betreuung, Unterstützung und Pflege benötigen. «Wohnen wie gewohnt» oder auch «Ageing in place», 
dieser Wunsch wird von der älteren Bevölkerung westlicher Industrienationen unisono geäussert, so auch in der 
Schweiz." Katharina Frischknecht; Gerontologieblog.ch; 17. Mai 2022. 

Viele Senior:innen haben den Wunsch, möglichst lange in der eigenen Wohnung und im vertrauten Quartier 
selbstbestimmt leben zu können. Das bedingt, dass sie Unterstützung und Betreuung erhalten und diese auch 
bezahlen können. 

Während dem die Pflege im Alter über die Krankenversicherung und kantonale Beiträge finanziert wird, müssen 
Senior:innen die Betreuung und Unterstützung im Alltag eigenständig finanzieren. Senior:innen, die bezüglich der 
AHV, BVG und Ergänzungsleistungen in bescheidenen finanziellen Verhältnissen leben, können sich diese Kosten, 
welche ihre Lebensqualität verbessern würden, jedoch oft nicht leisten. 

In der Stadt Bern wurde deshalb ein Pilotprojekt lanciert: Senior:innen in bescheidenen finanziellen Verhältnissen 
können seit 2019 Unterstützungsbeiträge für Angebote wie Mahlzeiten- oder Besuchsdienste bei der Stadt 
beantragen. Mit den Betreuungsgutsprachen können so vorhandene Lücken gezielt geschlossen werden. 

Das Pilotprojekt der Stadt Bern wurde durch die Berner Fachhochschule evaluiert. Es konnte gezeigt werden, dass 
die Gutsprachen einen wichtigen Beitrag zum Erhalt der Lebensqualität und Selbständigkeit der Senior:innen leisten 
und eine Lücke im Finanzierungssystem der Betreuung im Alter schliessen konnten1. 

Das erfolgreiche Berner Projekt, dass dort nun implementiert werden soll, sollte als Vorbild für ein ähnliches Projekt 
in Basel-Stadt dienen. 

Die Unterzeichnenden bitten den Regierungsrat deshalb zu prüfen und zu berichten: 

1. Wie unterstützt der Kanton Basel-Stadt Senior:innen die auf Betreuung angewiesen sind, dies aber nicht 
finanzieren können? 

2. Wie könnte ein Pilotprojekt zur Ausschüttung von kantonalen Unterstützungsbeiträgen für Senior:innen in 
bescheidenen finanziellen Verhältnissen nach dem Vorbild des Stadtberner Projektes in Basel-Stadt 
umgesetzt werden? 

3. Wie kann die Expertise von lokalen Fach- und Anlaufstellen, die sich mit dem Thema Alter 
auseinandersetzen, in ein mögliches Pilotprojekt miteinbezogen werden? 

1 https://www.bfh.ch/gesundheit/de/aktuell/news/2022/betreuungsgutsprachen-im-alter/ 

Jessica Brandenburger, Pascal Pfister, Claudia Baumgartner, Beatrice Messerli 

 

 

10. Anzug betreffend Schulraum für das Quartier am Ring 22.5422.01 
 

Die Schulraum-Knappheit im Kanton Basel-Stadt ist in der Innenstadt besonders spürbar. Das Petersschulhaus ist im 
Moment massiv überfüllt. Kinder aus dem Quartier am Ring westlich der Innenstadt werden nun offenbar konsequent 
ins Münsterschulhaus eingeteilt. Umteilungsgesuche in andere Schulkreise von betroffenen Familien aus dem 
Quartier wurden dieses Jahr vom Erziehungsdepartement abgelehnt.  

Die Familien im Quartier am Ring sind damit gezwungen, den weiten Weg ins Münster auf sich zu nehmen, der durch 
die morgens stark befahrene Innenstadt mit schwierigen Tramübergängen führt. Diese Hindernisse sind in der 1. 
Primarschulklasse für viele Kinder nicht alleine zu meistern. Eltern stehen vor der Herausforderung, ihre Kinder jeden 
Morgen, Mittag und teilweise auch am Nachmittag begleiten zu müssen, was für Berufstätige schlicht nicht leistbar 
ist. Die emotionale und zeitliche Belastung des schwierigen Schulwegs ist nicht mit dem Ziel der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie vereinbar. Die beiden Schulhäuser der Primarstufe Peters sind zudem sehr weit voneinander 
entfernt, was die Entwicklung einer gemeinsamen Schulkultur erschwert.  

Gemäss der Beantwortung der Interpellation von Jessica Brandenburger betreffend Münsterschulhaus (Geschäft 
21.5521) geht der Regierungsrat davon aus, dass die Anzahl Schülerinnen und Schüler in der Innenstadt und aus 
dem Quartier am Ring hoch bleibt. Damit wird auch die unbefriedigende Situation andauern. Aus diesem Grund bitte 
ich den Regierungsrat, Massnahmen für mehr und besser gelegenen Schulraum für das Quartier am Ring zu 
ergreifen. 

1. Wie kann in unmittelbarer Nähe zum Petersschulhaus zusätzlicher Schulraum geschaffen werden? Es soll 
insbesondere mit der Uni Basel in aktuell von ihr genutzten Gebäuden eine Lösung gefunden werden 
(beispielsweise im schon mehrfach von den Volksschulen genutzten ehemaligen Gewerbemuseum). 

https://vd.sia.ch/sites/vd.sia.ch/files/ForumBetP_VilleLausanne_pré_final.pdf
https://p3.snf.ch/Project-196070
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2. Wie können die benötigten Kapazitäten für den Schwimmunterricht in der Innenstadt und ihrer Umgebung 
sichergestellt werden? 

3. Kann das Münsterschulhaus zukünftig dem deutlich näher gelegenen Standort Rittergasse zugeteilt werden?  

4. Wie können in der Übergangszeit die betroffenen Familien aus dem Quartier durch den Kanton entlastet 
werden? Es soll morgens und mittags eine Begleitung ab Peters- ins Münsterschulhaus und zurück durch das 
Erziehungsdepartement angeboten werden. Zudem ist der Zugang zu Tagesstrukturplätzen zu garantieren, 
die von den Kindern selbständig und innert nützlicher Zeit erreichbar sind.  

Claudio Miozzari, Jessica Brandenburger, Raffaela Hanauer, Sandra Bothe-Wenk, Joël Thüring, 
Pasqualine Gallacchi, Brigitte Gysin 

 

 

11. Anzug betreffend Wohnen ist ein Menschenrecht 22.5426.01 
 

Die Mieten sind so teuer wie nie und Wohnungseigentum ist für die meisten ein unerfüllbarer Traum. Das trifft alle 
Teile unserer Gesellschaft hart. Wir müssen angehende Eigenheimbesitzer das Bauen erleichtern und die 
Schwächsten bei Energiekosten und Miete finanziell noch mehr unterstützen. 

Der Regierungsrat wird gebeten zu prüfen, wie erreicht werden kann, wie die Grunderwerbsteuer für Selbstnutzer 
gestrichen werden kann. Der Regierungsrat wird weiter gebeten zu prüfen, wie erreicht werden kann, dass eine 
überbordernde Bürokratie abgebaut wird und dass die Mietzuschüsse erhöht werden. 

Eric Weber 

 

 

 

Interpellationen 

 

 

Interpellation Nr. 100 betreffend neuste Zahlen zu den Ukraine Flüchtlingen 22.5409.01 
 

Wie es aussieht, dauert der Krieg in der Ukraine noch länger. Die Ukraine ist ein Land in Europa und steht uns 
menschlich sehr nahe. Ich möchte durch diese Interpellation die neusten Zahlen und Infos zur Ukraine-Krise 
erhalten. 

1. Wie viele Frauen, Männer und Kinder leben nun in Basel-Stadt? 

2. Wie viel Menschen aus der Ukraine leben nun bei privaten Leuten, in eigener Wohnung oder in 
Sammelunterkünften wie in Lagern? Ich bitte um Aufschlüsselung. 

3. Wie viel Geld bekommt der Kanton vom Bund, für die seit Ende Februar in Basel ankommenden und in Basel 
verbleibenden Flüchtlinge aus der Ukraine? 

4. Wie sieht es mit den Sprachkursen aus? Gibt es genügend Plätze? 

Eric Weber 

 

 

Interpellation Nr. 101 betreffend BVB bessern Geleise beim Barfi nach 22.5424.01 
 

Gemäss Medienmitteilung der BVB vom 13. September 2022 kommt es vom 20. September (ab 20.00 Uhr) bis zum 
25. September 2022 (Betriebsschluss) zu einer Vollsperrung der Innerstadtachse zwischen Barfüsserplatz und 
Schifflände mit den für Pendlerinnen und Pendler aber auch für die Innerstadtgeschäfte bekannten gravierenden 
Folgen. Als Begründung wird die Erneuerung der Abdichtung des Birsigtunnels, der Gleise und des Gleisunterbaus 
im Haltestellenbereich aufgeführt. Wie der online BaZ vom 21. September 2022 zu entnehmen ist, wurden die Gleise 
Richtung Spielzeugmuseum 2017, diejenigen im Haltstellenbereich Richtung Falknerstrasse 2012 und Richtung 
Steinenberg 2015 letztmals ersetzt. Gemäss der gleichen Quelle sollen diese Erneuerungen die letzten sein bis 2031 
also bis zur Neugestaltung des Barfüsserplatzes. Im SRF-Regionaljournal Basel, Baselland vom 23. September 2022 
(Ausgabe 08.30 Uhr) wird ausgeführt, dass bei der letzten Sanierung wegen schlechten Wetters die Abdichtung des 
Birsigtunnels nicht fertiggestellt werden konnte. Die Kadenz dieser Erneuerungsarbeiten und deren Begründung 
werfen Fragen auf.  

In diesem Zusammenhang bittet der Interpellant den Regierungsrat höflich um Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie lange ist die durchschnittliche Lebensdauer von Gleisen im BVB-Netz? 

2. Ist diese kurze Kadenz von Erneuerungsarbeiten im Bereich Falknerstrasse/Barfüsserplatz/ Steinenberg so im 
mittelfristigen Erneuerungsplan der BVB vorgesehen oder handelt es sich um nicht vorausgeplante dringliche 
Sanierungsmassnahmen?  

3. Was sind die Gründe für diese Sanierungsmassnahmen wenige Jahre nach der letzten Erneuerung derselben 
Gleisanlagen und die (unterdurchschnittlich) kurze Lebensdauer dieser Gleisanlagen? 
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4. Was sind die Gründe, dass bei der letzten Sanierung der Gleisanlage die Abdichtung des Birsigtunnels nicht 
fertiggestellt wurde? Falls Baumängel die Ursache waren, wer trägt die Verantwortung dafür und stellt sich 
eine Haftungsfrage?  

5. Wie erklärt es sich, dass diese Gleisanlagen, die jetzt nach wenigen Jahren bereits ersetzt werden müssen, 
nach der jetzigen Sanierung nun für die Zukunft plötzlich eine weit längere Lebensdauer bis 2031 aufweisen 
sollen? 

Lukas Faesch 

 

 

Interpellation Nr. 102 betreffend Bauverzögerung und Kostenüberschreitung beim 
Neubauprojekt Naturhistorisches Museum / Staatsarchiv 

22.5435.01 
 

Aus verschiedenen Quellen vernehme ich, dass die Kosten auch beim Neubau Staatsarchiv/Naturhistorisches 
Museum bereits jetzt aus dem Ruder laufen. Anscheinend hat es ein Problem mit der Baugrube gegeben. Die 
Baugrube müsse zusätzlich verstrebt werden und die SBB, deren Schienen unmittelbar neben dem Gebäude 
durchlaufen, hätten anscheinend die Bewilligung verweigert, dass die Verstrebungen unter den Schienen 
durchgehen.  

Darf ich den Regierungsrat bitten, die folgenden Fragen zu beantworten:  

1. Ist es richtig, dass das Neubauprojekt bereits verzögert ist und der geplante Kostenrahmen nicht eingehalten 
werden kann?  

2. Ist es richtig, dass die SBB sich geweigert haben, dass die neuen Verstrebungen unter die Geleise eingebaut 
werden?  

3. Falls es zu Verzögerungen und Mehrkosten kommen sollte: Was ist der neue Terminplan und der neu 
erwartete Kostenrahmen?  

4. Falls es richtig ist, dass sich die SBB weigert: Was sind die Gründe dafür und was ist der Plan B für diese 
Baustelle?  

Erich Bucher 

 

 

Interpellation Nr. 103 betreffend Nein zum Freizeitgartengesetz, wie weiter? 22.5440.01 
 

Am 15. Mai 2011 stimmte die basel-städtische Stimmbevölkerung mit 54.83% Ja zum Gegenvorschlag zur 
Familiengarteninitiative.  

Der Gegenvorschlag beinhaltete im Sinne eines Kompromisses, dass mindestens 82 Hektaren aller Familiengärten 
erhalten bleiben. Ausserdem sei «mit geeigneten Massnahmen darauf hinzuwirken, dass die Familiengartenareale 
qualitativ aufgewertet werden, insbesondere dadurch, dass Familiengartenareale mit öffentlichen Grünflächen und 
Freizeitangeboten verbunden werden. Sofern zur Erreichung dieses Ziels oder aufgrund anderer überwiegender 
öffentlicher Interessen ein Familiengartenareal ganz oder teilweise aufgehoben wird, muss allen Betroffenen ein 
Ersatzgarten in gleicher Qualität angeboten werden; nachträglich unnütz gewordene Aufwendungen und 
Investitionen sind angemessen zu entschädigen». Diese Punkte wurden 2012 deckungsgleich in den Paragrafen 2, 4 
und 5 des Gesetzes über Freizeitgärten verankert.  

Im Ratschlag vom 15. Juni 2021 beantragte der Regierungsrat ohne vorherigen Parlamentsauftrag, eine Teilrevision 
des Gesetzes über Freizeitgärten. Im Ratschlag wurde unter anderem folgendes festgehalten: «Das seit Mitte 2013 
in Kraft stehende Freizeitgartengesetz hat sich grundsätzlich bewährt. Da das Gesetz kurz gehalten ist und weil 
bisher keine Verordnung zur Konkretisierung der gesetzlichen Bestimmungen erlassen wurde, bestehen bei einigen 
Themenbereichen jedoch Unklarheiten und Regelungslücken (z.B. Rechtsmittelweg bei Kündigungen sowie Rolle 
und Aufgaben der Freizeitgartenkommission.»  

Obwohl sich das Gesetz – und dementsprechend auch der Kompromiss von 2011 inkl. die Paragrafen 4 und 5 – 
gemäss Regierungsrat «grundsätzlich bewährt» habe, wollte der Regierungsrat auch bei diesen Bestimmungen 
Änderungen durchboxen, um für die Zukunft eine genügend gesetzliche Grundlage für die Öffnung der 
Freizeitgartenareale zu schaffen. Der Grosse Rat hat diese Bestimmungen zusätzlich ergänzt und erweitert. Aus dem 
Bericht der BRK geht klar hervor, dass das BVD und die Stadtgärtnerei die Mitspracherechte der 
Freizeitgartenvereine und jene der Pächterinnen und Pächter auf ein Minimum beschränken wollten: «Die Vertreterin 
und der Vertreter des BVD warnten davor, diesen Aspekt gesetzlich zu regeln. Das könnte dazu führen, dass 
gewisse Vereine ihr Vetorecht systematisch dazu nutzen, um Veränderungsprozesse zu blockieren. Vereine 
verfolgen grundsätzlich Partikularinteressen und haben primär nicht die Förderung des Allgemeinwohls vor Augen. 
Die Stadtgärtnerei als verantwortliche Behörde hat hingegen den Gesamtüberblick über die Areale und bezieht die 
Vereine schon heute in Veränderungsprozesse mit ein». 

Mit diesem Vorgehen wollte man den Kompromiss von 2011 über Bord werfen und ein Gesetz schaffen, mit welchem 
der Regierungsrat und die Stadtgärtnerei über den Köpfen der Menschen die Entwicklung der Freizeitgartenareale 
hätten bestimmen können. Bereits beim Schlüsseldepot machte die Stadtgärtnerei keine gute Figur, was bei den 
Pächterinnen und Pächtern für grosse Aufregung sorgte. Die Freizeitgartenstrategie brachte ausserdem bezüglich 
Vorschriften, Aufwertung, Verdichtung und Aufhebung von Arealen mehr Fragen und Verunsicherungen als Klarheit 
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und Sicherheit. Es kam folglich wie es kommen musste: Das Referendum kam im Frühling 2022 mit über 5'000 
Unterschriften deutlich zu Stande und die Stimmbevölkerung versenkte am 25. September 2022 dieses missratene 
Freizeitgartengesetz mit über 53%. 

Dank dem Regierungsrat und der Stadtgärtnerei wurde viele Geschirr zerschlagen und jetzt gilt es, wieder 
bodenständig, vertrauensvoll und ehrlich mit den Menschen, den Vereinen und dem Zentralvorstand umzugehen und 
zusammenzuarbeiten.  

In diesem Zusammenhang bittet der Interpellant den Regierungsrat um Antworten zu folgenden Fragen: 

1. Wird der Regierungsrat eine weitere Teilrevision des Gesetzes über Freizeitgärten vorschlagen? 

2. Falls Frage 1 bejaht wird. Hat der Regierungsrat zur Kenntnis genommen, dass Änderungen in den 
Paragrafen 4 und 5, Öffnungen und Durchwegungen von Arealen, die Auflockerung des Kündigungsschutzes 
sowie der Verzicht auf eine Ersatzgartengarantie auch in Zukunft nicht mehrheitsfähig sind? 

3. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass aus dem Klima des Misstrauens in Zukunft wieder ein gutes 
Zusammenspiel zwischen Stadtgärtnerei, Zentralvorstand, den einzelnen Freizeitgartenvereinen und den 
Pächterinnen und Pächtern gewährleistet wird? 

4. Welche Konsequenzen zieht der Regierungsrat aus der herrschenden Unzufriedenheit und dem grossen 
Misstrauen gegenüber der Stadtgärtnerei? Wird beispielsweise die umstrittene Schlüsseldepot-Regelung 
rückgängig gemacht? 

5. Welche Strategien verfolgt der Regierungsrat, sodass die Familiengärten als grüne Stadtoasen, 
Erholungsräume für Pächterinnen und Pächter sowie als multikulturelle Erfolgsmodelle in der jetzigen Form 
erhalten bleiben? 

6. Wird die Freizeitgartenstrategie, welche nicht immer öffentlich transparent war, nach dem Nein vom 25. 
September 2022 total- oder teilrevidiert? 

7. Falls Frage 6 verneint wird. Welche Elemente aus der Freizeitgartenstrategie erachtet der Regierungsrat nach 
dem Nein vom 25. September 2022 noch als aktuell? 

8. Gibt es Bestrebungen, in den nächsten 10 Jahren an gewissen Orten Freizeitgartenareale ganz oder teilweise 
aufzuheben? Falls ja, welche Areale sind betroffen? 

9. Interpretiert der Regierungsrat die Abstimmung vom 25. September 2022 auch dahingehend, dass die 
Bevölkerung insgesamt mehr Grünflächen im öffentlichen Raum wünscht, beispielsweise auch um Anliegen 
wie Gemeinschaftsgärten oder urban gardening anbieten zu können? 

10. Werden Schulgartenprojekte auch in Zukunft in der Nähe von Schulhäusern geplant und existieren 
dementsprechend Bestrebungen, Gartenareale in der Nähe von (neuen) Schulstandorten zu realisieren? 

11. Inwiefern werden die Gemeinden Riehen und Bettingen – in diesen Gemeinden war der Nein-Anteil beim 
Freizeitgartengesetz am 25. September 2022 besonders hoch – bei den oben genannten Punkten in Zukunft 
miteinbezogen? 

Pascal Messerli 

 

 

Interpellation Nr. 104 betreffend Aufhebung der Fahrspur auf der 
Münchensteinerbrücke 

22.5441.01 
 

Im Oktober 2021 hat der Regierungsrat ein einjähriges Pilotprojekt gestartet, bei dem auf der Münchensteinerbrücke 
eine Fahrspur für Autofahrer aufgehoben und nur noch für Velofahrer zur Verfügung gestellt wurde. Am 28. 
September teilte das BVD mit, dass die versuchsweise Verkehrsführung permanent beibehalten wird. Dabei wird 
festgehalten, dass die Erfolgskriterien des Projekts alle erfüllt seien und es «kaum zu kritischen Situationen zwischen 
den Verkehrsteilnehmenden kam». Die zeitweisen Rückstaus aufgrund der Fahrspuraufhebung würden sich «in 
einem akzeptablen Rahmen» bewegen und die umliegenden Verkehrsknoten «praktisch nie» betreffen. 

In diesem Zusammenhang bittet die lnterpellantin den Regierungsrat um Antworten zu folgenden Fragen: 

1. Die lnterpellantin hat in ihrem Umfeld fast ausschliesslich negative Rückmeldungen erhalten, nicht nur von 
Autofahrern, sondern auch von Velofahrern und Fussgängern. Wie kommt der Regierungsrat darauf, dass 
diese Veränderung für alle Verkehrsteilnehmenden eine Verbesserung darstellt? 

2. Der Regierungsrat hält fest, dass bei Befragungen die Rückmeldungen fast ausschliesslich positiv waren. 
Wurden diese Personen repräsentativ oder nur in der rotgrünen Pro-Velo-Bubble ausgesucht? Wie viele 
Personen wurden aus welchem Umfeld befragt? Bitte aufschlüsseln nach Autofahrern, Velofahrern, 
Fussgängern und anderen Verkehrsteilnehmern und (wenn möglich) nach politischer Gesinnung. 

3. Der Regierungsrat hält in der Medienmitteilung fest, dass es «kaum zu kritischen Situationen zwischen den 
Verkehrsteilnehmendem» gekommen ist. Wann beurteilt der Regierungsrat eine Situation als «kritisch» und 
wie viele solche Situationen gab es? 

4. Gab es während dieses Pilotprojekts Unfälle auf der betroffenen Strasse? Wie viele? Wie viele Unfälle gab es 
gleichenorts in den letzten 5 Jahren vor dem Pilotprojekt? 
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5. Was waren die Gründe der Unfälle und unterschieden sich die Gründe nach der Veränderung der 
Verkehrsführung? (Bitte die häufigsten Unfallursachen der letzten 5 Jahre und während des Pilotprojekts 
separat aufführen.) 

6. Falls die Gründe die gleichen blieben, weshalb wird diese Anpassung trotzdem gemacht und nicht nach 
besseren Lösungen gesucht? 

7. Der Regierungsrat schreibt, das Projekt wäre durch ein Monitoring begleitet worden, und hätte alle 
Erfolgskriterien erfüllt. Wie wurde das Ganze begleitet und was waren die Erfolgskriterien? Wurden diese voll 
oder nur zum Teil erfüllt? (Bitte nach Erfolgskriterien aufschlüsseln.) 

8. Der Regierungsrat gibt zu, dass es Rückstaus gegeben hat. Autofahrer ärgern scheint aber zum rotgrünen 
Regierungsprogramm dazuzugehören. Wie wurden die Rückstaus bemessen? Wie viele Rückstaus hat es 
gemäss dieser Definition gegeben? Wie oft haben Rückstaus die anderen Verkehrsknoten beeinträchtigt? 

9. Wurden auch kürzere Rückstaus und der Zeitverlust der Verkehrsteilnehmer (insbesondere der Autofahrer) an 
der Ampel gemessen? Wenn nein, weshalb nicht? 

10. Wurde der Verlust für die Wirtschaft durch den zusätzlichen unnötigen Zeitverlust berechnet? Wenn nein, 
weshalb nicht? Bitte geben sie eine Schätzung über den wirtschaftlichen Verlust in Zahlen ab. 

11. Wie viel zusätzlicher CO2-Ausstoss wurde durch diese künstlichen Staus generiert? Wenn auch dies nicht 
berücksichtigt wurde, weshalb nicht? 

12. Inwiefern sind künstliche Staus und zusätzliche CO2-Ausstösse mit der der vom Regierungsrat ins Leben 
gerufenen «Klimaloki» zu vereinbaren? 

Daniela Stumpf 

 

 

Interpellation Nr. 105 betreffend Wassersparen und Entlastung der Kanalisation 
durch Zisternen 

22.5442.01 
 

In den letzten Jahren gab es längere Perioden mit sehr geringer Niederschlagsmenge. Der aktuell prognostizierte 
milde Winter dürfte zu geringen Schnee- und damit Schmelzwassermengen führen. Die jüngsten 
Klimaschwankungen und die Wetterentwicklung der nahen Zukunft führen voraussichtlich zu einer Verknappung der 
Wasserreserven. Nur dank des Grundwasserstroms des Rheins konnte im Kanton bisher auf Sparmassnahmen oder 
Einschnitte verzichtet werden. 

Mit Blick auf die Klimaänderungen, den steigenden Pro-Kopf Wasserverbrauch angesichts des prognostizierten 
Bevölkerungswachstums und auch aufgrund beispielsweise geplanter Begrünungs- und Wasserelemente in der 
Stadt drängen sich Trinkwasser-Sparmassnahmen bzw. entsprechende Überlegungen auf. Die Pandemie und die 
drohende Strommangellage lehren uns, wenn immer möglich frühzeitig Vorbereitungsmassnahmen im Hinblick auf 
künftige Problemlagen zu ergreifen. Die bisher kommunizierten Massnahmen der Regierung zur Wasserversorgung 
im Kanton legen allerdings den Schluss nahe, dass diese die zu erwartenden Probleme nicht lösen werden. 

Eine umsetzbare Möglichkeit, den Trinkwasserverbrauch effizient zu reduzieren, ist die Substituierung durch 
Regenwasser. Mit einfachen Mitteln kann Regenwasser gesammelt werden und als Ersatz für Trinkwasser dienen. 
Die dafür notwendigen Zisternen können auch unterirdisch installiert werden. Im Stadtklimakonzept vom Juli 2021 
sieht die Regierung ebenfalls vor, Regenwasserkreisläufe zu schliessen. Die Bewässerung von Gärten und andere 
Einsatzmöglichkeiten lassen sich so ressourcenschonend realisieren, während gleichzeitig die Kanalisation entlastet 
wird.   

In diesem Zusammenhang bittet der Unterzeichnende den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Teilt der Regierungsrat die Meinung, dass es in absehbarer Zeit zu Problemen in der Trinkwasserversorgung 
kommen kann? 

2. Erachtet er die Installation von Zisternen als taugliches Mittel, wertvolles Trinkwasser einzusparen? 

3. Sieht der Regierungsrat in der Errichtung von Zisternen, die der Substituierung von Trinkwasser dienen, ein 
zusätzliches Element für das «Stadtklimakonzept zur klimaangepassten Siedlungsentwicklung» im Kanton 
Basel-Stadt und dem propagierten «Schwammstadt-Prinzip»? 

4. Könnten staatliche Unterstützungsmassnahmen für private Hauseigentümerschaften als Anreiz zur Erstellung 
von Zisternen, welche zur Einsparung von Trinkwasser führen, geschaffen werden (bspw. 
Informationskampagne zur Einsparung von Ableitungsgebühr und Beteiligung an notwendigem IWB-Zähler, 
vergünstigte Darlehen für die Erstellung oder steuerliche Massnahmen etc.)? 

5. Sieht der Regierungsrat Möglichkeiten, den Bau nachbarschaftlich und gemeinsam genutzter Zisternen zu 
unterstützen (bspw. Indem Raum für die Platzierung von Zisternen zur Verfügung gestellt wird)? 

Michael Hug  
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Interpellation Nr. 106 betreffend Entlastung der Notfallstationen 22.5448.01 
 

Es ist eine bekannte Tatsache: die Notfallstationen im Universitätsspital (USB) und im Universitäts-Kinderspital 
beider Basel (UKBB) sind zu oft zu stark frequentiert. Patientinnen und Patienten ohne medizinisch schwerwiegende 
Befunde, welche notfallmässige Behandlung erfordern, verursachen einen hohen Aufwand. Die Folge sind lange 
Wartezeiten, mit daraus resultierender Ungeduld und Aggression der Patienten und deren Angehörigen gegenüber 
dem Personal, Überlastungen des Personals und hohe Kosten für die Versicherer und den Kanton.  

Obwohl bereits Anstrengungen unternommen worden sind, um die Bevölkerung dahingehend aufzuklären, dass bei 
nicht bedrohlichen Krankheiten oder leichten Verletzungen eine Hausarzt- oder Kinderarzt-Praxis aufgesucht werden 
sollte, sind die Notfallstationen des USB und des UKBB oft übervoll. Die bisherigen Anstrengungen zur 
entsprechenden Aufklärung der Bevölkerung sind offensichtlich ungenügend.  

Besonders dem nicht nur wegen der Corona-Pandemie sehr belasteten Personal in den Spitälern wäre sehr gedient, 
würden weniger Patientinnen und Patienten als Notfälle ins Spital kommen, wenn kein Grund dazu gegeben ist. 
Wenn stattdessen eine ambulante Behandlung in einer Hausarzt- oder Kinderarzt-Praxis erfolgt, wirkt dies überdies 
kostensenkend.  

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:  

1. Beurteilt der Regierungsrat die aktuelle Situation hinsichtlich Frequentierung der Notfallstationen des USB und 
des UKBB auch für korrekturbedürftig?  

2. Hält er eine gemeinsam durch Organisationen der Haus- und Kinderärzte mit dem Gesundheitsdepartement 
vorzubereitende und durchzuführende Informationskampagne der Bevölkerung für tauglich, die negativen 
Folgen von unnötigen Besuchen der Notfallstationen im USB und im UKBB zu vermeiden oder zu reduzieren?  

3. Ist der Regierungsrat bereit, Zielgruppen für eine solche Informationskampagne – auch in der ausländischen 
Bevölkerung – zu definieren und in geeigneter Form anzugehen?  

4. Können in der Elternberatung und in den ersten Jahren der Primarstufe gezielt Informationen zum Aufsuchen 
von Kinderarzt-Praxen im Bring-System erfolgen?  

5. Kann die Gruppe der Erwachsenen auf die Vorteile des Besuchs von Hausarzt-Praxen im Bring-System 
aufmerksam gemacht werden?  

6. Sieht der Regierungsrat andere Möglichkeiten, die Notfallstationen der beiden Spitäler zu entlasten?  

Raoul I. Furlano 

 

 

Interpellation Nr. 107 betreffend Auswirkung der Umsetzung der OECD-
Mindestbesteuerung – Die Haltung und Verantwortung des Kantons Basel-Stadt 

22.5449.01 
 

Aktuell beraten die Eidgenössischen Räte den Bundesbeschluss über eine besondere Besteuerung grosser 
Unternehmensgruppen (Umsetzung des OECD/G20-Projekts zur Besteuerung der digitalen Wirtschaft). Die 
diskutierten Umsetzungsvarianten für die Verteilung der zusätzlichen Steuereinnahmen zwischen Bund und 
Kantonen haben Auswirkungen auf die Finanzen des Bundes und der Kantone. In Ergänzung zur bundesrätlichen 
Botschaft hat das Beratungsbüro BSS im Auftrag der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz verschiedene 
Modellschätzungen erstellt (Büro BSS 2022: OECD-Mindeststeuer. Unternemensbesteuerung in der Schweiz unter 
dem Regime der OECD-Mindeststeuer: Schätzungen der Mehreinnahmen, Verteilung zwischen den Kantonen. 
Online abrufbar: https://www.sp-ps.ch/wp-content/uploads/2022/08/oecd-mindeststeuer_bericht_bss_12082022.pdf). 
Darin werden die zusätzlichen Einnahmen der Kantone geschätzt und deren Verteilung zwischen den Kantonen und 
Bund in verschiedenen Modell-Varianten beschrieben und berechnet. Es ist klar, dass der Kanton Basel-Stadt 
aufgrund der Anwesenheit vieler international tätiger Firmen von der Reform besonders betroffen ist. Gleichzeitig ist 
aber auch klar, dass die Einnahmen so verteilt werden sollten, dass nicht einzelne Kantone unverhältnismässig viel 
von den zusätzlichen Einnahmen profitieren. Dabei spielt natürlich auch eine mögliche Umverteilung der Einnahmen 
durch den Nationalen Finanzausgleich (NFA) eine Rolle.  

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat deshalb um die Beantwortung folgender Fragen: 

Wie beurteilt der Regierungsrat die Auswirkungen folgender Umsetzungsvarianten? 

1. Wie würde sich das in der Botschaft des Bundesrates vorgeschlagene Modell (25% Bundesanteil, 75% 
Kantonsanteil), hinter dem auch der Regierungsrat Basel-Stadt steht, auf den Ressourcenausgleich im NFA 
auswirken und wann? 

i. Auf wann ist die Überprüfung des NFA vorgesehen? 

ii. Ab wann würde Basel-Stadt aufgrund der Mehreinnahmen mehr in den NFA einzahlen? 

iii. Wie würde sich der finanzielle Beitrag von Basel-Stadt verändern?  

iv. Mit welchen Schätzungen und Modellen rechnet der Regierungsrat? 

2. Wenn 75% der zusätzlichen Einnahmen bei den Kantonen, 25% beim Bund verbleiben (gemäss Botschaft des 
Bundesrates), mit einer Deckelung des bei den Kantonen verbleibenden Betrags bei 200, resp. 300 Franken 
pro Einwohner:in und Gleichverteilung des Restbetrages pro Kopf auf alle Einwohner*innen der Schweiz 
(Modell gemäss Schätzungen der BSS-Studie)? 

https://www.sp-ps.ch/wp-content/uploads/2022/08/oecd-mindeststeuer_bericht_bss_12082022.pdf
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3. Wenn 50% der zusätzlichen Einnahmen bei den Kantonen, 50% beim Bund verbleiben und was ist die 
Wirkung auf den Ressourcenausgleich im NFA? 

4. Wenn 50% der zusätzlichen Einnahmen bei den Kantonen, 50% beim Bund verbleiben, mit einer Deckelung 
des bei den Kantonen verbleibenden Betrags bei 200, resp. 300 Franken pro Einwohner:in und 
Gleichverteilung des Restbetrages pro Kopf auf alle Einwohner:innen der Schweiz (Modell gemäss 
Schätzungen der BSS-Studie)? 

5. Was wären die Auswirkungen auf die in Basel erwarteten Mehreinnahmen, wenn man die vorgesehene 
Ergänzungssteuer als Bundessteuer behandeln würde (die Verteilung also 21.2% Kanton und 78.8% Bund 
wäre)? 

6. Wie schätzt der Regierungsrat die Wirkung der verschiedenen Varianten auf den Standortwettbewerb 
zwischen den Kantonen ein? 

7. Wie will der Regierungsrat verhindern, dass die zusätzlichen Steuereinnahmen in Kantonen mit tiefen 
Gewinnsteuern nicht zu einem noch härteren Steuerwettbewerb eingesetzt werden? 

Beda Baumgartner  

 

 

Interpellation Nr. 108 betreffend Umgang mit Staatsbeiträgen aufgrund der aktuellen 
Teuerung 

22.5451.01 
 

Die Teuerung hat im September weiter zugenommen, wie die Zahlen des Statistischen Amts des Kantons von 
vergangener Woche verdeutlichen. Durchschnittlich betrug die Teuerung der letzten Monate 3 Prozent. 
Organisationen, die im Auftrag des Staates Dienstleistungen für die Gesellschaft erbringen, können keinen 
Teuerungsausgleich über höhere Verkaufspreise erzielen, sondern sind auf höhere Finanzhilfen durch den Staat 
angewiesen. 

Im Kanton Basel-Stadt erhalten zahlreiche Organisationen im Rahmen von Staatsbeiträgen finanzielle Unterstützung 
in Form von Finanzhilfen oder Abgeltungen für Leistungen, die sie im öffentlichen Interesse erbringen. Die 
Staatsbeiträge werden zwischen dem Kanton und den Organisationen partnerschaftlich geregelt, wobei die 
Federführung je nach Themenfeld jeweils bei einem anderen Departement liegt. Das Staatsbeitragsgesetz regelt den 
Umgang mit der Teuerung sowohl für Finanzhilfen als auch für Abgeltungen und sieht vor, dass ein jährlicher 
Teuerungsausgleich entsprechend des Finanzierungsanteils des Kantons gewährt wird. Dieser Ausgleich orientiert 
sich an der Entwicklung der Personalteuerung beim Kanton. Trotz dieser gesetzlich klaren Regelung stellen sich für 
die betroffenen Organisationen viele offene Fragen aufgrund der aktuellen Teuerung. In Anbetracht dessen, bitte ich 
den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Wie trägt der Regierungsrat der steigenden Teuerung in den laufenden und zukünftigen Staatsbeiträgen mit 
externen Organisationen Rechnung? 

2. Gibt es systematische Unterschiede zwischen den Departementen bei der Gewährung eines 
Teuerungsausgleiches? Und falls ja, welche? 

3. Bei Finanzhilfen wird entsprechend des Staatsbeitragsgesetzes in der Regel ein Teuerungsausgleich auf den 
Lohnkosten gewährt. Wird die aktuelle Teuerung in allen Staatsbeiträgen berücksichtigt, obwohl in den 
Verträgen teilweise explizit vermerkt ist, dass die Finanzhilfen «nicht indexiert» sind? 

4. Müssen die Organisationen selber aktiv werden, um eine Anpassung der Staatsbeiträge an die Teuerung zu 
erwirken, oder wird der Kanton proaktiv höhere Beiträge entrichten aufgrund der aktuellen Teuerung? 

5. Können Verträge, die den Passus «nicht indexiert» aufweisen, in einem vereinfachten Verfahren angepasst 
werden oder ist dies auch in der aktuellen Situation erst in der nächsten Vertragsperiode möglich? 

6. Wird ein Teuerungsausgleich für IFEG-Leistungen (Betreutes Wohnen, Betreute Tagesstruktur, Begleitetes 
Arbeiten) sowie für die Tarife der ambulanten Wohnbegleitung AWB automatisch und für alle Organisationen 
gewährt oder gibt es Unterschiede zwischen den dienstleistenden Organisationen? 

7. Organisationen, die eine Finanzhilfe erhalten und bei denen die Personalkosten weniger als 70 Prozent der 
gesamten Betriebskosten ausmachen, wird entsprechend dem Staatsbeitragsgesetz aktuell kein 
Teuerungsausgleich gewährt. Gibt es hier Überlegungen eine ausserordentliche Anpassung zu gewähren, 
gerade auch in Anbetracht der steigenden Betriebskosten (Energie, Mieten)? 

Melanie Eberhard  

 

 

Interpellation Nr. 109 betreffend Kreditüberschreitungen 22.5452.01 
 

Die Paragraphen 14 bis 16 des Finanzhaushaltsgesetzes regeln den unüblichen Fall, dass eine vom Grossen Rat 
bewilligte Ausgabe bzw. das Budget überschritten wird und der Regierungsrat genötigt wird Massnahmen zu 
ergreifen.  

Im Jahresbericht werden die Überschreitungen relativ knapp in den Fussnoten der Rechnungen der Departemente 
begründet sowie in der Finanzberichterstattung zumindest bezüglich der Höhe ausgewiesen. Für die Jahre 2019 bis 
2021 sowie für das laufende Jahr 2022 sind dies folgende:  
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2022 

Dringlicher Nachtragskredit  WSU  Versorgung und Unterbringung von Geflüchteten 
aus dem Ukraine-Krieg durch Staatsbeitrags-
empfänger  

 650’000  

Dringlicher Nachtragskredit  GD  Lieferung von medizinischem Schutzmaterial an 
die Ukraine und benachbarte Staaten  

 1'460’000  

2021 

Kreditüberschreitung  BVD  «Höherer Aufwand aufgrund von 
Gebührenauszahlungen an die im 
Baubewilligungsverfahren mitwirkenden 
Fachinstanzen. Die dadurch entstandene 
Kreditüberschreitung in der Rechnung 2021 wurde 
im Rahmen des Hochrechnungsprozesses 
November durch die Regierung bewilligt. RRB 
21/38/97 vom 14. Dezember 2021, Ziff. 9.»  

 400’000  

Nachtragskredit  PD  Verein Kulturwerkstatt Kaserne   14’300  

Nachtragskredit  PD  Schutzschirm für Grossveranstaltungen   19’000’000  

Nachtragskredit  PD  Staatsbeitrag Stiftung Basler Papiermühle   126’500  

Nachtragskredit  FD  Beiträge an Geschäftsräumlichkeiten   21’000’000  

Nachtragskredit  BVD  Erhöhung Globalbudget Öff. Verkehr   5’241’266  

Nachtragskredit  GD  Mehr- und Zusatzkosten sowie Vorhalteleistungen 
Spitäler  

 108’400’000  

2020 

Kreditüberschreitung  BVD  «Die Bildung einer Rückstellung für die 
Finanzierung der Unterdeckung von 
Grabpflegeaufträgen, welche durch den 
Regierungsrat mittels einer Kredit-überschreitung 
nach §14 Abs. 1 lit. b. FHG gemäss RRB 21/02/45 
vom 19.01.21 bewilligt wurde, führt zu höherem 
Aufwand.»  

 6'500’000  

Nachtragskredit  PD  Rockförderverein   25’000  

Nachtragskredit  PD  Programmförderung Orchester Basel-Stadt   372’000  

Nachtragskredit  PD  Verein für das jüdische Museum der Schweiz   60’000  

Nachtragskredit  PD  Basler Kunstverein   45’000  

Nachtragskredit  Grosser 
Rat  

PUK Neubau Biozentrum   500’000  

Nachtragskredit  FD  Covid-19 Geschäftsunkosten für Härte-fälle   10’000’000  

Nachtragskredit  FD  Covid-19 Geschäftsräumlichkeiten   18’000’000  

Nachtragskredit  WSU  Covid-19 Basel Tourismus   700’000  

2019 

Kreditüberschreitung  BVD  Mehrkosten bei der Altlastensanierung beim 
Freizeitgartenareal Spalen-/Hegen-
heimermattweg und beim Grünflächen-unterhalt in 
Folge der grossen Trockenperiode im 2018. Dafür 
bewilligte der RR mit RRB Nr. 20/03/29 vom 21. 
Januar 2020 eine Kreditüberschreitung nach §14 
Abs. 1 lit. b FHG.  

 500’000  

Nachtragskredit  FD  Staatsbeiträge an das Vorstadttheater   30’000  

Entsprechend der obigen Auflistung bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen betreffend 
Kreditüberschreitungen gemäss §14-16 FHG: 
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1. Welcher Zeitraum liegt jeweils zwischen dem jeweiligen Regierungsratsbeschluss für die oben genannten 
Kreditüberschreitungen und Nachtragskrediten, der allfälligen Orientierung der Finanzkommission und der 
Feststellung des finanziellen Mehrbedarfs? 

2. In welchen Fällen sah sich der Regierungsrat von 2019 bis 2022 genötigt, gemäss Paragraph 14 eine 
Überschreitung von Budget- und Globalkrediten zu bewilligen, 

a. Weil die Ausgabe durch einen Rechtssatz oder Beschluss vorgeschrieben ist; 

b. Weil ein Aufschub für den Kanton nicht möglich ist; 

c. Weil die Ausgabe durch Fondsmittel oder Rücklagen gedeckt ist, 

d. Weil die Dienststelle eine Kompensation innerhalb ihres betrieblichen Ergebnisses vor Abschreibungen 
vornimmt; 

e. Weil die Kreditüberschreitung unbedeutend ist. 

3. Wie definiert der Regierungsrat eine «sehr grosse» Kreditüberschreitung gemäss § 14 Abs. 3 FHG? 

4. Wie oft musste der Regierungsrat von 2019 bis 2022 der Finanzkommission die Aufnahme ins Budget in Form 
eines dringlichen Nachtragskredits gemäss Paragraph 16 beantragen? 

5. Gibt es Überschreitungen gemäss §14-16, welche nicht in den Jahresberichten 2019-2021 ausgewiesen sind 
oder nicht oben aufgelistet sind? 

Oliver Thommen 

 

 

Interpellation Nr. 110 betreffend Zunahme schlafender Roma-Bettler im öffentlichen 
Raum – schläft auch die Verwaltung? 

22.5453.01 
 

Seit einigen Wochen sind beim Interpellanten leider wieder vermehrt Reklamationen von Bürgerinnen und Bürgern 
eingehend, welche sich über in der Öffentlichkeit schlafende Roma-Bettler aufregen. Auch dem Interpellanten selbst 
ist aufgefallen, dass diese wieder in grosser Zahl an altbekannten „Schlafstätten“ wie bspw. bei der Unterführung 
beim Lohweg (Heuwaage) oder unterhalb des Heuwaage-Viadukts bei der Markthalle schlafen. Viele Bürgerinnen 
und Bürger fühlen sich von den Dutzenden dort schlafenden Roma-Bettler/innen gestört und meiden diese Strecken 
auf dem Nachhauseweg.  

Mit dem, dank dem Druck der SVP, wiedereingeführten (teilweisen) Bettelverbot hat sich die Situation grundsätzlich – 
mit Schwankungen – verbessert. Bei der Wiedereinführung des Bettelverbots wurde seitens des Regierungsrates 
auch angekündigt, dass man prüfe, inwiefern man die für die Bevölkerung unhaltbare Situation von in der 
Öffentlichkeit schlafenden Roma-Bettlern in den Griff bekommen könne. Auch sei man bestrebt, dass entsprechende 
Nachtlager spätestens am Vormittag geräumt werden. Auch wenn letztes offensichtlich recht gut funktioniert, muss 
festgestellt werden, dass in Bezug auf das (grundsätzlich erlaubte) Nächtigen im öffentlichen Raum bis dato nichts 
Fassbares geschehen ist. 

Ich bitte den Regierungsrat deshalb um die Beantwortung der nachstehenden Fragen: 

1. Teilt der Regierungsrat die Beobachtung vieler Bürgerinnen und Bürger und des Interpellanten, dass wieder 
vermehrt Roma-Bettler im öffentlichen Raum schlafen? 

2. Was will der Regierungsrat nun konkret unternehmen, um diese unhaltbaren Zustände zu verbessern und 
sicherzustellen, dass Bürgerinnen und Bürger abends wieder ohne Angst heimlaufen können? 

3. Wird der Regierungsrat, wie er bei der Diskussion rund um Umsetzung der Motion Joël Thüring betreffend 
„Wiedereinführung des Bettelverbots“ angekündigt hat, nun eine Park- und Allmendordnung erstellen, welche 
das Schlafen im öffentlichen Raum zumindest teilweise einschränkt? 

3.1  Falls ja, bis wann ist mit dieser Ordnung zu rechnen? 

3.2  Falls nein, weshalb will der Regierungsrat die unhaltbaren Zustände nicht beseitigen? 

Gemäss geltender Gesetzgebung ist ein Aufenthalt für EU-Bürger/innen ohne geregeltes Einkommen in der Schweiz 
maximal für drei Monate möglich. Roma-Bettler können deshalb nach Aufnahme ihrer Personalien spätestens nach 
drei Monaten ausgeschafft werden und mit einer Einreisesperre belegt werden. Entsprechende Nachtlager eignen 
sich bestens für Kontrollen. 

4. Sind entsprechende Kontrollen in den Nachtlagern durchgeführt worden und Personalien aufgenommen 
worden? 

4.1 Falls ja, wie viele Personen wurden a) bis dato angehalten, b) ihre Personalien aufgenommen,  
c) nach Ablauf der 90-Tage-Frist ausgeschafft und d) befinden sich kurz vor der Ausschaffung? 

4.2 Wurden auch Einreisesperren verhängt? Falls ja, wie viele? Falls nein, weshalb nicht? 

4.3 Falls bis dato keine Kontrollen in den Nachtlagern durchgeführt wurden: Weshalb werden dort keine 
Kontrollen durchgeführt und somit rechtswidrige Zustände und mutmassliche Verstösse gegen die 
Ausländer- und Asylgesetzgebung toleriert? 

Joël Thüring 
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Interpellation Nr. 111 betreffend Situation beim Bau- und Gastgewerbeinspektorat 22.5454.01 
 

Die Situation beim Bau- und Gastgewerbeinspektorat scheint derzeit nicht optimal zu sein, um dies vorsichtig 
auszudrücken. Aus Kreisen von Bauherren, Architekten und anderen Kundinnen und Kunden hört man immer mehr 
von unhaltbaren Zuständen. So sollen die Bearbeitungszeiten für Gesuche, welche bis anhin innert drei Monaten 
erledigt wurden, ein halbes Jahr bis neun Monate oder noch länger dauern. Es seien viele Krankheitsabwesenheiten 
von längerer Dauer zu verzeichnen. Auch von Kündigungen langjähriger Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist zu 
hören. Neben langdauernden Fallbearbeitungen geht auch ein Verlust von Wissen und Fachkompetenz einher.  

Der Interpellant geht davon aus, dass es sich dabei um mehr als nur um Gerüchte handelt. Denn das BGI weist auf 
seiner Homepage selber auf eine lange Bearbeitungsdauer und personellen Engpass hin. Ebenso wurden dem 
Interpellanten von diverser und voneinander unabhängiger Seite entsprechende Erfahrungen in der Zusammenarbeit 
mit dem BGI berichtet. Die Hintergründe sind dem Interpellanten unbekannt, weshalb es ihm auch nicht um 
Schuldzuweisungen und Verantwortlichkeiten geht. Letztlich ist es aber Sache des Regierungsrats, für eine 
funktionierende Verwaltungs- und Behördentätigkeit und für ein gutes Arbeitsumfeld zu sorgen. Denn letzteres ist 
zentral für die Erfüllung von kundenfreundlichen und kundenorientieren Dienstleistungen. Die Fallbearbeitung von 
sechs und mehr Monate ist schlichtweg zu lang.  

In diesem Zusammenhang wird der Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen gebeten: 

1. Wie schätzt der Regierungsrat die aktuelle Situation beim Bau- und Gewerbeinspektorat ein? 

2. Wie viele Mitarbeitende sind aktuell krankgeschrieben und wie viele Mitarbeitende haben in dem vergangenen 
Jahr gekündigt? 

3. Wie lange dauert aktuell die Bearbeitung eines Gesuchs? 

4. Was gedenkt der Regierungsrat zur Verbesserung der Situation auf dem BGI vorzukehren? 

5. Wie ist der Stand der digitalen Umrüstung beim BGI? 

6. Wie schätzt der Regierungsrat das Potential bei einer digitalen Eingabe von Baugesuchen auf die Dauer der 
Fallbearbeitung ein? 

Für die Beantwortung der Fragen danke ich im Voraus bestens.  

Andreas Zappalà 

 

 

Interpellation Nr. 112 betreffend Bewerbung von Basel als Durchführungsort der 
EuroSkills 2029 

22.5455.01 
 

Basel war vom 11. bis zum 14. Oktober Durchführungsort der dezentral durchgeführten WorldSkill Competitions 
2022. Die Organisation wie auch der Durchführungsort in der Messe wurden allseits gelobt. Vor einigen Jahren 
hatten der Bund zusammen mit dem Schweizerischen Gewerbeverband, dem Verein SwissSkills und dem 
Gewerbeverband Basel-Stadt Vorarbeiten zur Durchführung der WorldSkills 2021 geleistet. Basel wäre als alleiniger 
Durchführungsgort vorgesehen gewesen. Wegen fehlender Bereitschaft des Bundes, die Finanzierung zu 
garantieren, wurde diese Bewerbung hinfällig und China bekam den Zuschlag. Wichtige Vorarbeiten sind aber lokal 
geleistet worden, auf die zurückgegriffen werden kann, falls Basel den Zuschlag erhielte.  

Bevor es so weit ist, muss Basel aber im Wettbewerb der interessierten Schweizer Durchführungs-Städte den 
Zuschlag erhalten. Dazu braucht es eine überzeugende Bewerbung, die zusammen mit dem Gewerbeverband Basel-
Stadt ausgearbeitet werden muss. Finanzielle Unterstützung des Kantons ist unerlässlich. Auch müssen die 
Lokalitäten in der Messe und Unterkunftsmöglichkeiten für die äusserst zahlreichen Teilnehmenden und 
Besuchenden zur Verfügung stehen. Da der Bund bereits zugesichert hat, von den zu erwartenden Kosten von CHF 
20 bis 25 Mio. bis zu 60% zu übernehmen, wäre der Aufwand für den Kanton verkraftbar. 

Für Basel und die Messe wäre es hinsichtlich des Images als sympathische Gastgeberstadt vorteilhaft, es wird mit 
grossem Publikumsaufmarsch und mit dem Besuch von ca. 30 Bildungsministerinnen und -Ministern aus Europa 
gerechnet. Auch volkswirtschaftlich wäre der Anlass bedeutend, da ähnlich viele Besuchende erwartet werden wie 
bei den grossen Messen. 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Erachtet der Regierungsrat die Durchführung der EuroSkills auch als Chance, Basel international als 
geeignete Messe- und Kongress-Stadt zu profilieren?  

2. Ist der Regierungsrat bereit, sich zusammen mit dem Gewerbeverband Basel-Stadt und dem Verein 
SwissSkills zu engagieren, damit Basel den Zuschlag erhält, die EuroSkills 2029 durchzuführen? 

3. Besteht Bereitschaft, diesen Anlass zusammen mit dem Bund und Privaten zu finanzieren? 

Lydia Isler-Christ  
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Interpellation Nr. 113 betreffend Kantonswechsel von Asylsuchenden, vorläufig 
aufgenommenen Personen sowie Menschen mit Schutzstatus S 

22.5458.01 
 

In der Schweiz dürfen Asylsuchende, vorläufig aufgenommene Personen sowie Menschen mit Schutzstatus S ihren 
Wohnkanton nicht selber auswählen. Das Staatssekretariat für Migration (SEM) ist für die Verteilung auf die Kantone 
verantwortlich. Die betroffenen Personen können beim SEM einen Kantonswechsel beantragen, etwa wenn 
Ehepartner:in oder Kinder bereits dort wohnen oder wegen des Arbeits- und Ausbildungsorts. In einem solchen Fall 
nehmen die beiden betroffenen Kantone Stellung, denn für einen Wechsel müssen diese einverstanden sein. Im 
September 2022 wurde ein Fall bekannt, in dem eine zweifache Mutter mit einem Jobangebot in Basel und fast 4 
Stunden Pendelzeit einen Kantonswechsel von Luzern nach Basel beantragte. Der Kanton Basel-Stadt lehnt dieses 
Gesuch gemäss Medienberichten ab. Begründet wurde der Entscheid in den Medien damit, dass einerseits ein 
Arbeitsweg von etwa 90 Minuten (total 3 Stunden Pendelzeit) zumutbar sei und der Kanton bereits mehr Personen 
mit Schutzstatus S aufgenommen habe, als es der Schweizweite Verteilschlüssel vorsieht.  

1. Erachtet die Regierung eine Pendelzeit von knapp 4 Stunden für eine alleinerziehende Mutter als zumutbar? 

2. Welches sind die Grundlagen für einen Entscheid über einen Kantonswechsel, welche Faktoren spielen eine 
Rolle? Und wie werden diese Faktoren gewichtet? 

3. Spielen persönliche Faktoren (familiäre Beziehungen wie bspw. Geschwister, Kinder, alleinerziehend, andere 
Betreuungsaufgaben, körperliche Einschränkungen, etc.) eine Rolle? Wenn nicht, warum? 

4. Werden Gesuche um Kantonswechsel eher abgelehnt, wenn bereits mehr Personen aufgenommen wurden, 
als vom Verteilschlüssel vorgesehen? 

5. Werden Gesuche um Kantonswechsel nach dem Windhundprinzip (First come, first served) beantwortet oder 
wird jeder Einzelfall beurteilt, unabhängig von den bereits beantworteten Gesuchen/aufgenommenen 
Personen nach Verteilschlüssel?  

6. Hat der Kanton Basel-Stadt im genannten Beispiel das Gesuch abgelehnt, bzw. zur Ablehnung empfohlen? 
Wie Begründet die Regierung den Entscheid im konkreten Fall? 

7. Gibt es die Möglichkeit ein Wiedererwägungsgesuch zu stellen? 

8. Wie vielen Personen wurde der Kantonswechsel nach Basel-Stadt in diesem Jahr ermöglicht? Wie viele 
Personen haben so den Kanton verlassen? Wie waren die Zahlen im letzten Jahr? 

Nicola Goepfert 

 

 

 

Schriftliche Anfragen 

 

 

1. Schriftliche Anfrage betreffend spendet der Kanton Geld an den Neubau der 
Kaserne der Schweizer Garde in Rom? 

22.5423.01 
 

In der Basler Zeitung vom 22. September 2022 war zu lesen, dass neben Spendengeldern der Schweizer Staat für 
den Neubau der Kaserne der Schweizer Garde in Rom aufzukommen hat und nicht der Vatikan. Der Bund spendete 
CHF 5 Mio.  

Die Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren ihrerseits empfahl den Kantonen ebenfalls CHF 1.00 pro Einwohner 
für den Neubau zu überweisen.  

Eine Aufstellung in dem o.g. Zeitungsartikel zeigt, dass einige Kantone bereits gespendet haben. Das Wallis z.B. 
bezahlte Fr. 2.87 pro Einwohner, Obwalden am wenigsten, nämlich CHF 0,13 pro Einwohner.  

Auf der Liste sind Basel-Stadt, wie auch Basel-Landschaft, Bern, Genf, Neuenburg, Thurgau und Waadt nicht zu 
finden und es ist vermerkt, dass von diesen Kantonen keine Meldung vorliegt.  

Deshalb bitte ich höflich um Beantwortung nachstehender Fragen:  

1. Hat der Regierungsrat Kenntnis von dem Spendenaufruf der Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren zu 
Gunsten des Neubaus der Kaserne für die Schweizer Garde in Rom?  

2. Hat der Regierungsrat vor, einen Betrag zu spenden?  

a. Wenn ja, in welcher Höhe wird dieser ausfallen? Was macht dies pro Einwohner aus?  

b. Wenn ja, wann wird die Spende überwiesen?  

c. Wenn ja, weshalb wartet die Regierung länger ab als andere Kantone?  

d. Wenn nein, wie begründet dies die Regierung?  

e. Wurde die Schweizer Garde bereits in der Vergangenheit mit einer Spende vom Kanton unterstützt? Wenn 
ja, wann war dies, wie hoch war der Betrag und was war der Anlass dazu?  

Jenny Schweizer 
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2. Schriftliche Anfrage betreffend Pilotprojekt einer Velo-Hochbahn im Kanton 
Basel-Stadt 

22.5425.01 
 

In der Verkehrspolitik ist oft die Rede von der Wichtigkeit der Entflechtung des Verkehrs. Die verschiedenen 
Verkehrsarten sollen wenn möglich voneinander getrennt werden. Von allen Verkehrsträgern lässt sich der 
Veloverkehr am einfachsten und kostengünstigsten in die Höhe verlegen. Dadurch wird der Verkehr entflechtet und 
es gibt weniger Unfallpotenzial. Velofahrende erhalten auf dieser Strecke oft einen Zeitgewinn. Auch der restliche 
Verkehr wird dadurch verflüssigt, weil es dann weniger Verkehr auf der normalen, ebenerdigen Fahrbahn hat. Laut 
einer Analyse des ASTRA bewirken Velobahnen bis zu 4 Prozent weniger Verkehr auf den Autobahnen. Dies reiche 
bereits aus, um den Autoverkehr zu verflüssigen. 

Die im Kanton Baselland ansässige Firma urb-x stellt Velo-Hochbahnen her, welche aus einer Konstruktion aus 20 
Meter langen Holz-Leichtbau-Modulen bestehen, die mehrere Meter hoch in der Luft den Veloverkehr von den 
übrigen Verkehrsteilnehmenden trennen. Dank vorfabrizierter Module können diese Velo-Hochbahnen schnell und 
kostengünstig erstellt werden. Eine flexible Struktur aus Stützen, Tragelementen und Fahrbahn-Modulen ermöglicht 
die Konstruktion beinahe beliebiger Strecken über verschiedenstem Terrain. So können bestehende Verkehrsachsen 
– ob Strassen oder Tramschienen – besser genutzt werden. Auch können diese Velo-Hochbahnen als normale 
Brücken eingesetzt werden. 

Die Fahrbahn ist mit Sensoren und Technik ausgerüstet, damit bei Frost die Fahrbahn beheizt und bei Unfällen ein 
Alarm an die Polizei gesendet wird. Der Strom dazu wird von Fotovoltaik-Modulen produziert, die in den Geländern 
integriert sind. Diese produzieren sogar zusätzlichen Strom, welcher ins Stromnetz eingespeist werden kann. 

urb-x erstellte auf dem Wolf-Areal eine Teststrecke einer Velo-Hochbahn. Diese wird zurzeit getestet und analysiert. 

Der Unterzeichner bittet die Regierung um Beantwortung folgender Fragen: 

1. Welche Erkenntnisse konnten von der Testbahn im Areal Wolf gewonnen werden? 

2. Wäre es möglich, auf der Strecke Kannenfeldstrasse – Spalenring – Steinenring – Viaduktstrasse – 
Centralbahnstrasse ein Pilotprojekt einer Velo-Hochbahn durchzuführen? 

3. Falls ja: Könnte diese Velo-Hochbahn über der Tramlinie gebaut werden? 

4. Falls ja: Wo könnten die Auf- und Abfahrtsrampen optimal installiert werden? 

5. Falls nein: An welchen anderen Ort im Kanton Basel-Stadt könnte ein Pilotprojekt einer Velo-Hochbahn 
durchgeführt werden? 

6. Könnte eine solche Velo-Hochbahn für die geplante Velo- und Fussgängerbrücke vom Dreispitz Nord über 
das Gleisfeld in das Areal Wolf eingesetzt werden? (Gemäss Teilrichtplan Velo, Kapitel 5.1.2 E sowie 
Ratschlag „Areal Wolf“, Kapitel 7.1) 

7. Könnte die Test-Velo-Hochbahn vom Areal Wolf zum Hexenweglein verlängert werden? Damit würde ein Teil 
des Anzugs Jérôme Thiriet (21.5098) erfüllt. 

8. Wäre eine Velo-Hochbahn als Rampe für die Verbindung vom Friedrich Miescher-Weg hoch zur 
Burgfelderstrasse eine gute Lösung (Anzug Karin Sartorius, 21.5769)? 

9. Wäre eine Velo-Hochbahn auch eine Umsetzungsmöglichkeit für die geplante Zollibrücke für Velofahrende 
und Zufussgehende? 

Christoph Hochuli  

 

 

3. Schriftliche Anfrage betreffend wie tankt die Basier Polizei? 22.5427.01 
 

Diesel ist teuer wie nie. Allein die Kantonspolizei Basel muss inzwischen dafür pro Jahr eine Million Franken 
ausgeben. Sparen will sie deswegen nicht. 

Demonstrationen begleiten, Unfälle aufnehmen und absichern, den Verkehr kontrollieren, Streifendienst versehen - 
das Aufgabenspektrum der Polizei ist vielfältig. Und dafür braucht sie auch zahlreiche Fahrzeuge. Überwiegend 
fahren diese mit Diesel-Kraftstoff, doch der ist immens im Preis gestiegen, notiert aktuell bei 2 Franken pro Liter. 
Diese Preiskeule trifft auch die Polizei. 

1. Wie reagiert die Polizei auf die erhebliche Preissteigerung? 

2. Wird die Polizei daher ihre Streifenfahrten einschränken, um Kraftstoff zu sparen? 

3. Wie viele Dieselfahrzeuge betreibt die Polizei? 

4. Wie viele Fahrzeuge hat die Polizei insgesamt? 

Eric Weber 

 

 

https://www.grosserrat.bs.ch/ratsbetrieb/geschaefte/200110759
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4. Schriftliche Anfrage betreffend Strom sparen beim Kanton Basel-Stadt 22.5428.01 
 

In allen Zeitungen Europas kann man lesen, dass fast alle Städte den Strom-Verbrauch wegen dem Krieg in Europa 
reduzieren. Öffentliche Gebäude werden nicht mehr angestrahlt. 

1. Kann sich die Regierung vorstellen, nachts das Rathaus nicht mehr anzustrahlen? 

2. Wo kann der Kanton BS sich konkret vorstellen, in der Zukunft Strom zu sparen? 

3. Welche Gebäude werden nachts angestrahlt, damit es schön aussieht? Ich bitte hier um eine Auflistung. 
Gehört das Basler Münster auch zum Kanton? 

4. Viele Städte Europas verzichten in 2022 auf die Weihnachts-Beleuchtung. Basel hat bekanntlich die längste 
Weihnachts-Strasse Europas. Kann sich die Regierung vorstellen, in der Freien Strasse und über die Mittlere 
Brücke, weniger Licht in der Weihnachtszeit zu installieren? 

Eric Weber 

 

 

5. Schriftliche Anfrage betreffend Strom-Versorgungslage ist angespannt 22.5429.01 
 

In Europa ist Krieg. Die drohende Energiekrise ist auch in Basel schon deutlich zu spüren. 

1. Wie ist die aktuelle und künftige Versorgungslage mit Erdgas im Kanton BS einzuschätzen? 

2. Welche Auswirkungen hat die angespannte Situation am Energiemarkt auf Energieversorger und auf Kunden? 

3. Wie werden sich die Preise voraussichtlich entwickeln? 

4. Mit welchen Zusatzkosten muss ein durchschnittlicher Haushalt in den kommenden Monaten rechnen? 

5. Was passiert, wenn Verbraucher die erhöhten Gebühren nicht bezahlten können? 

6. Wie hat sich der Gasverbrauch bei den Kunden in den vergangenen Jahren entwickelt? 

Eric Weber 

 

 

6. Schriftliche Anfrage betreffend wie werden Party-Hotspots entschärft? 22.5430.01 
 

Nach vielen Exzessen in der Steinenvorstadt muss nun die Polizei handeln. Gegen Lärm, Übergriffe und Kriminalität. 

1. Was kann die Polizei konkret tun, damit dieser Party-Hotspot entschärft werden kann? 

2. Wie können die Nachtschwärmer für noch mehr Rücksicht und Achtsamkeit im öffentlichen Raum sensibilisiert 
werden? 

Eric Weber 

 

 

7. Schriftliche Anfrage betreffend bessere Luft in Basel 22.5431.01 
 

Einmal mehr dicke Luft um Abgase: Mithilfe von Umweltzonen und Durchfahrtsverboten für Lastwagen wollen viele 
Städte in Europa die Schadstoffbelastung senken. 

Doch immer wieder halten sich Lkw-Fahrer aus Sicht von Anwohnern nicht daran. 

1. Gibt es in Basel Durchfahrtsverbote für Lastwagen? Wenn nein, warum wurde das noch nicht eingeführt in 
unserer grünen Muster-Stadt? 

2. Welche konkreten Umweltzonen gibt es in Basel-Stadt? 

Eric Weber 

 

 

8. Schriftliche Anfrage betreffend Basel trocknet aus - Was kann gegen die Hitze 
gemacht werden? 

22.5432.01 
 

Schmelzende Gletscher, Trockenheit in Oberitalien: Die Alpen sind von Klimaveränderung stark betroffen. 

Die Alpen versorgen uns auch in Basel mit viel Wasser. Noch. Die Alpen führen das Wasser über die grossen Flüsse 
wie Isar, Inn oder den Rhein ab. Bei der jetzigen Erwärmung gehen Modelle davon aus, dass wir Ende des 
Jahrhunderts fast keine Gletscher mehr haben. Im Rhein kommen 60 Prozent des Wassers im Sommer aus den 
Alpen, Niederschlage und Gletscherschmelze. Das sorgt für stabile Flusspegel und es ist für das Grundwasser 
erfreulich. 

Im Hitze-Sommer 2003 konnten die Fluss-Schiffe Basel nicht mehr erreichen, da zu wenig Wasser im Rhein. 

1. Wenn weniger Wasser aus den Alpen kommt, weil die Gletscher weg sind oder weniger werden, was macht 
Basel für einen stabilen Flusspegel? Und wie steht es um den Grundwasser-Spiegel in Basel? 
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2. Völlig ausgedörrte Böden im Sommer 2022 im Alpenvorland, dem früheren Wasserschloss Europas. Wenn 
jetzt sogar die Alpen austrocknen und die Gletscher schmelzen, müssten wir auch in Basel beunruhigt sein. 
Doch kaum jemand nimmt die Bedrohung wahr, die sich seit Wochen anbahnt. Wie sieht die Basler Regierung 
die allgemeine Lage? Steuern wir in Zukunft auf eine Wasserknappheit hin? 

3. Allein von 2018 bis 2020 erlebte Europa eine seit 250 Jahren beispielslose Hitze- und Trockenphase. Findet 
die Regierung auch, dass in Basel zu viele Böden versiegelt sind und dass das nicht gut für die Natur ist? 
Was ist mit dem zubetonierten Messeplatz? Könnte man dort nicht mehr Grün machen? 

4. In den heissen Sommern 2018, 2019 und 2020 sind in Basel rund 400 Menschen mehr gestorben, als es 
ohne die Hitze zu erwarten gewesen wäre. Was macht die Regierung konkret, dass die Hitze als 
Gesundheitsgefahr nicht unterschätzt wird? Welche Hitzeaktionspläne plant die Regierung konkret? 

5. Ich bin begeistert von der Aussage von Regierungsrätin E. Keller „Bewässern, Begrünen, Beschatten". Wie 
ging es diesbezüglich weiter? Was wurde schon konkret umgesetzt? Ich bitte um eine Übersicht. 

6. Von Klimaanlagen wird neuerdings mehr und mehr abgeraten, denn sie widersprechen der Idee des 
Energiesparens. Besser ist es, den Grundriss eines Hauses so zu gestalten, dass sich das Haus gut 
durchlüften lässt. Wie sieht die Regierung die „Problematik" mit den Klimaanlagen in Gebäuden vom Kanton, 
wie Verwaltung und Schulen? 

Eric Weber 

 

 

9. Schriftliche Anfrage betreffend 9 Euro / 9 Franken Ticket für den Kanton Basel-
Stadt 

22.5433.01 
 

Mit dem 9 Euro Ticket fahre ich fast täglich nach Riehen oder vom Bahnhof SBB zum Badischen Bahnhof. Ich 
bewege mich damit fast nur im Kanton Basel-Stadt. 

Aber auch Fahrten nach Rheinfelden, auf der deutschen Seite, oder nach Schaffhausen, sind damit möglich. Die 
Züge sind voll. Auch in Basel. Viele Bürger kauften dieses Ticket. 

1. Kann sich der Kanton vorstellen, dass man das U-Abo umwandelt, in ein 9 Franken Ticket? Dass man also 
nur noch 9 Franken bezahlt pro Monat. 

2. Ist es richtig, dass Grossräte, die in Basel unterwegs sind, kein Ticket für Tram und Bus brauchen? 

Eric Weber 

 

 

10. Schriftliche Anfrage betreffend Kompensation oberirdischer Parkplätze für das 
Parking Kunstmuseum 

22.5434.01 
 

Am 16. September 2022 teilte das Bau- und Verkehrsdepartement mit, dass eine weitere Parkplatz-Kompensation für 
das Parking Kunstmuseum erfolgen wird. Nochmal 72 Parkplätze sollen bis Ende 2022 aufgehoben werden. Weil 
bereits 104 mit dieser Begründung aufgehoben worden sind, beträgt die aktuelle Gesamtzahl aufgehobener 
Parkplätze bis Ende 2022 - gemäss Angaben des BVD - 174. Will man die Zielgrösse von 210 Parkplätzen erreichen, 
müssen noch weitere 36 Parkplätze aufgehoben werden. Das ist vom BVD angekündigt worden. 

Diese Auflistung ist fehlerhaft. Sie enthält die mit der Parking-Kompensationsbegründung bereits vor einiger Zeit 
aufgehobenen 20 Parkplätze am Schaffhauserrheinweg nicht. 

In einem Schreiben des BVD, Mobilität, vom 18. Oktober 2018 (Stellungnahme zu einem Rekurs gegen die 
Aufhebung dieser Parkplätze) heisst es: «...Die restlichen (am Schaffhauserrheinweg) aufzuhebenden (20) 
Parkplätze werden der Kompensationspflicht zum Bebauungsplan 204 (Parking Kunstmuseum) gutgeschrieben». 

Vor diesem Hintergrund, der Nicht-Erwähnung dieser 20 mit diesem Kompensationsgrund verschwundenen 
Parkplätze muss angenommen werden, dass weit mehr Parkplätze mit ebendieser Begründung gestrichen wurden 
als jetzt kommuniziert. Aussagen von Regierung und Verwaltung müssen verlässlich sein. Im vorliegenden Fall 
entsteht der Eindruck, man nehme es nicht so genau mit den Zahlen und hebe weit mehr Parkplätze als beschlossen 
auf. Ganz offensichtlich besteht entweder in der Auflistung der bereits aufgehobenen Parkfelder ein Fehler, weil die 
20 unter diesem Titel bereits aufgehobenen nicht erwähnt sind, oder im Schreiben des BVD sind unzutreffende 
Aussagen gemacht worden. Beides ist unhaltbar. 

Ich bitte den Regierungsrat um Klärung dieses Sachverhalts durch Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Ist die Begründung im BVD-Schreiben vom 18. Oktober 2018 falsch? 

2. Ist die Aufstellung mit den bereits beschlossenen Aufhebungen unvollständig, weil dort diese 20 Parkplätze 
am Schaffhauserrheinweg nicht enthalten sind? 

3. Erachtet es der Regierungsrat nicht als problematisch, wenn in einer Stellungnahme zu einem Rekurs 
unzutreffende Angaben gemacht werden? 

4. Was gedenkt der Regierungsrat zu tun, falls die kommunizierte Begründung der erfolgten Aufhebung der 20 
Parkplätze am Schaffhauserrheinweg nicht zutreffend ist? 



 

Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 
 
Seite 88   -   19. / 20. Oktober 2022 Anhang zum Protokoll 30. – 34. Sitzung, Amtsjahr 2022 / 2023 

 
 

5. Ist der Regierungsrat bereit seine Liste zu revidieren, indem die erwähnten 20 Parkplätze berücksichtigt 
werden und die Zahl der noch aufzuhebenden sich entsprechend um 20 reduziert? 

6. Kann der Regierungsrat nachvollziehen, dass solche Tricksereien oder Fehler für die Bevölkerung irritierend 
wirken? 

Corinne Eymann-Baier 

 

 

11. Schriftliche Anfrage betreffend Unterstützungsangeboten für Mitglieder von 
Schulräten und Schulkommissionen mit Betreuungspflichten 

22.5450.01 
 

Mitglieder von Schulräten und Schulkommissionen leisten eine wichtige Arbeit für unsere Gesellschaft. Der Schulrat 
bildet an den Volksschulen die direkte Brücke zwischen Schule und Öffentlichkeit. Er sichert in erster Linie den 
Dialog zwischen den Lehrpersonen, der Schulleitung, den Schülerinnen und Schülern, den Erziehungsberechtigten 
und der Quartierbevölkerung. Er vermittelt bei Problemen und Konflikten an der Schule und genehmigt zum Beispiel 
das Leitbild und die Hausordnung „seiner“ Schule. Die Schulkommission fungiert hingegen als Aufsichtsbehörde der 
ihr zugeteilten oberen Schule. 

Es wird gewünscht, dass Mitglieder von Schulräten und Schulkommissionen einen Bezug zu Bildungsfragen haben. 
In der Regel findet eine Sitzung pro Quartal statt und die externen Mitglieder der Schulräte und Schulkommissionen 
sind angehalten „regelmässig am Unterricht, an Elternveranstaltungen, Schulkonferenzen und anderen 
Schulanlässen“ teilzunehmen und sich dadurch einen Einblick in die Arbeit der Schule verschaffen.  

Für ihre Tätigkeit erhalten die Mitglieder von Schulräten eine Entschädigung von 1000 Fr. pro Jahr. 
Schulkommissionsmitglieder erhalten eine Pauschale von 600 Fr. und zusätzlich ein Sitzungsgeld von 100 Fr. Es ist 
offensichtlich, dass diese Entschädigung eher symbolischen Wert hat. Wenn nun aber für Sitzungen oder 
Schulbesuche eine Kinderbetreuung nötig ist, deckt die Entschädigung kaum die Kosten dafür. 

In den Schulkommissionen und Schulräten sind Frauen mit jüngeren Kindern und Alleinerziehende tendenziell 
unterrepräsentiert. Das ist besonders bedauerlich, weil gerade von diesen Gesellschaftsgruppen aufgrund ihrer 
konkreten Erfahrungen wertvolle Impulse für die Schulen ausgehen können. 

Um Personen mit kleineren Kindern die Übernahme eines solchen Amtes zu erleichtern, wäre eine weitergehende 
zweckgebundene finanzielle Unterstützung hilfreich. Gerade für Frauen mit kleinen Kindern oder für Alleinerziehende 
bedeutet die Übernahme eines Amtes als Schulrats- oder Schulkommissionsmitglied - neben der Lohn- und 
Familienarbeit - eine grosse zusätzliche Herausforderung. Eine Beteiligung an den Kosten für die Kinderbetreuung, 
wäre auch ein Zeichen der Wertschätzung für ein gesellschaftlich wertvolles Engagement und könnte dazu führen, 
dass mehr Frauen mit jüngeren Kindern und mehr Alleinerziehende für die Übernahme solcher Ämter motiviert 
werden können.  

Vor diesem Hintergrund bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen:  

1. Sieht der Regierungsrat eine Möglichkeit, dass Mitglieder von Schulräten und Schulkommissionen für 
Sitzungen und Schulbesuche, während derer sie ihre Kinder betreuen lassen müssen, eine weitergehende 
finanzielle Entschädigung erhalten? 

2. Gibt es weitere Ämter, die eher symbolisch entschädigt werden und für die eine weitergehende Unterstützung 
für die Kinderbetreuung angebracht wäre? Wenn ja, welche? 

3. Welche sonstigen Möglichkeiten sieht der Regierungsrat, um Menschen mit Betreuungspflichten, 
insbesondere Alleinerziehende in der Ausübung politischer Ämter zu unterstützen? 

Heidi Mück  

 

 

12. Schriftliche Anfrage betreffend USB stellt saftige Rechnung ohne Leistung 22.5456.01 
 

Das Universitätsspital Basel USB ist eines der Spitäler, die gemäss Spitalliste Basel-Stadt die Grundversorgung 
Geburtshilfe sicherstellen und anbieten dürfen. Weitere Spitäler in der Region, die über einen Leistungsauftrag für 
Geburten verfügen, sind das Bethesda und das Kantonsspital Liestal sowie die Geburtshäuser der Region. 

Das USB informiert Schwangere bei der Anmeldung zur Geburt, dass sie im USB nicht nur Leistungen der Geburt, 
sondern auch das Wochenbett in Anspruch nehmen müssen. Falls die Gebärende aber ambulant gebärt und nach 
der Geburt die Wochenbettbetreuung anders organisiert – etwa in einem Geburtshaus oder weil sie direkt nach 
Hause gehen will – erhält sie vom USB eine saftige Rechnung. 

Im Anmeldeformular steht: 

"Mit der erfolgten Anmeldung geht das USB davon aus, dass die Patientin nach der Geburt auch das Wochenbett 
(min. 1 Nacht) in der Frauenklinik verbringen wird. Bei einem früheren Austritt stellt das USB einen Unkostenbeitrag 
von Fr. 600 in Rechnung." 

Dass Gebärende "Unkosten" für Leistungen übernehmen sollen, die sie nicht bezogen haben und nie beziehen 
wollten, ist stossend. Denn eine Anmeldung nur zur Geburt, ohne Wochenbett, ist laut Betroffenen auch auf 
Nachfrage nicht möglich. Besonders problematisch aber ist, dass diese Kosten – weil ja keine medizinische Leistung 
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bezogen wurde – nicht von der Krankenkasse übernommen werden. Auch angesichts der intensiven Bemühungen, 
die Gesundheitskosten zu senken sowie dem Grundsatz "ambulant vor stationär" geht dies in die falsche Richtung. 

Die Anfragestellerin dankt der Regierung für die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Ist dem Regierungsrat die Praxis des USB bekannt, wonach Gebärenden, die nach einer ambulanten Geburt 
nicht im Universitätsspital übernachten, Fr. 600 in Rechnung gestellt werden? 

2. Kann der Regierungsrat bestätigen, dass in diesem Fall die Kosten nicht von der Krankenkasse übernommen 
werden? 

3. Teilt der Regierungsrat die Einschätzung, dass dies Anreize im Widerspruch zum Grundsatz "ambulant vor 
stationär" schafft und dass ganz grundsätzlich nicht bezogene Leistungen auch nicht in Rechnung gestellt 
werden sollten? 

4. Teilt der Regierungsrat die Einschätzung, dass eine ambulante Geburt ohne Aufenthalt im Wochenbett in 
einem Spital mit dem Leistungsauftrag für Geburten möglich sein sollte? 

5. Wie viele Fälle von Gebärenden, die trotz nicht bezogenen Leistungen eine Rechnung für ''Unkosten'' von 
Fr. 600 erhielten, sind dem Regierungrat bekannt? 

6. Weiss der Regierungsrat von einer ähnlichen Praxis im Bethesda oder dem KSBL? 

7. Ist der Regierungsrat bereit, sich beim USB für eine sofortige Anpassung dieser Praxis einzusetzen und zu 
erwirken, dass man sich ohne Kostenfolgen auch nur zur Geburt anmelden kann? 

Salome Bessenich 

 

 

13. Schriftliche Anfrage betreffend negativer Auswirkungen der Leistungszüge Sek I 22.5457.01 
 

Mehrere Studien bestätigen, dass Leistungszüge auf Sekundarstufe I negative Auswirkungen auf die 
Chancengleichheit und auch auf die Bildung von Schülerinnen und Schülern haben können (so die Studie 
«Schulische Ungleichheit in der Schweiz“ der Uni Genf von 2017). Von diesen negativen Auswirkungen sind in erster 
Linie die Schüler*innen des A-Zugs betroffen. Untersuchungen zeigen, dass die gleichen Schüler*innen im A-Zug 
weniger lernen als im E-Zug (u.a. Angelone/Keller/Moser 2013, Zurbriggen 2016). Zudem haben A-Zug-
Schüler*innen auch bei gleichen Schulleistungen deutlich schlechtere Lehrstellenchancen. Der Schulalltag im A-Zug 
ist von Stigmatisierung, schwierigen Lernbedingungen, Zukunftsängsten und prekären Berufsaussichten geprägt. Die 
Tatsache, dass sich in den A-Klassen fast ausschliesslich Schüler*innen mit schwierigen sozioökonomischen 
und/oder familiären Lebensbedingungen befinden, belastet die Lern- und Lehrbedingungen. Dies ist auch für 
Lehrpersonen eine grosse Herausforderung. An vielen Schulstandorten ist es sehr schwer, Lehrpersonen für den A-
Zug zu finden. Häufig unterrichten in den A-Zug-Klassen darum Berufseinsteiger*innen sowie Lehrpersonen, die 
fach- und/oder stufenfremd unterrichten.  

Bei der Einteilung in die Leistungszüge spielen also auch leistungsunabhängige Kriterien eine Rolle. Schüler*innen 
aus weniger privilegierten sozialen Verhältnissen oder mit Migrationshintergrund kommen bei vergleichbarer 
Leistungsfähigkeit häufiger in ein tieferes Niveau. Die weit verbreitete Annahme, dass die Einteilung in Züge 
insgesamt zu besseren Schulleistungen führt, kann derweil nicht bestätigt werden. Das in der Deutschschweiz 
verbreitete geteilte Modell schneidet diesbezüglich nicht besser ab als das kooperative oder integrative Modell in 
anderen Kantonen. Der Expertenbericht «Soziale Selektivität» des Schweizer Wirtschaftsrats empfahl entsprechend 
schon 2018 eine möglichst späte Selektion «erst am Übergang von der Sekundarstufe I in die Sekundarstufe II».  

Trotzdem hat der Kanton Basel-Stadt im Rahmen der Schulharmonisierung «Harmos» auf Sekundarstufe I die 
Leistungszüge wiedereingeführt. Die entsprechende Schulreform beanspruchte die Ressourcen von Lehrpersonen 
und Schulverwaltung stark. Das neue System befindet sich mittlerweile mehrere Schuljahre im Betrieb. Ich bitte den 
Regierungsrat, folgende Fragen auf Basis der gemachten Erfahrungen zu beantworten.  

1. Wie hoch sind die Anteile der Schüler*innen mit schwierigen sozioökonomischen und/oder familiären 
Lebensbedingungen in den einzelnen Leistungszügen auf Sekundarstufe I? Wie hoch ist der Anteil von 
Schüler*innen, die seit 2015 den Leistungszug gewechselt haben? Wie hoch war der Anteil von Schüler*innen 
mit schwierigen sozioökonomischen und/oder familiären Lebensbedingungen?  

2. Wie trägt der Regierungsrat der Empfehlung des Schweizer Wirtschaftsrats von 2018 nach einer möglichst 
späten Selektion Rechnung im damit im Widerspruch stehenden geteilten Modell auf Sekundarstufe I.  

3. Die Einteilung in Leistungszüge löst bereits in der Primar einen hohen Leistungsdruck aus. Sie belastet damit 
den Schulalltag und steht auch in einem gewissen Widerspruch zum Grundgedanken der integrativen Schule. 
Wie kann der Leistungsdruck reduziert werden und wie können die negativen Auswirkungen auf die 
integrative Schule minimiert werden? 

4. Was für Massnahmen ergreift der Regierungsrat, um die Lernbedingungen im A-Zug zu verbessern und den 
entsprechenden Schüler*innen eine bessere Bildung, bessere Zukunftsaussichten und gesellschaftliche 
Wertschätzung zu vermitteln? Wie kann insbesondere die Unterrichtsqualität gesichert und die Schüler*innen 
auf ihrem Bildungsweg besser unterstützt werden? 

Claudio Miozzari  
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14. Schriftliche Anfrage betreffend KI-Systemen im Kanton Basel-Stadt 22.5461.01 
 

Wie im Bericht derJustiz-, Sicherheits- und Sportkommission (21.1239.02) zum Ratschlag zu einer Änderung des 
Gesetzes über die Information und den Datenschutz vom 9. Juni 2010 (Informations- und Datenschutzgesetz, IDG) 
und weiterer Gesetze unter Punkt 4 aufgeführt, beschloss die Kommission, einen parlamentarischen Vorstoss mit 
einer weitergehenden Ausformulierung der Thematik zu den wesentlichen Punkten wie Definition der Begrifflichkeiten 
(Künstliche Intelligenz, algorithmus-basiert etc.), Risiken und Chancen der Technologie, Anwendungsbereiche, 
Regelungsmöglichkeiten etc. einzureichen. 

Die Anfragende, stellvertretend für die Kommission, möchte nach einem Hearing mit Prof. Dr. Nadja Braun Binder 
(Universität Basel) zunächst mit dieser Schriftlichen Anfrage weitere Informationen erhalten. 

Die nachfolgenden Fragen stützen sich hierbei auf folgende, technologieneutrale Definition von Kl-Systemen: 

"Aus technischer Perspektive handelt es sich um einen etablierten Sammelbegriff, der eine Reihe von Technologien 
umfasst, die automatisierte Entscheidungen fällen, Empfehlungen machen, Schlussfolgerungen ziehen oder 
Vorhersagen treffen. Dazu gehören wissensbasierte Systeme und statistische Methoden ebenso wie Ansätze des 
maschinellen Lernens (z.B. unter Einsatz neuronaler Netze). Die grosse Leistungsfähigkeit dieser Technologien 
basiert meist auf der Aneinanderreihung einer Vielzahl von mathematischen Optimierungen, die unter Nutzung 
grosser Rechnerkapazitäten Strukturen aus grossen Datenmengen extrahieren" (Hervorhebungen durch Autorin) 
(Thouvenin, Florent/Christen, Markus/Bernstein, Abraham/Braun Binder, Nadja/Burri, Thomas/Donnay, 
Karsten/Jäger, Lena/Jaffe, Mariela/Krauthammer, Michael/Lohmann, Melinda/Mätzener, Anna/Mützel, 
Sophie/Obrecht, Liliane/Ritter, Nicole/Spielkamp, Matthias/Volz, Stephanie, Ein Rechtsrahmen für Künstliche 
Intelligenz, Positionspapier, 2021, abrufbar unter: 
https://www.dsi.uzh.ch/de/research/strategy-lab.html).  

Hierzu bitten wir den Regierungsrat folgende Fragen zu beantworten. Dabei ist zu beachten, dass sich die Fragen 
auch auf öffentlich-rechtliche Anstalten wie insbesondere die IWB, die BVB, die Universität und die öffentlichen 
Spitäler beziehen. 

1. Welche Systeme verwendet unser Kanton heute, die unter diese Definition fallen? 
a. Wir bitten um eine Auflistung nach Departementen bzw. öffentlich-rechtlichen Anstalten sowie Art und 

Bezeichnung der Anwendung 

b. Wir bitten jeweils um entsprechenden Hinweis, falls die Systeme Grundlagen für Entscheidungen liefern, 
die sich auf natürliche oder juristische Personen auswirken oder falls die Systeme solche Entscheidungen 
selbst treffen (automatisierte Einzelentscheidung) 

2. Welche Systeme plant der Kanton in den kommenden Jahren anzuschaffen oder selbst zu entwickeln, die 
unter diese Definition fallen? 
a. Wir bitten um eine Auflistung nach Departementen bzw. öffentlich-rechtlichen Anstalten sowie Art und 

Bezeichnung der Anwendung 

b. Wir bitten jeweils um entsprechenden Hinweis, falls die Systeme Grundlagen für Entscheidungen liefern, 
die sich auf natürliche oder juristische Personen auswirken oder falls die Systeme solche Entscheidungen 
selbst treffen (automatisierte Einzelentscheidung) 

3. Welchen kantonalen Regulierungsbedarf (in Querschnittsgesetzen wie z.B. dem OG, IDG oder VRPG, sowie 
in bereichsspezifischen Rechtsgrundlagen) erkennt der Regierungsrat insbesondere bezüglich Sicherstellung 
des Daten- und Persönlichkeitsschutzes, der Einhaltung der Verfahrensgarantien (z.B. Begründungspflicht) 
sowie der Verhinderung von Diskriminierung für die Anwendung solcher Systeme? 

4. Welche konkreten Anforderungen sind aus Sicht des Regierungsrates insbesondere mit Blick auf die 
folgenden Aspekte vorzusehen: 

a. Beschaffungskriterien 

b. Qualitätserfordernisse (hinsichtlich der eingesetzten Algorithmen und Daten) 

c. Schulung der Mitarbeitenden (digital literacy) 

d. Transparenz (z.B. Transparenzregister für solche Systeme) 

e. Aufsicht 

Danielle Kaufmann 

 

 

15. Schriftliche Anfrage betreffend sexualisierte Gewalt an Frauen 22.5464.01 
 

In den Wochen vor den Sommerferien kam es in Basel-Stadt innert einer Woche zu zwei Sexualdelikten an Frauen. 
Obwohl in der Kriminalstatistik 2021 die Anzahl Delikte mit sexualisierter Gewalt zurückging, scheinen die Meldungen 
nun nach Aufhebung der Covid-Massnahmen wieder zuzunehmen. Gemäss der Studie «Sexuelle Gewalt» von 
Amnesty International Schweiz gibt es zudem eine hohe Dunkelziffer im Vergleich zu strafrechtlich verfolgten 
Vergewaltigungen. 

Hinsichtlich öffentlicher Sicherheit belegen der Kanton und die Stadt Basel laut Kriminalstatistik seit Jahren den 
ersten Platz bei den angezeigten Gewaltdelikten pro 1000 Einwohnerinnen und Einwohner in der Schweiz. In einer 
2019 durchgeführten Bevölkerungsumfrage fällt der Anteil von Befragten, die sich nachts im Quartier sehr oder eher 
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sicher fühlen, in Basel mit 67 Prozent tiefer aus als in den anderen Städten. In Zürich geben demgegenüber 88 
Prozent an, sich sicher zu fühlen. 21 Prozent sind ein signifikanter Unterschied. 

Der Regierungsrat Basel-Stadt hat die Dringlichkeit dieses Themas bereits erkannt und gemäss Medienmitteilung 
vom 16. Juni 2022 auch den Schwerpunkt der Kriminalitätsbekämpfung u.a. auf die sexualisierte Gewalt und auf die 
Gewaltdelikte im öffentlichen Raum gelegt. 

Im Hinblick auf die Häufung der letzten Sexualdelikte sorgen sich Frauen in Basel-Stadt dennoch um die öffentliche 
Sicherheit, insbesondere im Hinblick auf sexualisierte Gewalt. 

Jeder sexuelle Übergriff ist einer zu viel. 

Ich bitte daher den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Wie sicher sind Frauen in Basel? Wie viele und welche Übergriffe an Frauen wurden gemeldet? Wie hoch 
sind die Zahlen im Vergleich zu den Zahlen früherer Jahre, insbesondere auch in den Jahren vor den Covid-
Massnahmen? Wie hoch schätzt der Regierungsrat die Dunkelziffer ein? 

2. Wie hoch ist der Anteil der sexualisieren Gewalt an Männern? Wie viele und welche Übergriffe an Männern 
wurden gemeldet? Inwieweit werden Männer von öffentlicher Seite betreffend dem Thema sensibilisiert? Wie 
hoch sind die Zahlen im Vergleich zu den Zahlen früherer Jahre, insbesondere auch in den Jahren vor den 
Covid-Massnahmen? Wie hoch schätzt der Regierungsrat die Dunkelziffer ein? 

3. Wie erfolgreich konnte das Konzept bei den Strafverfolgungsbehörden betreffend sexualisierter Gewalt 
umgesetzt werden? 

4. In der Teilrevision des Polizeigesetzes für ein Kantonales Bedrohungsmanagement wurde die Einführung 
eines Gewalt-Monitorings beschlossen. Was ist der Stand dieses Monitorings? Wie könnte die Einführung 
beschleunigt werden? Welche Massnahmen, ausser der verstärkten Belichtung, werden umgesetzt, um 
sogenannte Hotspots zu entkräftigen? 

Erich Bucher 

 

 

16. Schriftliche Anfrage betreffend automatisierte Kontrolle des 
Prämienverbilligungsanspruchs 

22.5468.01 
 

Personen, die in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen leben, haben gemäss Art. 65 KVG sowie § 17 GKV 
Anspruch auf Prämienbeiträge. Gemäss § 15 KVO entrichtet der Kanton auf Antrag von wirtschaftlich schwächer 
gestellten Personen mit Wohnsitz im Kanton Basel-Stadt sowie von Personen gemäss Art. 65a KVG, welche im 
Kanton Basel-Stadt versichert sind, Beiträge an deren Krankenversicherungsprämien aus, sofern die rechtlichen 
Voraussetzungen erfüllt sind. Gemäss Bericht des Amts für Sozialbeiträge vom Oktober 2021 schreibt das Amt für 
Sozialbeiträge (ASB), das für die Durchführung der PV in Basel-Stadt zuständig ist, Personen an, welche aufgrund 
ihrer Steuerdaten Anspruch auf Prämienverbilligung haben könnten. Neben dem Anschreibsystem gibt es in der 
Schweiz noch weitere Systeme: So haben gemäss Monitoring 2020 über die Wirksamkeit von Prämienverbilligung 
2020 17 Kantone eine automatisierte Prämienverbilligungskontrolle eingeführt, zwei Kantone kennen ein 
Anfragesystem. Gerade in der aktuellen Situation (steigende Preise usw.) ist es mehr denn je angezeigt, verstärkte 
Massnahmen zu ergreifen, um anspruchsberechtigte Personen und Haushalte zum Bezug von 
Prämienverbilligungen zu motivieren und sie dadurch finanziell zu unterstützen. 

Dazu gibt es folgende Fragen:  

1. Wie viele Personen, welche Anspruch auf Prämienverbilligung hätten, beziehen keine Prämienverbilligung? 
Welche Gründe für den Nichtbezug sind bekannt oder werden vermutet? 

2. Welche Möglichkeiten gibt es, die Anzahl jener, welche trotz Anspruch keine Prämienverbilligung beziehen, zu 
verkleinern?  

3. Wäre der Regierungsrat bereit, im Kanton Basel-Stadt eine automatisierte Kontrolle des Anspruchs auf 
Prämienverbilligung einzuführen? Mit welchen finanziellen Kosten wäre zu rechnen?  

4. Wird mit dem Schreiben das Antragsformular sowie die mutmassliche Höhe des zu erwartenden Beitrages an 
die Krankenversicherungsprämie beigelegt?  

5. Wird das Informationsschreiben in verschiedenen Sprachen versendet? Wenn ja, in welchen? Wenn nein, wie 
liesse sich ein Versand in verschiedenen Sprachen umsetzen?  

6. Müssen Personen, welche aus der Sozialhilfe abgelöst werden, selbstständig ein Prämienverbilligungsgesuch 
stellen oder kann die Prämienverbilligung der Sozialhilfe übernommen werden?  

Anina Ineichen 
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17. Schriftliche Anfrage betreffend Entlastung der Eltern von (schwer) behinderter 
Kinder und Jugendlichen 

22.5476.01 
 

Eltern von Kindern mit einer Behinderung, insbesondere von Kindern mit einer schweren Behinderung leisten ohne 
Abgeltung oder Anerkennung meist Ausserordentliches im Rahmen ihre Fürsorgepflicht. Häufig ist die 
Beanspruchung derart hoch, dass ein Elternteil – in den meisten Fällen die Mutter – über kurz oder lang die 
Erwerbstätigkeit aufgibt, um sich voll der Betreuung des beeinträchtigten Kindes und allenfalls vorhandener gesunder 
Geschwister zu widmen. Für Alleinerziehende mit einem schwerbehinderten Kind ist ein solcher Einkommensverzicht 
meist gar nicht verkraftbar. Der Austritt aus dem Erwerbsleben verschafft zwar Zeit, kann eine betroffene Familie 
aber auch in finanzielle Not bringen.  

Aktuell hängig ist eine definitive Beantwortung des stehen gelassenen Anzugs von Franziska Roth betreffend 
„bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Familien mit behinderten und chronisch kranken Kindern“ (19.5571). 
Die vorläufige Beantwortung des Anzuges bezieht sich im Wesentlichen auf die Massnahmen bzw. Angebote für 
behinderte Kinder im Rahmen des Regelunterrichtes, der Tagesstrukturen und der staatlichen oder staatlich 
finanzierten Ferienangebote. 

Auf Grund der grossen psychosozialen Belastung entsteht zuweilen Entlastungsbedarf bei den Eltern, der nicht mit 
Angeboten des schulischen Regelbetriebes gelöst werden kann. In diesem Zusammenhang stellen sich daher 
ergänzende Fragen, um deren Beantwortung ich die Regierung bitte: 

1. Bestehen (genügend) Angebote, mit denen erschöpfte Eltern wochenweise (tagsüber oder ganztags) von den 
Obhutspflichten entlastet werden? Wenn ja, welche? 

2. Bestehen (genügend) Angebote, mit denen erschöpfte Eltern phasenweise in der Pflege (ev. Kinderspitex) 
oder der Erziehung und Betreuung (ev. sozialpädagogische Familienbegleitung) oder in der 
Alltagsbewältigung (ev. SRK Freiwillige) unterstützt werden? Wenn ja, welche? 

3. Bestehen Angebote im Bereich der regelmässigen Freizeit- oder Wochenendgestaltung, deren integrative 
Nutzung der Kanton unterstützt oder unterstützen könnte? Wenn ja, welche? 

4. Sieht die Regierung Handlungsbedarf für ergänzende Angebote und wenn ja, welche? 

5. Lassen sich die allf. Massnahmen ggf. mit der in Aussicht gestellten Beantwortung zu den offenen Vorstössen 
19.5571 und 20.5343 verbinden? 

Georg Mattmüller 

 

 

18. Schriftliche Anfrage betreffend Nutzung Behindertenparkfelder 22.5477.01 
 

Menschen mit einer Gehbehinderung deren Ursache im Bewegungsapparat der Beine (direkte Gehbehinderung) wie 
auch im Atem- und Kreislaufsystem (indirekte Gehbehinderung) liegen, können als Nutzende eines eigenen Autos 
mit ärztlichem Attest eine Sonderparkierbewilligung beantragen.  

Diese berechtigt, Fahrzeuge auf Parkplätzen mit Parkzeitbeschränkung (Blaue Zone, Parkuhren etc.) unbeschränkt 
abzustellen. Auf gelb markierten Behindertenparkfeldern darf das Fahrzeug maximal 3 Stunden abgestellt 
werden. Zusammen mit der Anwohnerparkkarte kann mit Ausnahme der motorfahrzeugfreien Kernzone der 
Innenstadt unbeschränkt parkiert werden. Auf Parkverbotsfeldern kann das Fahrzeug maximal 3 Stunden abgestellt 
werden.(Aus Merkblatt für Inhaber/innen von Sonderparkierbewilligungen für gehbehinderte Personen; 2016). 

Im Innenstadtperimeter ist das Parkieren nur auf den ausgewiesenen Behindertenparkfeldern zulässig. Innenstadt- 
und stadtnahe Behindertenparkfelder dienen oft einer Nutzung, für die der Zeitraum von 3 Stunden zu knapp 
bemessen ist. Ein ausgedehntes Abendessen, ein Theaterbesuch mit anschliessendem Restaurantbesuch u.v.m. 
dauert in der Regel länger als 3 Stunden. 

Gemäss Art. 20a der Verkehrsregelnverordnung (VRV) des Bundes ist das Parkieren mit Sonderparkierbewilligung 
mit lediglich im Parkverbot auf max. 3 Stunden limitiert, auf Parkfeldern und daher auch auf Behindertenparkfeldern 
sieht die VRV-Regelung die Möglichkeit des zeitlich unbeschränkten Parkierens vor. 

Ich bitte den Regierungsrat um Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Gibt es einen sachlichen Grund, weshalb das Parkieren auf Behindertenparkfeldern im Kanton Basel-Stadt 
auf 3 Stunden limitiert ist? 

2. Teilt der Regierungsrat die Meinung, dass eine Aufhebung der zeitlichen Limitierung auf 
Behindertenparkfeldern den bundesrechtlichen Vorgaben nicht widerspricht? 

3. Was müsste der Kanton unternehmen, um eine Aufhebung der zeitlichen Limitierung auf 
Behindertenparkfeldern in den kantonalen Voraussetzungen zu ermöglichen? 

Georg Mattmüller  
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